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Zu Komplex I des Untersuchungsauftrages: 
Was haben die Senatoren für Inneres bzw. die 
Senatsverwaltung für Innere-s und das Landesamt 
für Verfassungsschutz (LfV) unternommen, um 
nach Wegfall der Rechte der Alliierten das LfV 
technisch und personell in die Lage zu versetzen, 
die diesem übertragenen gesetzlichen Aufgaben 
zu erfr.Hlen? 

Zu Frage 1 bis 4: .......................... . 

1. Was haben der Senator ftir Inneres bzw. die 
Senatsverwaltung rur Inneres und das 
Landesamt für Verfassungsschutz (LfV) 
unternommen, um beim Wegfall der Rechte 
der Alliierten das LfV technisch und perso­
nell in die Lage zu versetzen, die diesem 
übertragenen gesetzlichenAufgaben zu erfül­
len? 
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1.1.2 

1.1.3 

1.1.4 

1.1.5 

1.1.6 

1.1.7 

1.2 

2. Hat es im Jahre 1991 Bemühungen des LfV 
gegeben, im Amt die technischen und perso­
nellen Voraussetzungen für die DurchfUh­
rung von Maßnahmerl nad1 dem G 10-Gesetz 
zu gewährleisten? 

3. Welche Organisations- und Personalmaßnah­
men hat das LfV ergriffen. um die DurchfU.h­
rung von G 10-Maßnahmen sicherzustellen 
und wann sind diese Maßnahmen realisiert 
worden? 

4. Hat es entsprechende Stellenanforderungen 
seitens des Ltv gegenüber dem Innensenator 
und Ausschreibungen durch das LfV gege­
ben? 

a) Auf welche Weise hat der Innensenator 
diese Bemühungen unterstützt. um die 
Handlungsfähigkeit des LfV sicherzustel­
len? 

b) Was hc~.t der Innensenator persönlich 
unternommen. um die als notwendig 
bezeichnete und vom LfV geforderte 
G 10-Steile in der Verwaltung und im Par­
lament durchzusetzen. und darüber hin­
aus das LfV in die Lage zu versetzen. 
seinen gesetzlichen Auftrag zu erfüllen? 

Ablösung der alliierten Rechte .............. . 

--d 10-desetz und Stellensperre 

Der Zeitraum der Stellensperre ............. . 

Rechtliche Erwägungen zum Instrument der Son-
deraufträge ........................... , .... . 

Wechsel eines Hauptsachbearb!!ilers während der 
Stellensperre .............................. . 

Aulhebung der Stellensperre 

Technische Voraussetzungen ................ . 

Zu Frage 5: ..................... ,, ..•... ,,. 

Welche sofortigen Anstrengungen zur Schließung 
der Sicherheitslücke wurden unternommen, nach­
dem das Bundesamt fllr Verfassungsschutz (BfV) 
sich nicht mehr in der Lage gesehen hatte, Maß~ 
nahmen nach dem G 10-Gesetz in Berlin vorzu­
nehmen~ 

1.2.1 Bemühungen des UV um fremdsprachliche Vor-
auswerter ................................. . 

1.3 Zu Frage 5 a): ............................. . 

Wie ist im LfV, der Fach- und Dienstaufsicht und 
durch den Senator ftlr Inneres die Durchrührung 
erster G 10-Maßnahmen vorbereitet und begleitet 
worden? 

1.3.1 ~aßnahmen des Senators und der Senatsverwal~ 
tung für Inneres ........................... . 
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2. Zu Komplex II des Untersuchungsauftrages: ... 

Welche Erkenntnisse lagen den Sicherheitsbehör~ 
den über die Person Kazem Darabi und die Aktivi~ 
täten iranischer Nachrichtendienste oder terrori­
stischer Organisationen vor~ welche Schlußfolge­
rungen wurden daraus gezogen und welche 
Sicherheitsmaßnahrnen, insbesondere Maßnah~ 
men nach dem G 10-Gesetz, wu~den veranlaßt? 

2.1 Zu frage I b) bis d): ...................... . 

b) Wie war sein Aufenthalt~status? 

c) Wann, durch wen und aus welchen Gründen 
wurde lrotz Kenntnis der Aktenlage die im 
Januar 1991 abgelaufene Aufenthaltserlaub­
nis von Darabi fUr zwei Jahre verlängert? 

d) Wie wurde seit Beginn des Aufenthalts von 
Darabi in der Bundesrepublik Deutschland 
seine Rolle eingeschätzt? 

2.1.1 Aufenthaltsstatus des Kazem Darabi ......... . 

2.2 Zu Frage I a): ............................. . 

2.2.1 

2.2.2 

2.2} 

2.2.4 

2.3 

2.4 

Welche Erkenntnisse lag.en zu welchem Zeitpunkt 
Berliner Behörden, insbesondere 

- dem Polizeilichen Staatsschutz 

- dem Landesamt für Verfassungsschutz 

- der Senatsverwaltung fLir Inneres 

- dem Innensenator 

und den Sicherheitsbehörden des Bundes zur Per­
son Kazem Darabi vor? 

Erkenntnisse des polizeilichen Staatss(.;hutzes 
über K.azem Darabi ........................ . 

Erkenntnisse des LfV über Kazem Darabi ..... 

Erkenntnisse der Senatsverwaltung und des Sena-
tors fti:r Inneres über K.azem Darabi ......... . 

Erkenntnisse der Bundesbehörden: BKA, BfV 
und Bundeskanzleramt .. ,_, ..... , ... ~-· .. A •••• 

Zu Frage 3 a): ............................. . 

Hatte - und wenn ja, zu wekhem Zeitpunkt - das 
Landesamt für Verfassungsschutz und/oder die 
Senatsverwaltung ftir Inneres bzw. der Innensena­
tor persönlich Erkenntnisse über die Verlagerung 
operativer Aktivitäten iranischer NachrichtenM 
dienste und extremistischer oder terroristischer 
Organisationen, insbesondere der 'Hizb Allah~ auf 
Grund der künftigen Regierungs- und Parlaments­
funktionen nach Berlin? 

Wenn ja, 

- welche Maßnahmen wurden ergriffen? 

Zu Frage 3 c): ............................. . 

Hat es im Zeitraum zwischen Februar 1992 und 
September 1992 von Sicherheitsbehörden des 
Bundes schriftliche oder mündliche Hinweise an 
das Landesamt fUr Verfassungsschutz und/oder 
den polizeilichen Staatsschutz gegeben~ in denen 
auf möglicherweise bevorstehende Anschläge 
Bezug genommen wurde? 

Wenn ja, 

- welche Institutionen waren nach EinschätM 
zung des Bundesamtes für Verfassungsschutz 
und des Landesamtes für Verfassungsschutz 
gefahrdet, 

- was haben die Berliner Sicherheits behörden 
daraufhin unternommen, und 
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- sind diese Hinweise an die Senatsverwaltung 
f'ür Inn<!res weitergeleitet worden? 

2.4.1 Aktivitäten iranischer Nachrichtendienste oder 
terroristisch,er Organisationen ............... . 

2.4.2 Warnhinweise ............................. . 

2.5 Zu Frage 2 d) und e): ...................... . 

d) Warum hal der polizeiliche Staatsschutz mit 
Darabi ein sogenanntes präventives Gespräch 
gefLihrt? 

e) Sind solche Gespräche üblich? 

2.6 Zu Frage 3 d): ............................ . 

Ist - und wenn ja, zu welchem Zeitpunkt - im 
Landesamt für Verfassungsschutz und/oder dem 
polizeilichen Staatss~hutz bekannt geworden, daß 
sich die mutmaßlichen Attentäter offenbar zur 
Vorbereitun,g des Attentates in Berlin getroffen 
haben? 

2.7 Zu Frage I e): .......................... . 

2.8 

2.9 

3. 

3.1 

Hat es vor dem 3. Oktober 1990 Bes~hränkungs­
maßnahme.c. gegen ihn gegeben? 

Wenn ja, 

über welchen Zeitraum, 

auf wessen Antrag und 

auf Grund welcher Informationen und BewerM 
tungen sind diese Maßnahmen vorgenommen 
worden? 

Zu Frage 2 a): 

Trifft es zu, daß das Bundesamt dem Landesamt 
für Verfassungsschutz Berlin in Sachen Darabi 
nahe legte, Maßnahmen nach dem G 10M Gesetz zu 
ergreifen? 

Wenn ja, welche Maßnahme.n hat es daraufhin 
wann eingeleitet? 

Zu Frage 2 b) und c): ............... . 

b) Wann und aus welchen Gründen wurde erst­
mals ein Antrag des Landesamtes fLir Verfas­
sungsschutz zur Telefonüberwachung des 
Darabi gestellt? 

c) Auf welche Informationen und Bewertungen 
hat sich der Antrag gestützt? 

Zu Komplex 3 des Untersuchungsauftrages: 

Wie waren die Koordination und der InfomationsM 
austausch zwischen dem Innensenator, den 
zuständigen Beamten der Innenverwaltung, dem 
LfV und sonstigen Sicherheitsbehörden generell 
und im Hinblick auf Darabi gestaltet? 

Zu Frage 1 a) bis e): ....................... . 

a) Wie ist gnmdsätzlich der Informationsaus­
tausch zwischen der Senatsverwaltung fUr 
Inneres, insbesondere dem Senator, Staats­
sekretär, Dienst- und Fachaufsicht sowie dem 
nachgeordneten Landesamt organisiert? 

b) Wie wurde der Informationsaustausch seit 
Beginn der Amtszeit des amtierenden Innen­
senators gestaltet? 

c) Wie wurde sichergestellt, daß der verantwort­
liche Sf:nator nicht nur bei besonderen Vor­
kommnissen, sondern auch grundsätzlich 
über Vorgänge, Gefährdungen etc. informiert 
ist? 
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d) Wann und wie oft hat es koordinierende 
Gespräche zwischen den Verantwortlichen 
des LfV und den zustänctig_en Vertretern der 
Senatsverwaltung für Inneres gegeben? 

e) Welchen Inhalts waren diese Gespräche? 

J.Ll Koordination und Informationsstrukturen ..... 
3. 1.2 Aufilabentei!ung zwischen Senator und Staats-

3.2 

3.3 

3.4 

3.4.1 

3.5 

4. 

4 

sekretär ................................... . 

Zu Frage 1 l) und g) ....................... . 

f) Ist in diesem Zusammenhang über geplante 
oder flir erforderlich gehaltene AbhörmaßM 
nahmen gesprochen worden? 

g) In welcher \\"eise hat der Senator für Inneres 
die Umsetzung dieser Maßnahme beschleuM 
nigt? 

Zu Frage 2 a) und b): ..................... .. 

a) Wie hat sich der Innensenator über vorlieM 
gende Erkenntnisse informiert, um die 
Sicherheit im Hinblick auf die in Berlin agieM 
renden extremistischen und terroristischen 
Organisationen, insbesondere die Hizb Allah, 
zu gewährleisten? 

b) Hat das Landesamt für Verfassungsschutz -
wenn ja, zu welchem Zeitpunkt- den InnenM 
senator unterrichtet, daß es personell, finanM 
ziell sowie technisch nicht in der Lage ist, die 
als notwendig anerkannten Maßnahmen 
gegen die Terrororganisation Hizb Allah 
durchzuführen? 

Zu frage 3 a) bis c): 

a) Wann wurde der Senat erstmalig über die 
Gefährlichkeit Darabis und dessen Aufent­
halt in Berlin informiert? 

b) Warum hat der Staatsschut..z das LfV nicht 
über das mit Darabi geführte präventive Kon­
taktgespräch informiert, obwohl das BfV drin­
gend die Fortsetzung einer G 10-Maßnahme 
empfohlen hat? 

c) Wie sind die zwischen Februar 1992 und Sep­
tember 1992 von anderen bundesweiten 
Sicherheitsbehörden eingegangenen schrifl­
lichen Informationen bewertet worden, und 
welchen ffir die Sicherheit Berlins zuständi­
gen Institutionen sind diese Informationen 
zugeleitet worden? 

Unterlagen zur Mitwirkung des Innensenators 
nach Aktenlage ............................ . 

Zu Frage 3 d) und e): ...................... . 

d) Hätte nach der Information des BfV über 
Darabi durch bessere Abstimmung und bes­
sere Informationsweitergabe zwischen den 
verschiedenen fUr die Sicherheit in Beriin 
zuständigen Institutionen (LfV, Staatsschutz, 
Innensenat) das geplante Attentat im Vorfeld 
aufgeklärt und damit der Mord an den vier 
Politikern verhindert werden können? 

e) Wenn ja.. wer trägt für die mangelhafte 
Abstimmung die Verantwortung? 

Zu Komplex IV des Untersuchungsaufirages: 

Welche Erkenntnisse lagen den Sicherheitsbehör­
den über Gefährdungen anläßtich der Tagung der 
Sozialistischen Internationale vor und welche 
Maßnahmen wurden veranlaßt? 
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Zu Frage I bis 4: ......................... .. 

1. a) Wie erfolgte konkret die Vorbereitung des 
Kongresses der Sozialistischen InternatioM 
nale (14. bis 17. September 1992) durch 
die Polizei und das Landesamt für Verfas­
sungsschutz? 

b) Inwieweit war die Senatsverwaltung für 
Inneres hieran beteiligt? 

2. a) Hat es vor der Tagung der Sozialistischen 
Internationale vorbereitende Lagebespre~ 
chungen und Mbeurteilungen zwischen 
den Polizeibehörden und dem Landesamt 
fLir Verfassungsschutz gegeben? 

b) Wenn ja, ist der Senator für Inneres bzw. 
die Senatsverwaltung ftir Inneres über das 
Ergebnis informiert worden? 

c) Wenn ja, hat es seitens des Innensenators 
Weisungen an die Polizei bzw. an das 
Landesamt flir Verfassungsschutz zur 
Sicherung der Tagung der Sozialistischen 
Internationale gegeben? 

3. a) Wann und durch wen wurden die zustän­
digen Sicherheitsbehörden vom VeranM 
stalter über den geplanten Aufenthalt von 
sicherheilsg_efährdeten Personen in Berlin 
unterrichtet? 

b) Wie sah diese Unterrichtung konkret aus? 

c) Durch wen und wann wurden daraufbin 
die notwendigen Sicherheitsmaßnahmen 
eingeleitet? 

4. a) Wann und durch wen wurden die zustän­
digen Sicherheitsbehörden über den AufM 
enthalt der vier kurdischen Oppositions­
politiker informiert? 

b) Wie sah diese Unterrichtung konkret aus? 

c) Weicht! - erforderlichen - Maßnahmen 
wurden wann eingeleitet? 

d) In welchem Zeitraum wurden diese Maß­
nahmen durchgeftihrt? 

e) Zu welchem Zeitpunkt und auf welche 
Weise ist den Sicherheitsbehörden 
bekannt geworden, daß die vier ermorde­
ten Politiker auf Einladung der Sozialisti­
schen Internationale in Berlin waren? 
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Was hat der Senator fUr Inneres unternommen, 
um seinen Informationspflichten nachzukomM 
men? 
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I. Was hat der Senator für Inneres unternom­
men, um seiner Informationspflicht gegen­
über der G !()..Kommission des Landes ßerlin 
und dem zuständigen Parlamentsausschuß 
vor dem Hintergrund der Bedeutung des Vor­
gangs ,.Darabi/Mykonos-Attentat" gerecht zu 
werden? 

a) Wann und mit welchem Inhalt hat er diese 
Gremien oder politisch Verantwortliche 
unterrichtet? 
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I. 
Bericht des Ausschusses 

A. All&emeiner Teil 

1. Einsetzung des Ausschusses und Untersuchun&saurtrag 

Gem.!iß des gemeinsamen Änderungsantrages der Fraktion der 
CDU, der Fraktion der SPD, der Fraktion der F.D.P. und der 
Fraktion Bündnis 901Grüne (AL)!UFV - Drs 1212848 I 2858 I 
2870 I 2899-1 -zum Antrag der Fraktion Bündnis 90/Grüne (Drs 
12/2848), zum Antrag der l'raktion der F.D.P. (Drs 1212858), zum 
Antrag der Fraktion der SPD (Drs 1212870) und zum Antrag der 
Fraktion der CDU (Drs 12/2899) hat das Abgeordnetenhaus von 
Berlin- 12. Wahlperiode- in seiner 49. Sitzung am 27. Mai 1993 
folgenden Beschluß gefaßt: 

Der Ausschuß für Verfassungsschutz des Abgeordnetenhauses 
von Berlin wird gemäß § 35 Abs. 4 des Gesetzes über das Landes­
amt für Verfassungsschutz als Untersuchungsausschuß zur Auf­
klärung möglicher Versäumnisse der Sicherheitsbehörden im 
Zusammenhang mit dem Mordfall Mykonos eingesetzt. 

Der Untersuchungsausschuß hat den Auftrag. die folgenden 
Sachverhaltskomplexe aufzuklären: 

I. 

Was haben die Senatoren für Inneres bzw. die Senats verwal­
tungfür Inneres und das Landesamt für Verfassungsschutz (LfV) 
unternommen. um nach Wegfall der Rechte der Alliierten das 
LfV technisch und personeii in die Lage zu versetzen, die diesem 
übertragenen gesetzlichen Aufgaben zu erfüllen? 

I!. 

Welche Erkenntnisse lagen den Sicherheitsbchürden über die 
Person Kazern Darabi und die Aktivitäten iranischer Nachrich­
tendienste oder terroristischer Organisationen vor. welche 
Schlußfolgerungen wurden daraus gezogen und welche Sicher­
heitsrnaßnahmen, insbesondere Maßnahmen nach dem G- 10-
Gesetz, wurden veranlaßt'! 

!II. 
Wie waren die Koordination und der Infomationsaustausch 

zwischen dem Innensenator, den zuständigen Beamten der 
Innenverwaltung., dem LfV und sonstigen Sicherheitsbehörden 
generell und .im Hinblick auf Darabi gestaltet? 

IV. 

Welche Erkenntnisse lagen den Sicherheitsbehörden über 
Gefährdungen anläßlich der Tagung der Sozialistischen Interna­
tionale vor und welche Maßnahmen wurden veranlaßt? 

V. 

Was hat der Senator für Inneres unternommen. um seinen 
Informationspflichten nachzukommen? 

VI. 

Der Untersuchungsgegenstand wird konkretisiert durch die in 
den Anträ&en Drs 12/2848, 1212858, 1212870 und 1212899 enthal­
tenen Fragen. 

2. Mlt&licder des Untersuchun&sausschusses 

Rechtsgrundlage fli.r die Einsetzung des Ausschusses fLir Ver­
fassungsschutz als Untersuchungsausschuß ist § 35 Abs. 4 des 
Gesetzes über das Landesamt für Verfassungsschutz (LfVG) in 
der Fassung vom 25. März 1995 (GVBI. S. 254). 

Gemäß§ 35 Abs. 4 Satz 2 LfVG findet§ 3 des Gesetzes über die 
Untersuchungsausschüsse des Abgeordnetenhauses von Berlin 
(UntAG) keine Anwendung. 

Dies bedeutet. daß der Vorsitzende des Untersuchungsaus­
schusses und sein Stellvertreter, sowie die übrigen Mitglieder des 
Ausschusses und deren Stellvertreter nicht vom Abgeordneten-
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haus von Berlin gewählt werden. sondern die Mitglieder und die 
Amtsinhaber (Vorsitzender. stellv. Vorsitzender, Schrififührerin, 
stellv. Schriftführer) mit denen des Ausschusses flir Verfassungs­
schutz identisch sind. 

Um den Kreis der Personen. die von geheimhaltungsbedürfti­
gen Tatsachen Kenntnis erhalten, nicht größer als unbedingt 
erforderlich werden zu lassen, hatte der Ausschuß fU.r Verfas­
suilgsschutz beschlossen. auf stellvertretende Mitglieder zu ver­
zichten (vgl. § 33 Abs. 2 i. V. m. § 35 Abs. 4 LfVG). 

Deshalb gab es auch keine stellververtretenden Mitglieder im 
Untersuchungsausschuß. 

Der Untersuchungsausschuß verständigte sich einvernehmlich 
darauf. die im Ausschuß für Verfassungsschutz vereinbarte Rege­
lung, bei Abstimmungen von der Sollstärke der Fraktionen aus­
zugehen, auch im Untersuchungsverfahren anzuwenden. 

Dem Ausschuß gehörten somit an; 

a) als ordentliche Mitglieder: 

bis 30. 8. 1993: 
Abg. Klaus-Hermann Wienhold (CDU) - Vorsitzender -

ab 30.8.1993: 
Abg. Julius Wallot (CDU) - Vorsitzender -
Abg. Manfred Bode (CDU) - stellv. Schriflftihrer -
Abg. Andreas Gram (CDU) - Sprecher -
Abg. GUnter Toepfer (CDU) 
Abg. Helmut Hildebrandt (SPD) - Sprecher -
Abg. Gerhard von Essen (SPD) 
Abg. Hans-Geerg Lorenz (SPD) - stellv. Vorsitzender -
Frau Abg. Marion Seelig (PDS) - Sprecherio -
Frau Abg. Renate Künast (Bü 90/Grüne) - Schriftflihrerin­
Abg. Dr. Rolf-Peter Lange (F.D.P.) - Sprecher -

b) als Mitglied gemäß § 20 Abs. 4 GO Abghs: 

Abg. Reinhard Schult (Neues Forum/Bürgerbewct&ung) 

Der Abgeordnete Klaus-Hermann Wienhold {CDU). Vorsit­
zender des Ausschusses für Verfassungsschutz und damit auch 
Vorsitzender des Untersuchungsausschusses, gab seine Mitglied­
schaft in beiden Ausschüssen zum 30. August 1993 auf. 

Als neues Mitglied im Ausschuß ftir Verfassungsschutz und 
folglich auch un Untersuchungsausschuß benannte die Fraktion 
der CDU den Abgeordneten Julius Wallot und nominierte ihn 
gleichzeitig auch für das Amt des Vorsitzenden. Der Vorgeschla­
gene ·wurde am 30. August 1993 vom Ausschuß für Verfassungs­
schutz einstimmig zum Vorsitzenden gewählt und amtierte seit­
dem in gleicher Funktion im Untersuchungsausschuß. 

3. Ablauf des Untcrsuchun&~n1erfahrens 

3.1 Vorbemerkung zum Untersuchung~auffrag 

Parallel zur Arbeit des Untersuchungsausschusses wird seit 
dem 28. Oktober 1993 vor dem 1. Strafsenat des Berliner Kam" 
mergerichts der ,.Mykonos"-Prozess verhandelt. 

Oie Ermittlungen des Untersuchungsausschusses kollidierten 
aber nicht mit den strafrechtlichen Ermittlungen, da der Aus­
schuß lediglich der Frage nachging, ob es vor dem Mordanschlag 
bei den Sicherheitsbehörden Versäumnisse gegeben hat und 
keine Tataufklärung betrieb. 

3.2 Rechts" und Verfahrensfra~:,en 

Der Untersuchungsausschuß trat am 10. Juni 1993 zu seiner 
ersten Sitzung zusammen und legte einstimmig zunächst fol­
gende flir seine weitere Arbeit verbindlichen Verfahrensregelun­
gen fest: 
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3.2.1 Rechte eines Mitglieds gemii,ß § 20 Abs. 4 GO Abghs 

Der Vertreter der Parlamentarischen Gruppe hat gemäß § 20 
Abs. 4 GO Abghs lediglich Rede- und Antragsrecht. 

3.2.2 Regelungen zum Personenkreis, der Über den Kreis der Aus~ 
schr,ifJmitglieder hinaus zur Teilnahme an den Sitzungen be~ 
rechtigt ist 

(1) Die Teilnahme von Besuchern an öffentlichen Sitzungen ist 
nach Vorlage einer vom Referat Öffentlichkeitsarbeit ausgestell~ 
ten Zuhörerkarte möglich. 

(2) Besucher werden vom Vorsitzenden unter Hinweis auf 
einen ggf. nach§ 7 Abs. 2 UntAG erforderlichen Ausschluß von 
der Teilnahme an der Sitzung darauf hingewiesen, daß ste verpf~ 
lichtet sind, Kontakte zu Personen, die mögticherweise als Zeu~ 
gen gehört werden könnten, anzugeben. Für im öffentlichen 
Dienst Beschäftigte besteht darüber hinaus die Verpflichtung 
offenzulegen, wenn sie bei einer von den untersuchten Vorfallen 
betroffenen Dienststelle tätig sind. 

(3) Vertreter der Informationsmedien haben Zutritt unter Vor­
lage eines vom Referat Öffentlichkeitsarbeit des Abgeordneten­
hauses ausgegebenen Dauer~ oder Tagesausweises. Der Ausweis 
ist während jeder Zeugenvemeh.mun,g deutlich sichtbar auszule~ 
gen, um Mißverständnisse zu vermeiden. 

(4) Bei Sitzungen, die als VS~Vertraulich oder als VS~Geheim 
eingestuft werden, dürfen außer den Ausschußmitgliedern nur 
solche weiteren Personen anwesend sein~ die entsprechend dem 
jeweiligen Geheimhaltungsgrad ermächtigt sind. 

(5) Bei Sitzungen, die zwar nichtölTentlieh sind, aber keiner 
VS-Einstufung unterliegen, wird der Teilnehmerkreis auf fol­
gende Personen beschränkt: 

- die namentlich benannten Assistentenlinnen der Frak~ 
tionen, 

- die Mitarbeiter/innen des Ausschußbü_ros und_ggf,_de_r Ha_us~ 
verwaltung, 

- die Fraktionsvorsitzenden und Geschäftsführer. 

3.2.3 Geheimschutz 

(1) Hinsichtlich des Geheimschutzes gilt die vom Ausschuß 
für Verfassungsschutz bereits beschlossene Geheimschutzord­
nung des Abgeordnetenhauses. die den Umgang mit VS~ Ver~ 
handlungsgegenständen regelt, für das gesamte Untersuchungs­
verfahren (Anlage 1). 

(2) Es gilt weiterhin der Beschluß des Ausschusses ft.ir Verfas~ 
sungsschutz (1. Sitzung), wonach Unterlagen, die den Ausschuß~ 
mitgliedem von einer Behörde als Arbeits~~ Beratungs~ oder 
Beweismaterial zur Verfügung gestellt wurden, nach Abschluß 
des Verfahrens an die herausgebende Stelle zurückzugeben sind. 
sofern es diejeweilige Behörde ausdrücklich verlangte. Dieser Be­
schluß b~zieht sich nicht nur auf Originalunterlagen~ sondern 
auch auf Kopien, Ausfertigungen etc. 

(3) Beinhalteten Akten, Unterlagen und Aussagen amtlich zu 
wahrende Privatgeheimnisse. so ist eine Beweiserhebung darüber 
grundsätzlich nur in nichtöffentlicher Sitzung zulässig. Die 
Bestimmungen der Geheimschutzordnung, die die Behandlung 
von Verschlußsachen der Stufe VS~ Vertrautich betreffen~ sind aus 
verfassungsrechtlichen Gründen insoweit sinngemäß anzuwen~ 
den. 

(4) Die an den Untersuchungsausschuß herausgegebenen und 
der Geheimhaltung unterliegenden Akten und Unterlagen (Ver~ 
schlußsachen) werden im VS~Archiv des Abgeordnetenhauses 
aufbewahrt. Zugang dazu haben nur die daflir ausdrücklich 
ermächtigten Mitarbeiter des Ausschußbüros. 

Geheimhaltungsbedürftige Akten oder Schriftstücke können 
außerhalb der Sitzungen von den Ausschußmitgliedern und den 
namentlich benannten Mitarbeitern der im Ausschuß vertretenen 
Fraktionen im VS-Leseraum eingesehen, dürfen daraus jedoch 
nicht entfernt werden. 

Werden flir Sitzungen des Ausschusses Unterlagen aus dem 
VS-Archiv benötigt, so sorgt das Ausschußbüro dafür, daß- diese 
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flir die Dauer der Sitzung zur VerfUgung stehen und anschließend 
in das VS-Archiv :wrückverbracht werden. 

Die geheimhaltungsbedürftigen Akten, Aktenteile und son~ 
stige Schriftstücke sind auf jeder Seite mit einem kopierfesten 
Kennzeichen zu versehen. Soweit von solchen Unterlagen 
Kopien angefertigt werden, werden auch diese Kopien im glei~ 
eben Raum aufbewahn und dürfen daraus nicht entfernt werden. 

Die Vorschriften der Geheimschutzordnung sowie die Ver~ 
schlußsachenanweisung des Landes Berlin bleiben von diesem 
Beschluß unberührt. 

3.2.4 Protokolle 

(1) Fertigung dm Pmtokolle 

Über jede Sitzung - ölTentlieh oder nichtöffentlich - wird ein 
Beschluß~Protokoll vom Ausschußreferenten erstellt. 

Über die Beweiserh·~bungssitzungen des Ausschusses werden 
Wort-Protokolle angefertigt (§ 9 Abs. l UntAG). 

(2) Verteilung der Protokolle 

Protokolle erhaLten die Ausschußroitglieder, die benannten 
Mitarbeiter/innen der Fraktionen und das Ausschußbüro. 

Protokolle, die der VS-Einstufung unterliegen, werden je ein~ 
mal für 

- den Vorsitzenden. 

- die Fraktionell b:2~w. clle Parlamentarische Gruppe, 

- das Ausschußbüro 

gefertigt und verbleiben im VS-Archiv. 

(3) Einsichtnahme i.n die Protokolle bzw. deren Weitergabe 

Protokolle über öffentliche Beweiserhebungssitzungen werden 
zur allg_emeinen Einsic~htnahrne bzw. Weitergabe erst nach 
Abschluß des Untersuchungsausschußverfahrens freigegeben. 

Auf Bitte des Vorsitzenden des 1. Strafsenats hatte der Aus­
schuß beschlossen~ dem Kammergericht die Wort~Protokolle 
über die öffentlichen Zeugenvernehmungen zeitgleich mit den 
Ausschußmitglied1~rn zur Verfügung zu stellen. 

Den einvernommenen Zeugen werden die Teile der Protokolle 
aus öffentlicher Sitzung, die ihre Aussage betreffen, übersandt; 
bezüglich der Teile. ihrer Aussagen in geheimer Sitzung haben die 
Zeugen die Möglichkeit, die ihre Aussagen betreffenden Teile des 
Wortprotokolls im Au:ischußbüro einzusehen. um ggf. Aussagen 
korrigieren bzw. Klarstellungen vornehmen zu können. 

Über das Recht, eine Stellungnahme abzugeben hinaus, kann 
eine Korrektur bereits erstellter Wortprotokolle nicht verlangt 
werden. 

Protokolie nichNiffentlicher Sitzungen werden zur allgemeinen 
Einsil:htnahme bzw. \Veite-rgabe weder während des Verfahrens 
noch nach seiner Beendigung freigegeben (Beratungsgeheimnis). 

Vertrauliche oder geheime Protokolle. können entsprechend 
der Geheimschutzordnung nur von den Mitgliedern, von VS~ver~ 
pflichteten Mitarbeiter/innen des Ausschußbüros und der Frak~ 
tionen so.wie von den elnvernommenen Zeugen bezüglich des 
ihre Vernehmung betre.ffenden Teils des Protokolls eingesehen 
werden. 

Wortprotokolle über geheime bzw. vertrauliche Beweiserhe­
bungen werden entsiJrechend § 5 GeheimSchO eingestuft und 
behandelt. 

Die Zahl der zu fertigenden Exemplare der Wortprotokolle 
über gehejme bzw. vertrauliche Beweiserhebungssitzungen wird 
gemäß§ 9 Abs. 4 GeheimSchO vom Vorsitzenden auf acht festg_e~ 
legt. 

3.2.5 Unterrichtung der Medien 

Die Unterrichtung der Presse und der Informationsmedien 
erfolgt gemäß § 21 UntAG i. V. m. § 26 Abs. 5 GO Abghs bei 
Bedarf durch den Vorsitzenden. 
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3.2.6 Foto-, Film- und Tonaufnahmen 

Bei allen Sitzungen sind Aufnahmen der Medien nur bis zur 
Eröffnung der Sitzung zulässig. 

In öffentlichen Beweiserhebungssitzungen sind Film- und 
Fotoaufnahmen nur mit Zustimmung der Zeugen oder Sachver­
ständigen gestattet. Die entsprechende Zustimmung wird vor der 
Sitzuna (Laduna) abgefragt. 

Tonaufnahmen sowie Live-Übertragungen sind grundsätzlich 
nicht gestattet. 

3.2. 7 Mitschriften von Besuchern 

Mitschriften von Besuchern während der Sitzungen sind gestat­
tet. 

3.2.8 Kurztitel 

Kurztitel des Untersuchungsverfahrens ist ,.Mykonos". 

3.2.9 Strukturierung des Untersuchungsat.iftrages 

Da der Untersuchungsgegenstand laut Einsetzungsbeschluß 
durch die in den Anträgen der Praktionen (Drs 12/2848, 12/~858_,_ 
12/2870 und 12/2899) enthaltenen Fragen konliretislert wird, 
hatte das Ausschußbüro zunächst alle in den Anträgen der Frak~ 
tionen enthaltenen Fragen den Sachverhaltskomplexen I bis V 
zugeordnet und anschließend zu jedem Sachverhaltskomplex die 
folgenden Zusammenfassungen der Fragen erarbeitet, die vom 
Ausschuß jeweils beschlossen, den Zeugen als Beweisthema 
übersandt wurden und dem Ausschuß als Grundlage für die Zeu~ 
genvernehmungen dienten: 

Komple~ 1.: 

Was haben die Senatoren fdr Inneres bzw. die Senatnerwaltung 
mr Inneres und das Landesamt fßr Verfassungsschutz (LIV) unter­
nommen. um nach Weerall der Rechte der Alliierten das LfV tech­
nisch und personell tn die Lage zu l·ersetzen, die diesem übertrage­
nen e:csctzlichen Aufe;atbt'n .tu t'rrdllen? 
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1. Was haben der Senator für Inneres bzw. die Senatsverwal~ 
tung für Inneres und das Landesamt für Verfassungsschutz 
(LfV) unternommen, um beim Wegfall der Rechte der Alli~ 
ierten das Ltv technisch und personell in die Lage zu verset­
zen, die diesem übertragenen gesetzlichen Aufgaben zu 
erfilllen? 

2. Hat es im Jahre 1991 Bemühungen des LfV gegeben, im Amt 
die technischen und personeiJen Voraussetzungen ftlr die 
Durchführung von Maßnahmen nach dem G IO~Gesetz zu 
gewährleisten? 

3. Welche Organisations-und Personalmaßnahmen hat das LfV 
ergriffen, um die Dun.:hführUD.i von G IO~Maßnahmen 
sicherzustellen, und wann sind diese Maßnahmen realisiert 
worden? 

4. Hat es entsprechende Stellenanforderungen seitens des Ltv 
gegenüber dem Innensenator und Ausschreibungen durch 
das LfV gegeben? 

a) Auf welche Weise hat der Innensenator diese Bemühun­
gen unterstützt, um die Handlungsfähigkeit des LfV 
sicherzustellen? 

b) Was hat der Ionensenator persönlich unternommen, um 
die als notwendig bezeichnete und vom LiV geforderte 
G IO~Stelle in der Verwaltung und im Parlament durchzu~ 
setzen, und darüber hinaus das LfV in die Lage zu verset~ 
zen, seinen gesetzlichen Auftrag. zu erfüllen? 

5. Weiche sofortigen Anstrengungen zur Schließung der 
Sicherheitslücke wurden unternommen, nachdem das 
Bundesamt für Verfassungsschutz sich nicht mehr in der 
Lage gesehen hatte, Maßnahmen nach dem G 10-Gesetz in 
Berlin vorzunehmen? 

a) Wie ist im LfV, der Fach~ und Dienstaufsicht und durch 
den Senator ffir Inneres die Durchführung erster G 10-
Maßnahmen vorbereitet und begleitet worden? 
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Komplex H.: 

Welche Erkt>nntni'ise la&en den Sich~rheHsbehörden Uber die 
Person Kazem Darabi und die Aktheltäten iranischer Nachrichten­
dienste oder terroristischer Organisationen vor, welchl' Schlußrolge­
rungen worden daraus gezogen und welche Stcberheilsmaßnahm~n. 
insbesondere Maßnahmen nach dem G lO~Gesetz, wurden veran­
laßt? 

1. a) Wekh~ Erkenntni~~e lagen zu wekhem Zeitpunkt Berli~ 
ner Behörden, in~besondere 
- dem Polizeilichen Staatsschutz 
- dem Landesamt für Verfassungsschutz 
- der Senatsverwaltung für Inneres 
- dem Innensenator 
und den Sicherheitsbehörden des Bundes zur Person 
Kazem Darabi vor? 

b) Wie war sein Aufenthaltsstatus? 

c) Wann, durch wen und aus welchen Gründen wurde trotz 
Kenntnis der Aktenlage die im Januar 1991 abgelaufene 
Aufenthaltserlaubnis von Darabi ftir 2 Jahre verlängert? 

d) Wie wurde seit Beginn des Aufenthalts von Darabi in der 
B_u.(ldes_republik Deutschland seine Rolle eingeschätzt? 

e) Hat es vor dem 3. Oktober 1990 Beschränkungsmaßnah­
men gegen ihn gegeben? 

Wenn ja, 
- über welchen Zeitraum, 
- auf wessen Antrag und 
- auf Grund welcher Informationen und Bewertungen 

sind diese Maßnahmen vorgenommen worden? 

2. a) Trifft es zu, das das Bundesamt dem Landesamt fLir Ver­
fassungsschutz Berlin in Sachen Darabi nahelegte, Maß­
nahmen nach dem 0 IO~Gesetz zu ergreifen? 

Wenn ja, welche Maßnahmen hat es daraufbin wann ein~ 
geleitet? 

b) Wann und aus welcht!n Gründen wurde erstmals ein 
Antrag des Landesamtes fUr Verfassungsschutz zur Tele­
fonüberwachung des Darabi gestellt? 

c) Aufwelche Informationen und Bewertungen hat sich der 
Antrag gestützt? 

d) Warum hat der polizeiliche Staatsschutz mit Darabi ein 
sogenanntes präventives Gespräch geführt? 

e) Sind solche Gespräche üblich? 

3. a) Hatte- und wenn ja, zu welchem Zeitpunkt- das Landes~ 
amt für Verfassungsschutz und/oder die Senatsverwal~ 
tung fUr Inneres bzw. der Innensenator persönlich 
Erkenntnisse über die Verlagerung operallver Aktivitäten 
iranischer Nachrichtendienste und extremistischer oder 
terroristischer Organisationen, insbesondere der .Hizb 
Allah' • .a.uf Grund der künftigen Regierungs- und Paria~ 
mentsfunktionen nach Berlin? 

Wenn ja,_ 
- welche Maßnahmen wurden ergriffen'? 

b) Wann und durch wen wurden erste G 10-Maßnahmen 
beantragt und durchgeflihrt? 

c) Hat es im Zeitraum zwischen Februar 1992 und Septem­
ber 1992 von Sicherheits.bt!hörden des Bundes st;hrin­
Iiche oder mündliche Hinweise an das Landesamt ftlr 
Verfassungsschutz und/oder den polizeilichen Staats~ 
schutz gegeben, in denen auf möglicherweise bevorste­
hende Anschläge Bezug genommen wurde? 

Wenn ja, 
- weiche Institutionen waren nach Einschätzung des 

Bundesamtes ftlr Verfassungsschutz und des Landes­
amtes für Verfassungsschutz gefährdet, 

- was haben die Berliner Sicherheit:;behörden daraufhin 
unternommen. und 
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- sind diese Hinweise an die Senatsverwaltung rtir Inne­
res weitergeleitet worden? 

d) Ist- und wenn ja, zu welchem Zeitpunkt- im Landesamt 
ftir Verfassungsschutz und/oder dem polizeilichen 
Staatsschutz bekannt geworden, daß sich die mutmaß­
lichen Attentäter offenbar zur Vorbereitung des Atten­
tates in Berlin getroffen haben? 

~ 

Komplex III,: 

Wie waren die Koordination und der Informationsaustausch zwi­
schen dem Inncnsenator, den zuständigen Beamten der Innenver­
waltung, dem LfV und sonstigen Sicherheitsbehörden generell und 
im Hinblick auf Darabi gestaltet? 

1. a) Wie ist grundsätzlich der Informationsaustausch zwi­
schen der Senatsverwaltung für Inneres, insbesondere 
dem Senator, Staatssekretär, Dienst- und Fachaufsicht 
sowie dem nachgeordneten Landesamt organisiert? 

b) Wie wurde der Informationsaustausch seit Beginn der 
Amtszeit des amtierenden Innensenators gestaltet? 

c) Wie wurde sichergestellt, daß der verantwortliche Sena­
tor nichl nur bei besonderen Vorkommnissen, sondern 
auch grundsätzlich über Vorgänge, Gefahrdungen etc. 
informiert ist? 

d) Wann und wie oft hat es koordinierende Gespräche zwi­
schen den Verantwortlichen des LfV und den zuständi­
gen Vertretern der Senatsverwaltung ftir Inneres gege­
ben? 

e) Wekhen Inhalts waren diese Gespräche? 

f) Ist in diesem Zusammenhang über geplante oder für 
erforderlich gehaltene Abhörmaßnahmen gesprochen 
worden? 

g) In welcher Weise hat der Senator fU:r Inneres die Umset­
zung dieser Maßnahme beschleunigt? 

2. a) Wie hat sich der Innensenator über vorliegende Erkennt­
nisse informiert, um die Sicherheit im Hinblick auf die in 
Berlin agierenden extremistischen und terroristischen 
Organisationen, insbesondere die Hizb Ailall, zu gewähr­
leisten? 

b) Hat das Landesamt fl.i.r Verfassungsschutz - wenn ja, zu 
welchem Zeitpunkt- den Innensenator unterrichtet, daß 
es personell, finanziell sowie technisch nicht in der Lage 
ist, die als notwendig anerkannten Maßnahmen gegen die 
Terrororganisation Hizb Allah durchzufUhren? 

3. a) Wann wurde der Senat ers.tmalig über die Gefährlichkeit 
Darabis und dessen Aufenthalt in Berlin informiert? 

b) Warum hat der Staatsschutz das L.f\T nicht über das mit 
Darabi gefl.ihrte präventive Kontaktgespräch informiert, 
obwohl das BfV dringend die Fortsetzung einer G 10-
Maßnahme empfohlen hat? 

c) Wie sind die zwischen Februar 1992 und September 1992 
von anderen bundesweiten Sicherheitsbehörden einge­
gangenen schriftlichen Informationen bewertet worden, 
und welchen ftir die Sicherheit ßerlins zuständigen Insti­
tutionen sind diese Informationen zugeleitet worden? 

d) Hätte nach der Information des BfV über Darabi durch 
bessere Abstimmung und bessere Informationsweiter­
gabe zwischen den verschiedenen ftir die Sicherheit in 
Berlin zuständigen Institutionen (LfV, Staatsschutz, 
Innensenat) das geplante Attentat im Vorfeld aufgeklärt 
und damit der Mord an den vier Politikern verhindert 
werden können? 

e) Wenn ja. wer trägt fr.lr die mangelhafie Abstimmung die 
Verantwortung? 
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Komplex IV.: 

Welche Erkenntni;sse lagen den Sicherheitsbehörden über 
Gefährdungen anläßtich der Tagung der Sozialistischen Internatio­
nale vor und weh:he Maßnahmen wurden veranlaßt? 

1. a) Wie erfolgte konkret die Vorbereitung. des Kongresses 
der Sozialistischen Internationale (14. bis 17. September 
1992) durch die Polizei und das Landesamt für Verfas­
sungsschutz? 

b) Inwieweit war die Senatsverwaltung fUr inneres hieran 
beteiligt? 

2. a) Hat es vor d~~r Tagung der Sozialistischen internationale 
vorbereihmd1~ Lagebesprechungen und -beurteilungen 
zwischen den Polizeibehörden und dem Landesamt ftir 
Verfassungsschutz gegeben? 

b) Wenn ja, ist der Senator flir Inneres bzw. die Senatsver­
waltung für Inneres über das Ergebnis informiert wor­
den? 

c) Wenn ja, hat es seitens des Innensenators Weisungen an 
die Poliz~:i bl,W. an das Landesamt für Verfassungsschutz 
zur Sicherung der Tagung der Sozialistischen Internatio­
nale geg~::ben? 

3. a) Wann und durch wen wurden die zuständigen Sicher­
heitsbehördenvom Veranstalter über den geplanten Auf­
enthalt von sicherheitsgefahrdeten Personen in Berlin 
unterrichtet? 

b) Wie sah diese Unterrichtung konkret aus? 

c) Durch we:n und wann wurden daraufbin die notwendigen 
Sicherheitsmaßnahmen eingeleitet? 

4. a) Wann und durch wen wurden die zuständigen Sicher· 
heilsbehördet1 über den Aufenthalt der vier kurdischen 
Oppositionspolitiker informiert? 

b) Wie sah diese Unterrichtung konkret aus? 

c) Welche- erforderlichen- Maßnahmen wurden wann ein­
geleitet? 

d) In welcht~m Zeitraum wurden diese Maßnahmen durch­
geftihrt? 

e) Zu welchem Zeitpunkt und auf welche Weise ist den 
Sicherheibbt:hürden bekannt geworden, daß die vier 
ermordeten Politiker auf Einladung der Sozialistischen 
Internationale in Berlin waren? 

Komplex V.: 

Was hat der Senator für Inneres unternommen, um seinen Infor­
mationspOichtcn nachzukommen? 

I. Was hat der Senator ft.ir Inneres unternommen, um seiner 
Informationspflicht gegenüber der G 10-Kommission des 
Landes Berlin und dem zuständigen Parlamentsausschuß vor 
dem Hintergrund der Bedeutung des Vorgangs ,.Darabi/ 
Mykonos-Anentat" gerecht zu werden? 

a) Wann und mit welchem Inhalt hat er diese Gremien oder 
politisch Verantwortliche unterrichtet? 

2. Hat das LfV gegenüber dem Innensenator Bedenken gegen 
dle Behandlung der G 10-Maßnahme Darabi im Verfassungs­
schutzaussch uß geäußert? 

3. Wie kam es zur unterschiedlichen Berichterstattung durch 
den Innensenator vor dem zuständigen Verfassungsschutz­
ausschuß im Zeitraum vom 22. April 1993 bis lO. Mai 1993? 

3.3 Be\lcisaufmthme 

3.3./ angefordert~~ schriftliche Beweismittel 

Der Untersuchungsausschuß hat in seiner 2. Sitzung am 
18. Juni 1993 zunächst generell zu den Komplexen I. bis V. des 
Untersuchungsauftrages folgenden Beweiserhebungsbeschluß 
gefaßt: 
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A. 

Die Senatsverwaltung fL.ir Inneres wird um Vorlage folgender 
Akten und Unterlagen bis zum 30. Juni 1993 gebeten: 

1. Sämtliche Akten der Dienst- und Fachaufsicht der Senats­
verwaltung ffir Inneres zum Bereich .,G IO" einschließlich 
aller Unterlagen über Besprechungen zwischen der Senats­
verwaltung fLir Inneres und dem Landesamt rur Verfassungs~ 
schutz Berlin zum Thema ,.G 10". 

2. Sämtliche Akten des Landesamtes für Verfassungsschutz 
zum Bereich "G 10". 

3. Alle Unterlagen der Senatsverwaltun& für Inneres und des 
Landesamtes rur VecfasSUD.&SSChutz, die der G !0-Kommis­
sion zum Vorgang ,.Darabi" vorgelegt wurden~ einschließlich 
derer über vorbereitende Arbeiten im Landesamt für Verfas~ 
sungsschutz. 

4. Sämtliche Akten der Senatsverwaltung tur Inneres über Aus~ 
länderextremismus und -terrorismus, soweit sie islamische 
und arabische Organisationen, Iraner und die Hizb Allah 
sowie die Person Darabi betreffen. 

5. Sämtliche Akten der SenatsverwaltuD.,i für Inneres (insbe­
sondere Dienstanweisungen) und des Landesamtes fUr Ver~ 
fassungsschutz Berlin hinsichtlich nachrichtendienstlicher 
Vergehensweisen des Landesamtes für Verfassungsschutz 
Berlin. 

6. Sämtliche Akten des Landesamtes für VerfassuQB,Sschutz 
Berlin, soweit sie den Ausländerextremismus und -tecrQris­
mus, islamische und arabische Organisationen_. Iraner und 
die Hizb Allah sowie die Person Darabi betreffen. 

7. Sämtliche weiteren in den beiden Sitzungen des Verfas­
sungsschutzausschusses im Landesamt (6. und 10. Mai 1993) 
zur Verfügung gestellten Akten. 

8. Die Themenlisten und Protokoiie der ,jours fixes• der 
Senatsverwaltung für Inneres mit dem Landesamt für Verfas­
sungsschutz. 

9. Die Gesprächsvermerke der an den Gesprächen über Maß­
nahmen zur Bekämpfung des Aus1änderextremismus und 
über des Fall Darabi beteiligten Vertreter der Sentsverwal­
tung f"Ur Inneres und des Landesamtes für Verfassungs­
schutz. 

10. Die Terminlisten des Amtsleiters des Landesamtes für Ver­
fassun&SschuLz für Gespräche mit dem Senator für Inneres. 

11. Die Terminlisten des Senators für Inneres für Gespräche mit 
dem Amtsleiter des Landesamtes für Verfassungsschutz. 

12. Die Terminlisten der Staatssekretäre der Innenverwaltung 
fU.r Gespräche mit dem Landesamt für Verfassungsschutz. 

13. Die jeweiligen VS-Tagebücher aller mit dem Fall Darabi 
befaßten SteHen. 

14. Der Schriftverkehr zwischen der Senatsverwaltung fUr Inne­
res und dem Landesamt flir Verfassungsschutz, insbesondere 
Weisungen und Aufträge der Senatsverwaltung, Berichte, 
Stellungnahmen und Anforderungen des Landesamtes für 
Verfassungsschutz. 

15. Der Schriftverkehr zwischen dem Bundesamt flir Verfas­
sungsschutz und dem Landesamt für Verfassungsschutz Ber· 
lin. 

16. Der Schrillverkehr zwischen dem Britischen Nachrichten­
dienst und dem Landesamt fUr Verfassungsschutz Berlin. 

17. Alle Unterlagen (Schriftwechsel, Mitteilu.ng.en. Vermerke. 
Ak.ten pp.) insbesondere Mittenungen und Schriftwechsel 
des Bundesamtes ttlr Verfassungsschutz, des Bunde!.krimi­
nalamtes und anderer Sicherheitsor&ane mit dem Landesamt 
für Verfassungsschutz zum Vorgang .Darabi". 

18. Alle Unterlagen (wie oben), insbesondere Schriftwechsel. 

!0 

Vermerke. Mitteilungen zwischen dem Landesamt fU.r Ver­
fassungsschutz und anderen Berliner Sicherheitsorganen, 
z. B. dem Staatsschutz, zum Vorgang ,.Darabi". 
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19. Alle Unterlagen (wie oben), illsbesondere Schrinwecbsc\ 
zwischen iranischen Vertretungen in Deutschland und Ber!in 
und deutschen Behörden betreffend Sicherheitsfragen. 

20. Alte Unterlagen (wie oben). insbesondere Akten. Schrift~ 
wechsel bei den Berliner Sicherheitsorganen zur Vorberei­
tung auf die Tagung der Sozialistischen Internationale {$!). 

• B. 
Das Bundesministerium für Justiz wird um Vorlage folgender 

Beweismittel gebeten: 

1. Anklageschrift des Generalbundesanwalts zum Fall Darabil 
Myk.onos. 

2. -Alle Unterlagen, soweit möglich, des Generalbundesanwalts 
im Zusammenhang mit der Mordanklage im Fall .. Mrkonos" 
vor dem Berliner Kammergericht, die auch Gegenstand des 
Prozesses sind, insbesondere zum Vorgang Darabi und in 
Bezug auf das Vorfeld des Anschlages vom 17. September 
1992. 

c. 
Das Bundesministerium des Inneren wird um Vorlage der 

zusammenfassenden Berichte der ,.Soko Mykonos" des Bundes­
kriminalamtes gebeten. 

D. 

Die G 10-Kommission des Landes Berlin wird um Vorlage 
sämtlicher Untertagen der Geschäftsstelle der Kommission zum 
Fall Darabi gebeten. 

Im Laufe des Untersuchungsverfahrens hatte der Ausschuß 
beschlossen, darüber hinaus weitere Beweisunterlagen anzufor­
dern, deren Vorlage er für die Aufklärung des zu ermittelnden 
Sachverhalt für erforderlich hielt. 

Dabei handelte es sich um 

- den Ermittlungsvorgang gegen Imad EI Sadek {alias Abu 
Karim) u. a. wegen versuchter Herbeiführung einer Spreng~ 
Stoffexplosion und versuchten Mordes~ 

- die Behördenauskunft des Bundesamtes. fUr Verfassungs~ 
schutz an den Generalbundesantwalt vom 22. 4. 1993 über 
Erkenntnisse zur Person Darabi; 

- die Akten der Senatsverv.·altung für Inneres zum Wechsel des 
Hauptsachbearbeiters im LfV tur die Bereiche Hizb Allah/ 
Iran, Staatsterrorismus/Darabi 1992 in die Hauptverwaltung; 

- die Anfrage des Innenministeriums bzw. der Polizeibehör~ 
den des Landes Brandenburg über Erkenntnisse des Bundes­
kriminalamtes bezüglich einer potentiellen Gefährd_ung von 
Teilnehmern des Kongresses der Sozialistis<.:ben Internatio­
nalen vom 14. bis 17. Dezember 1992 in Berlin und die dazu 
erteilte Antwort des BKA. 

Insgesamt wurden dem Untersuchungsausschuß 21 775 Seiten 
Akten als Beweismittel von öffentlichen Stellen des Landes Ber­
lin übersandt, davon 

- 21 201 Seiten von der Senatsverwaltung für Inneres (ein 
schließlich des Landesamtes flir Verfassungsschutz und des 
Landeseinwohnermeldeamtes)~ davon waren 14 853 Seiten 
mit einer VS-Einstufung versehen, 

- 574 Seiten vom Polizeipräsidenten in Berlin; davon waren 
22 Seiten mH einer VS-Einstufung versehen. 

Insgesamt 136 Seiten Akten wurden von der Kommission nach 
Art. 10 Grundgesetz des Landes Berlin, von dem Vorsitzenden 
des 1. Strafsenats beim Kammergericht Berlin, vom Bundesmini­
steriums für Justiz, vom Bundesministeriums des Inneres, \'Om 
Bundeskriminalamtes und von der Bundesanwaltschaft beim 
Bundesgerichtshof übersandt~ davon waren 32 Seiten mit einer 
VS-Einstufung versehen. 

Dem Ausschuß wurden bei einem Großteil der Akten das Ori­
ginal und Kopien in 14facher Ausfertigung, bei Akten. die einer 
Geheimhaltungspflicht unterlagen, das Original und Kopien in 
7facher Ausfertigung übersandt 
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Die Unterlagen. die aus rechtlichen Gründen einer Geheimhal~ 
tung unterlagen. standen den Mitgliedern des Ausschusses ftir 
Fragen oder Erörterungen in der öffentlichen _Beweiserhebung, 
nicht zur Verfügung und können im öffentlichen Bericht nicht 
wiedergegeben werden. Da allein bei den von der Senatsverwal~ 
tung für Inneres (einschließlich Landesamt fUr Verfassungsschutz 
und Landeseinwohneramt) zur Verfügung gestellten Akten ca. 
zwei Drittel als Verschlußsache (VS) eingestuft wurden. ist die 
Möglichkeit, innerhalb des Abschlußberichtes die Feststellungen 
des Untersuchungsausschusses darzustellen, stark eingeschränkt. 

Akten des LfV und der Senatsverwaltung für Inneres enthielten 
eine nicht unbeträchtliche A.nzahl sog. "F~hlblätter". wenn es 
sich um ein Aktenstück handelte, "das nicht der Verfügungsbe~ 
rechtigung des Landesamtes ftir Verfassungsschutz Berlin bzw. 
das nach wie vor dem Quellenschutz unterliegt". Die im Beweis~ 
beschluß unter A. 13. (S. 10) genannten VS-Tagebücher konnten 
dem Ausschuß nicht zur Verfligung gestellt werden, da sie nicht 
geflihrt wurden. Bezüglich des unter A 16. (S. 10) erbetenen 
Schriftverkehrs wurde bis auf einen VS~eingestuften Bericht 
nichts freigegeben; es existieren Fehlblätter. 

Die zu B 2. und C erbetenen Beweismittel, den Bericht der 
"Arbeitsgruppe Iran" des BfV sowie die beim Polizeipräsidenten 
in Berlin vorhandene Personenakte Darabi,. die Sachakte Hizb 
Allah und die Sachakten iranische Extremisten und iranischer 
Staatsterrorismus hat der Ausschuß bis zum Schluß der Beweis­
aufnahme nicht erhalten. 

3.3.2 Zeugenvernehmungen 

Auf Grund entsprechender Beschlüsse des Ausschusses wur~ 
den in 19 Beweiserhebungssitzungen folgende Zeugen vernom­
men: 

Zu Komplex I: 

1. Prof. Dr. Dieter Heckelmann - Senator flir Inneres 

2. Eik.e Lancelle - Staatssekretär bei der Senatsverwaltung fUr 
Inneres 

3. Dr. Armin Jäger - Staatssekretär bei der Senatsverwaltung 
flir Inneres 

4. Heinz Annußek- Direktor des Landesamtes für Verfassungs~ 
schutz 

5. Klaus Müller - stellv. Direktor des Landesamtes fJ.lr Verfas~ 
sungsschutz 

6. Siegfried Neostiel -Mitarbeiter des LandeSamtes flir Verfas~ 
sungsschutz 

7. Dieter Schenk - ehern. Leiter des Landesamtes ftir Verfas~ 
sungsschutz 

8. Axel Decha.mps - Abteilungsleiter AV in der Senatsverwal­
tung fUr Inneres 

9. Klaus Franke - Vorsitzender des Hauptausschusses des 
Abgeordnetenhauses von Berlin 

10. Erich Pätzold - Senator fUr Inneres a. D. 

11. Alfred Fcnske- ehern. Abteilungsleiter AV in der Senatsver­
waltung für Inneres 

Zu Komplex I!: 

1. Hans~ludwig Zachert- Präsident des Bundeskriminalamtes 

2. Dieter Piete - Leitender Kriminaldirektor beim Polizeipräsi~ 
denten in Berlin 

3. Dr. Armin Jäger- ehern. Staatssekretär bei der Senatsverwal­
tung fUr Inneres 

4. Harald Hollenberg - ehern. Direktor des Landeseinwohner­
amtes 

5. Prof. Dr. Dieter Heckeimann - Senator für Inneres 

6. Peter Gerhard Oupke - ehern. Mitarbeiter des Landesamtes 
fUr Verfassungsschutz 
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7. Dr. Eckart W(:rtebach - Präsident des Bundesamtes für Ver-
fassungsschutz 

8. Ralph Lücke - Mitarbeiter des Landeseinwohneramtes 

9. Herr M. - Mitarbeiter des LN 

10, Bernd Schmidbauer - Staatsminister 

11. Joachim Löffler - Mitarbeiter des LN 

Zu Komplex !V: 

1. Dieter Piete- Leitender Kriminaldirektor beim Polizeipräsi~ 
denten in Berlin 

2. Reinhard Pauk - Referatsleiter bei der SPD 

3. Rolf Merretti1S- Erster Kriminalhauptkommissar beim Poli­
zeipräsidenten in Berlin 

4. Udo Waszik ·- Erster Polizeihauptkommissar beim Polizei~ 
präsidenten in Berlin 

5. Winfried Berndt ·- Erster Polizeihauptkommissar beim Poli~ 
zeipräsidenten in Berlin 

6. J0achim Fischer- Polizeioberrat beim Polizeipräsidenten in 
Berlin 

7. Rita Lintz - Chefsekretärin des Präsidenten der Sozialisti~ 
sehen Interm.tionale 

8. Peter Langen - Mitarbeiter des Sicherheitsbeauftragten des 
Parteivorstandes der SPD 

Zu Komplex V.: 

1. Prof. Dr. D:eter Heckelmann - Senator ftlr Inneres 

2. Dr. Armirr Jäger - Staatssekretär bei der Senatsverwaltung 
für Inneres 

3. Klaus Land:>wsky, MdA, - Vorsitzender der G IO·Kommis­
sion des Landes Beriin 

4. Dr. Ditmar 'staffelt, MdA, - Mitglied der G lO·Kommission 
des Landes Berlin 

Eine Vernehmung des wegen des Verdacht des Mordes ange~ 
klagten K.azem Darabi als Zeuge vor dem 2. Untersuchungsaus~ 
schuß unterb!iet·, da Herr Darabi über seine Verteidiger mitteilen 
ließ, daß er unter Berufung auf sein Auskunftsverweigerungs~ 
recht gemäß §55 StPO nicht bereit sei. vor dem Unter­
suchungsausschuß Angaben zu machen. 

Auch eine Zeugenvernehmung des Generalsekretärs der Sozia­
listischen Internationale in London, Herrn Luis Ayala, konnte 
nicht durchgeftlhrt werden, da Herr Ayala auf die wiederholte. 
Bitte des Ausschusse~, sich als Zeuge zur VerfUgung zu stellen 
und vor dem Ausschuß auszusagen, nicht reagierte. Erst nach 
Abschluß des Beweiserhebungsverfahrens antwortete Herr Ayala 
mit dem auf Seite· 30 zitierten Schreiben vom 31. Mai 1995. 

Der Ausschuß schloß seine Beweisaufnahme zunächst am 
23. 03. 1994. Das Ausschußbüro - mit der Erarbeitung eines 
Berichtsentwurfs über die ermittelten Tatsachen beauftragt -
stellte den Mitgliedern des Ausschusses den Entwurf Anfang Mai 
1994 zu. Danach legten die Fraktionen von Bündnis 90/Grüne. 
SPD und F.D.P. umfangreiche Änderungsanträge vor. Der Aus· 
s-chuß verständigte sich in seiner letzten Sitzung vor der parla­
mentarischen Sommerpause am 10. Juni 1994 darauf, den 
Berichtsentwurf und die dazu eingebrachten Änderungsanträge 
in der Sommerpause zu lesen und nach den Ferien mit deren 
Beratung zu beginnen. 

In der Sitzung des Ausschusses am 12. 09. 1994 stellten die 
Fraktionen von CDU, SPD und Bündnis 90/Grüne jedoch neue 
Beweisanträge. Der Allsschuß beschloß daraufhin, erneut in die 
Beweisaufnahme t:lnzutreten. Er vt:rnahm zweimal den Zeugen 
Löffier (einmal in öffentlicher, einmal in geheimer Sitzung) sowie 
noch einmal die Zeugen Pauk. Piete und Dr. Heckelmann und 
noch zweimal den Zeugen Merrettig in öffentlicher Sitzung und 
forderte als weitere Beweisunterlage den Bericht der .,Arbeits~ 
gruppe Iran" des E'.N bezüglich einer Beteiligung der iranischen 
Geheimdienst~Residentur in der Bonner Botschaft Irans am 
Mykonos-Attentat unter dem Codewort "Bozorg Allawi" an. 
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Am 24. März 1995 schloß der Untersuchungsausschuß den 
Teil2 seiner Beweisaufnahme ab. Die Ergänzungen zum 
Berichtsentwurf, die sich auf Grund der erneuten Beweiserhe­
bungen ergaben, legte das Ausschußbüro den Mitgliedern des 
Ausschusses am 15. Juni 1995 vor. 

Der Untersuchungsausschuß ist zu insgesamt 29 Sitzungen 
zusammengetreten. 

Dabei handelte es sich um 

10 nichtöffentliche Beratungssitzungen, 

18 Bewciserhebungssitzungen, in denen Zeugenvemelunungen 
entweder vollständig in öffentlicher Sitzung oder aber teil­
weise in öffentlicher und in geheimer Sitzung durchgeführt 
wurden, 

Beweiserhebungssitzung. die insge_samt nur .in geheimer Sit­
zung durchgeffihrt wurde. 

Über die Beweisaufnahmen des Untersuchungsausschusses 
wurden insgesamt 2 623 Seiten Wortprotokoll erstellt. Davon sind 
670 Seiten VS-Gebeim eingestuft, weil sie Beweiserhebungen in 
geheimer Sitzung betreffen. 

Der Berichtsentwurfwurde in den Parlamentsferien am 19. und 
20. Juli 1995 in zwei .,redaktionellen" Sitzungen von einer 
Arbeitsgruppe, die aus den Sprechern der im Ausschuß vertrete~ 
nen Fraktionen und dem Ausschußvorsitzenden bestand, unter 
Berücksichtigung der eingebrachten Änderungsanträge zum 
Berichtsentwurf überarbeitet. Die danach vorgelegte Fassung 
wurde in der 29. Sitzung des Ausschussesam 6. September 1995 
als Schlußbericht des 2. Untersuchungsausschusses einstimmig 
be:.~hlossen. 

B. 
Ermittelter Sachlerhalt: 

1. Zu Komplex I des Untersuchungsauftrages: 

Der Untersuchungsausschuß hatte zu untersuchen: 

Was haben die Senatoren mr Inneres bzw. die SenatSl'Crwaltung 
flir Inneres und das Landesamt ffir Verfassungsschut7 (LfV) unter~ 
nommcn. um nach Wc&,fall der Recl!te der Alliierten das LrV tech­
nisch und personell in die Lage zu versetzen, die diesem übertrage~ 
ncn eesetzllchen Aufgu.bcn zu erfüllen? 

1.1 Zu Frage 1 bis 4: 

1. Was haben der Senator für Inneres bzw. die Senatsverwal­
tung fU.r Inneres und das Landesamt rur Verfassungsschutz 
(LfV) unternommen, um beim Wegfall der Rechte der Alli­
ierten das LfV technisch und personell in die Lage zu verset· 
zen, die diesem übertragenen gesetzlichen Aufgaben zu 
erfüllen':' 

2. Hat es im Jahre 1991 Bemühungen des LfV gegeben, im Amt 
die technischen und personellen Voraussetzungen für _die 
Durchführung: von Maßnahmen nach dem G 10-Gesetz zu 
gewährleisten? 

3. Welche Organisations- und Personalmaßnahmen hat das LfV 
ergriffen, um die Durchflihrung von G 10-Maßnahmen 
sieherzusteilen und wann sind diese Maßnahmen realisiert 
worden? 

4. Hat es ent<:prechende Stellenanforderungen seitens des LfV 
gegenüber dem Innensenator und Ausschreibungen durch 
das LfV gegeben? 
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a) Auf weh.:h!! Weise hat der Innensenator diese Bemühun­
gen unterstützt, um die Handlungsfähigkeit des LfV 
sicherzustellen':' 

b) Was hat der Innensenator persönlich unternommen, um 
die als notwendig bezeichnete und vorn LfV geforderte G 
10-Stelle in der Verwaltung und im Parlament durchzu­
setzen, und darüber hinaus das LfV in die Lage zu verset­
zen, seinen gesetzlichen Auftrag zu erfülfen? 

Druck~at'ht: 12159.t9 

1.1.1 Ablösung der alliienen Rechte 

Mit Ablösung der Rechte der Alliierten am 3. Oktober 1990 
erhielten Berliner Bt::hörden im Bereich des Verfassungsschutzes 
eigene Zuständigkeiten bezüglich der Tele-fon~ und Postüberwa­
chung nach dem Gesetz zur Beschränkung des Brief·, Post- und 
Fernmeldegeheimnisses (G 10). 

Zu diesem Zeitpunkt war der Zeuge Pät:wld Innensenator, der 
Zeuge Fenske Leiter der Abteilung Allgemeine Verwaltung in der 
Innenverwaltung (Abteilungsleiter AV). Nach den Wahlen im 
Dezember 1990 trat der Zeuge Prof. Dr. Hedi.elmann am 24. Ja­
nuar 1991 sein Amt als neuer Innensenator an. Neuer Staats­
sekretär wurde der Zeuge Lance!Je. der zunächst ca. vier Wochen 
einziger Staatssekretär in der Innenverwaltung war, bis der Zeuge 
Dr. Jäger am 26. Februar 1991 zum Staatssekretär fUr Sicherheit 
und Ordnung in der Innenverwaltung ernannt wurde, 

-MiUel991 wutae-·der Zeuge DedhH\lp:-. N<~...:hfolger des Zeugen 
Fenske als Abteilungsleiter AV. Leiter des Landesamtes für Ver~ 
Fassungsschutz (LfV). das bis zu seiner Ausgliederung im Sep­
tember 1990 eine Abteilung der Senatsverwaltun& für Inneres 
war, wurde bei der Einrichtung des LfV als selbständige Behörde 
der bisherige Abteilungsleiter Annußek. 

AufGrund dieser Organisationsmaßnahme wurde Ende 1989/ 
Anfang 1990 bei der Senatsverwaltung für Inneres eine Fachauf­
sicht zunächst als Stabsfunktion bei dem Senator Pätzold instal­
liert, die im Herbs.t 1990 in die Abteilung AV in eine Linienfunk­
tion überging (Zeuge Fenske, Wortprotokoll vom 27. 9. 93. S. 65). 

Nach Angaben des damaligen Innensenators, des Zeugen Pät­
zol~ sei zur Vorbereitung des Zuständigkeitswechsels von alliier~ 
ten zu deutscht!n Dienststellen versucht worden. den Gesetzes~ 
entwurffür ein Landesgesetz zum Artikel 10 Grundgesetz (GG) 
vor Ende der Legislaturperiode zu verabschieden. Das sei jedoch 
wegen des Gesetzesstaus bei dem abrupten AbbruL"h der Legis-­
laturperiode nicht mehr ge~..:beben. Fr habe die Fraktionen unter­
richtet. daß deshalb die notwendigen Überwachungsmaßnahmen 
nOlfalls noch eine kurze Zeit parlamenlarisch unkontrolliert wei~ 
terlaufen müßten (Wortprotokoll vom 27. 9. 93, S. 29). 

Der Zeuge Feoske erklärte, daß sowohl die Innenverwaltung als 
auch das LfV ab August/September 1990 eine Vielzahl von Akti­
vitäten entwickelt hätten, um die G 10-Maßnahmen von den Ali­
ierten fibernehmen zu können. Fs hahe einen Auftrag an den 
zuständigen Referenten bei der Innenverwaltung gegeben. einen 
Gesetzentwurf zum 0 10-Bcreich zu konzipieren (Wortprotokoll 
vom 27. 2. 93. S.65 f.). 

Auch der Zeuge MUIIer~ der zunächst stellvertretender Abtei­
lungsleiter, dann stellvertretender Leiter des LfV war. bestätigt 
dies: Das LfV habe no~.:h im Augus.t 1990 eine Arbeitsgruppe ein­
gerichtet, die sich mit den neuen Aufgaben, die nach der Wieder­
vereinigung aufdas Amt zukamen, beschäftigt habe. Zu dem Auf­
trag des: damaligen Senators Pätzotd bis Mitte Oktober 1990 einen 
Entwurf fU.r ein G 10-Ausführungsge'ietz zu erarbeiten, habe das 
Amt, ebenso wie zur Erarbeilung einer Dienstvorschrift zur 
Durchführung von 0 10-Maßnahmen, Beiträge geliefert (Wort­
protokoll vom 13. 9. 93, S. 142). 

Der Zeuge AnnuBek bestätigte, daß sowohl die Innenverwal­
tung als auch das LfV vom damaligen Senator beauftragt worden 
seien, Entwürfe für ein AusführungsgeselL turn G 10-Gesetz des 
Bundes flir Berlin und fU.r eine Verwaltungsvorschrift flir das LfV 
zur Durchführung von G 10-Maßnahmen sowohl rechtlich wie 
organisatorisch zu erarbeiten. Außerdem habe Senator Pätzold 
gewünscht, so schnell wie möglich Vorkehrungen zu treffen, um 
das Amt in einem besche-idenen t._Tmf;mg in die Lage zu versetzen. 
G 10-Maßnahmen durchführen zu können. (Wortprotokoll vom 
13. 9. 93, s. 3). 

Dementsprechend habe das LfV bereits 1990 erste Anstrengun­
gen unternommen, um für das erforderliche Personal und die ent­
sprechenden Sachmittel zu sorgen. 

Zunächst sei überlegt worden, sowohl das für Überwachungs­
maßnahmen notwendige Per<;onal al<: auch die Technik von drit­
ter Seite zu übernehmen (Zeuge Pätzold. Wortprotokoll vom 
27. 9. 93, S. 29, 62; Zeuge Annußek, Wortprotokoll vom 13. 9. 93, 
S. 3). 
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Deshalb habe es nach .Angaben des stellvertretenden Leiters 
des LfV~ des Zeugen Müller, Kontakte bezüglich der Übernahme 
von technischen, organisatorischen als auch personellen Ressour­
cen mit alliierten Dienststellen gegeben (Wortprotokoll vom 
13. 9. 93, S. 142). ~ 

Der Zeuge Annußek führte dazu aus, daß die zunächst erste 
Überlegung, sowohl das Personal, als auch die Technik von ande­
ren Stellen zu übernehmen, in die Haushaltsanmeldung des LfV 
vom 5. November 1990 zum Nachtragshaushalt 1991 gemündet 
sei, mit der eine kleine Zahl von Personalstellen und Sachmittel 
zum Kaufbzw. zur Übernahme von gebrauchtem Gerät beantragt 
wurde (Wortprotokoll vom 13. 9. 93, S. 3). 

Dies besüitigte auch der Zeuge Nenstit:l, der seit dem 23. OktoR 
ber 1990 Referatsleiter im LfV für die Bereiche Personal~ Haus­
halt und Verwaltung war (Wortprotokoll vom !3. 9. 93, S. 186). 
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Ergebnisse des Hoeden-Gutachtens vorliegen und diese dann 
auch parlamentarisch genehmigt sind (Zeuge Nenstlel, Wortprow 
tokoll vom 13. 9. 93., S. 187). 

Dazu fUhrte der Zeuge Annußek aus: 

"Und die Innenverwaltung hatte deshalb nach der aufgabenw 
kritischen s~~lbstuntersuchung des Amtes und mit dem 
Beginn der EinsNzung und der Tätigkeit der Boeden-Kom­
mission uns mitgeteilt. daß wir keine Stellen mt:hr bes~..:tzen, 
auch nicht ausschreiben dürften und daß keine Umsetzun­
gen im Amt erfolgen dürften, also ein Veränderungsverbot 
erlassen. Dieses Veränderungs .. ·erbot nahm eine ganz klare 
Gestalt an Anfang Oktober des Jahres (gemeint: 1991), als 
nämlich uns€~re Stellenausschreibungen und Vorschläge fLir 
die Besetzung der G 10-Stelie bei der Innenverwaltung vorla­
gen." 
(Wortprotokoll vom 13. 9. 91, S. 21) 

1.1.2 G 10-Gesetz und Stellensperre Die Innenverwaltung teilte dem LfV deshalb mit, daß die zwi-
Nach den Wahlen im Dezember 1990, dem Regierungswechsel sehenzeitlich praktizierte Veränderungssperre sich auch auf die 

und dem damit "'erbunden_en Wecbsd im A_mt tk_s I_n_nc_nsenator~ Auswahl der Vorauswerter und ihre Einweisung in die Stellen 
im Januar 1991 führte das LfV von Februar bis Anfang März 1991---- bezog. Auf Nachfrag(;~, ob diese Mitteilung schriftlich oder münd-
die in der Koalitionsvereinbarung der beiden senatstragenden lieh erfolgte erkLirte der Zeuge Annußek: 
Parteien vorgesehene aufgabenkritische Untersuchung des LfV ,.Diese Mitteilung an uns ist mündlich, also wohl telefonisch 
als Se1bstunter:;uchung durch (Zeuge Annußek, Wortprotokoll ergangen. Es gibt dazu- so meine Mitarbeiterzumir-in der 
vom 13. 9. 93, S. 4~ Zeuge Ls.ncelle, Wortprotokoll vom 6. 9. 93, Innenverwalwng einen entsprechenden Vermerk. Der muß 
S. 124, 161). nach meinem V..'issensstand vom 2. Okt. 1991 datieren." 

Ziel dieser Untersuchung sei es gewesen, durch Umstrukturie­
rung und StraiTung der Organisation Stelleneinsparungen zu 
erreichen. Unter Berücksichtigung der neuen Aufgabe G 10-
Stelle sei das Amt zu dem Ergebnis gekommen, 48,5 Stellen ein­
sparen zu können. Die zunächst von der Innenverwaltung im 
Hinblick auf das abzuwartende Ergebnis der aufgabenkritischen 
Untersuchung zurückgestellte Nachtragshaushaltsanmeldung 
1991 sei daraufhin nicht realisiert worden (Zeuge Annußek, Wort­
protokoll vom 13. 9. 93, S. 4). 

Der Zeuge Nenstlel ergänzte dazu: 

"Uns war Mitte -Ende Februar klar, daß ein Personalabbau 
erfolgen wird, weil Aufgaben, insbesondere MfS-BeobachR 
tung und orthodoxer Kommunismus, weggefallen bzw. sehr 
rapide zurückgegangen sind, so daß wir unsere ursprüngliche 
Idee. hier Personal von außen filr die. Vorauswertung zu 
gewinnen, aufgegeben hatten und auch der Innenverwaltung 
im Februar mitgeteilt hatten, daß wir dieses Personal aus 
dem eigenen Bereich gewinnen." 
(Wortprotokoll vom 13. 9. 93, S. 186) 

Weil das Resultat der aufgabenkritischen Untersuchung des 
LfV der Senatsverwaltung für Inneres nicht ausreichte, erteilte 
die Innenverwaltung im Juli 1991 einer unabhängigen Kommis­
sion - der sog. Boeden-Kommission - den Auftrag, die Unter­
suchung de.s Amtes unter dem Aspekt einer Neustrukturierung 
des Amtes zu überprüfen (Zeuge Annußek., Wortprotokoll vom 
13. 9. 93, S. 5; Zeuge Prof. Dr. Heckelmann~ Wortprotokoll vom 
20. 10. 93, s. 21). 

Nachdem Ende August 1991 mit Irrkrafttreten des G 10-Aus­
ftihrungsgesetzes und der Dienstvorschrift zur Durchführung von 
G 10-Maßnahmen die gesetzlichen Voraussetzungen fUr die 
Durchft.i.hrung von G 10RMaßnahmen g_eschaffen waren~ kündigte 
das LfV der Innenverwaltung an, daß es beabsichtige, die Stellen 
für die Einrichtung einer G 10-SteUe nun auszuschreiben (Zeuge 
Müller, Wortprotokoll vom 13. 9. 93, S. 143). Noch im August 
1991 sohrieb das LfV die Stellen fUr den Leiter der G 10-Stelle 
und ft.ir die sog. "Vorauswerter" bzw. ,.. Vorauswerterinnen .. intern 
aus und trafEnde Seplember 1991 die Auswahlentscheidung zwi­
schen den Bewerbern~ der auch der Pßrsonalrat _ z.ustimmte 
(Zeuge Mll!ler, Wortprotokoll vom 13. 9. 93, S. 143). Dennoch 
kam es nicht zur Einweisung des Personals in die ncuen Funktiow 
nen aus folgendem Grund: 

Im Zuge der Haushaltsberatungen vom September bis Novem­
ber 1991 hatte die Innenverwaltung den beteiligten ParlamentsR 
ausschüssen gegenüber erklärt, daß strukturverändernde Maß­
nahmen im LN solange nicht durchgefllhrt werden, bis die 

(Wortprotokoll vom 13. 9. 93, S. 22, vgl. Anlage 2). 

Das Ltv stellte die getroffene Personalauswahl daraufhin 
zurück und brach das eingeleitete Auswahlverfahren ab (Zeuge 
Müller, Wortprotkoll vom 13. 9. 93, S. 143).lm Rahmen der llaus­
halt:;bcratungen verhängte der Hauptausschuß am 15. November 
1991 in Erwartung des Boeden-Gutachtens, das erst Anfang 1992 
vorgelegt wurde, eine Stellensperre für alle freien, fUr alle unbe­
setzten und frei werdenden Stellen des LfV (Zeuge Annußck, 
Wortprotokoll vom U. 9. 93, S. 22). Trotz der Veränderungs- bzw. 
Stellensperre ließ da;; UV mit ausdrücklicher Billigung von StS 
Dr. Jäger (Wortprotokoll vom 6. 9. 93, S. 202) aber die ausgewählw 
ten Vorauswertetkräfte ausbilden, so daß im Februar oder März 
1992 von der fachlichen Seite die Voraussetzungen ftlr eine Punk­
tionseinweisung gegeben waren (Zeuge Müller, WortprotokoH 
vom 13. 9. 93, S. 145). 

Das G 10-Gesetz sah vor, daß der Senat dem Abgeordneten­
haus schriftlich über den notwendigen technischen und personel­
len Bedarf flir die G 10-Arbeit des; Amtes bcridltet. 

Auf Nachfrage, ob er sich an einen ent:;prechenden Bcrlcht im 
Auftrag des Abgf:ordnetenhauses erinnern könne, antwortete der 
Zeuge Prof. Dr. Heckelmann: 

.,Im Moment konkret nicht an diese Passage im Teil. Aber ist 
er denn nicht geliefert worden?" 

Frage: 

"Na, das frage ich Sie! kh habe ihn nirgendwo gefunden. 
Herr Heckelmannl" 

Antwort: 

"Ich kann e::; im Moment nicht beurteilen ... 
(Wortprotokoll vom 6. 9. 93, S. 30) 

Einen entsprechenden Entwurfhatte das LfV mit Datum vom 
10. Juni 1991 bereits erarbeitet und der Senatsverwaltung fllr 
Inneres zugeleitet. Darauf ist handschriftlich VGrmerkt: 

"Lt. pers. R. mit AVE 1 wird der heiliegende Bericht des LfV 
dem Verfassungsschutzausschuß zu gegebener Zeit von AV 
E überwiesen." 

Dazu befragt, ob dieser weitergeleitet oder die Weiterleitung 
erörtert wurde, erklärte der Zeuge Prof. Dr. Heckclmann: 

"Es ist doch ganz klar, daß in einem Geschäftsverkehr zwi­
schen einer Senatsverwaltung und einer nachgeordneten 
Behörde nicht jt:der Gegenstand im Detail mit dem Senator 
überhaupt erörtert werden kann, ... " 
(Wortprotokoll vom 6. 9. 93, S. 45) 
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1.1.3 Der Zellraum der Stellensperre 

Seit dem Zeitpunkt der Stellensperre durch den Hauptaus· 
schuß arn 15. November 1991 bis zum März 1992 unternahm das 
LfV keine weiteren Schritte be.zilglich der G lO·Personalausstat­
tung, abgesehen von Bemühungen um fremdsprachliche Voraus· 
werter. 

In der ersten Hälfte des Jahres 1992 wurde das Boeden·Gut· 
achten vorgelegt und sollte im Mai im Verfassungsschutzaus· 
schuß beraten werden. Parallel dazu richtete das LfV verschie· 
dene Schreiben (u. a. vom 10. März 1992, vom 16. April1992, vom 
3. Juni 1992 und vom 19. Juli 1992) an die SenatsverwaltUng für 
Inneres, die vom Zeugen Annußek. als ,.Brandbriefe" bezeichnet 
wurden und deren Bedeutung zwischen dem LfV und der Innen· 
verwaltung strittig ist. In diesen Briefen schilderte das LfV seine 
damalige Lage, insbesondere die Probleme, die es bezüglich der 
Umstrukturierung des LfV und bei der Wahrnehmung seiner 
Aufgaben sah. Nach Auffassung des Zeugen Annußek betrafen 
diese Briefe auch unverzichtbare alsbald zu besetzende Stellen 
für G IO·Maßnahmen (Zeuge Annußek., Wortprotokoll vom 
13. 9. 93, s. 20 rr., 88, 104). 

Alle Zeugen stimmten dahingehend überein, daß jedenfalls in 
der Anlage zum Schreiben vom 10. März 1992 ein Stellenwunsch 
bezüglich der Einrichtung einer G IO·Stelle enthalten war, in den 
weiteren Schreiben G 10-Stellen jedoch nicht ausdrücklich 
erwähnt wurden. 

Bei der Bewertung dieser Schreiben waren die Mitarbeiter des 
LfV der Meinung, daß die Innenverwaltung diese Schreiben auch 
bezüglich der G 10-Stellen als .Brandbriefe" hätte auffassen müs­
sen. So sagte der Zeuge Annußek dazu: 

,.Es war in diesen Briefwechseln und Gesprächen auch die 
Rede von der G 10-Stelle. Aber ich darfhier sagen: Sie lief im 
Bewußtsein aller als nicht eingerichtet mit, ohne daß nun in 
diesen Schreiben in einer besonderen Weise darauf einge­
gangen wäre.• (Wortprotokoll vom 13. 9. 93, S. 20) 

,.Also, wir haben die Stellen und ihre Bedeutung für das Amt 
und seine Arbeit nicht in jedem Brief, aber immer wieder 
einmal in diesen Briefen erwähnt und beschrieben, und wir 
haben Formulierungen gewählt, wie: ,.Die Leistungsflihig­
keit erscheint nicht mehr gewährleistet, ich habe Sorge um 
die Arbeitsfähigkeit" oder ,.Ich komme an die Grenze meiner 
Leitungsverantwortung in dieser Behörde." Ob das ausrei­
chend scharf ist, muß dann beurteilt werden." 
(Wortprotokoll vom 13. 9. 93, S. 81) 

Der Zeuge Prof. Dr. Heckelmann vertrat die Auffassung, die 
sog . .,Brandbriefe" seien ft.ir die Innenverwaltung auf Grund der 
Formulierungen nicht als solche erkennbar gewesen. Zum Brief 
vom 15. Juli 1992 des LN an die Innenverwaltung sagte er: 

.,Hier ist wiederum nicht von G 10 die Rede, sondern es wird 
gesagt, daß Stellenbesetzungen bei den Pf6rtnern und bei 
den Reinigern dringlich sind, Wo ist bei den fLinfBriefen ein 
Brandbrief? Ich kann es nicht nachvollziehen!" 
(Wortprotokoll vom 20. 10. 93, S. 122) 

Die Stellensperre wurde durch den Hauptausschuß am 2. Sep· 
tember 1992 aufgehoben. Das LfV hatte allerdings gehofft, daß 
die Stellensperre schneller, jedenfalls vor den Parlamentsferien 
im Sommer 1992 aufgehoben werden würde (Zeuge Annußek, 
Wortprotokoll vom 13. 9. 93, S. 23). 

Da der Verfassungsschutzausschuß das Boeden·Gutachten und 
die damit verbundene Steilenproblematik weder im Mai noch im 
Juni 1992 behandelte, trat der Zeuge Annußek- auch schriftlich­
an die Innenverwaltung heran mit der Bitte, Einzelentscheidun· 
gen herbeizuflihren. um die Stellensperre wenigstens für einige 
Bereiche zu durchbrechen (Wortprotokoll vom 13. 9. 93, S. 81). 

Zwischen der Leitungsebene der Innenverwaltung und des LfV 
ist streitig, ob und wie man diese Stellensperre hätte durchbre­
chen können, bzw. müssen. 

Die Mitarbeiter des LfV waren der Auffassung, nach § 36 der 
Landeshaushaltsordnung (LHO) hätte die Stellensperre durch· 
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brochen werden können, wenn der Innensenator (dort die Abtei.· 
lung V) sein Einverständnis erklärt hätte (Zeuge Annußck, Wort­
protokoll vom 13. 9. 93, S. 41). Dieser Weg wäre - nach Auffas­
sung des Zeugen Annoßek - ohne Einschaltung des Parlaments 
oder des Hauptausschusses möglich gewesen (Wortprotokoll vom 
13. 9. 93, s. 101). 

Der Zeuge Annußek sagte dazu; 

., Wir haben die Lage so verstanden, daß der Senator Stellen· 
sperren, die verhängt sind. durchbrechen darf, wenn nicht 
das Parlament sich ausdrücklich -ich habe jetzt den§ 22 Satz 
3 der LHO nicht vor mir- selber die Aufuebung vorbehalten 
hat. Und mir ist gesagt worden - und wir haben von der 
Innenverwaltung nichts anderes gehört-, daß diese Voraus­
setzung hier nicht vorgelegen hätte. Hier wäre also der Sena· 
tor in der Lage gewesen, die Zustimmung zur Besetzung zu 
geben und dann den Hauptausschuß nachträglich zu unter­
richten."' 
(Wortprotokoll vom 13. 9. 93, S. 123) 

Auch der Zeuge Nenstfel war der Meinung, daß es sich nur um 
eine einfache Sperre gehandelt habe, die im Gegensatz zur sog. 
qualifizierten durch die Innenverwaltung hätte aufgehoben wer· 
den können (Wortprotokoll vom 13. 9. 93. S. 203). 

Die Leitungsebene der Innenverwaltung war bezüglich der Art 
der Stellensperre anderer Auffassung: 

Hier habe ein F.iill einer qualiflZierten Sperre vorgelegen, in 
dem nur der Hauptausschuß selbst ftir eine Entsperrung hätte 
sorgen können (Zeuge Dechamps, Wortprotokoll vom 13. 9. 93, S. 
221~ Zeuge Prof. Dr. Heckelmann, Wortprotokoll vom 20. 10. 93. 
s. 34). 

Zu diesem Punkt befragt, äußerte der Zeuge Franke, der in der 
fraglichen Zeit Vorsitzender des Hauptausschusses war, daß der 
Hauptausschuß im November 1991 eine qualifizierte Sperre, die 
nur mit Einverständnis des Hauptausschusses hätte aufgehoben 
werden können, verhängt habe (Wortprotokoll vom 27. 9. 93. 
s. 2, 8). 

1.1.4 R«htlich~ Er'M:ägungen zum lnsrrum~nt der Sonderaufträge 

Der Zeuge Prof. Dr. Hecketmann fUhrte ergänzend aus, seiner 
Auffassung nach sei es nicht nötig gewesen, die Stellensperre auf­
zuheben. da alle evtl. G IO·Auf,gaben mit dem Instrument des 
Sonderauftrages nach § 14 Abs. 4 der Gemeinsamen Geschäfts· 
Ordnung für die Berliner Verwaltung - Allgemeiner Teil -
(GGO I) hätten bearbeitet werden können (Wortprotokoll vom 
20. 10. 93, S. 4). 

Diese Auffassung vertrat auch der Zeuge Dr. Jäger (Wortproto~ 
koll vom 6. 9. 93, S. 243) . 

Auch in der Frage, ob G IO·Maßnahmen per Sonderaunrag 
hätten durchgeführt werden können. gab es zwischen der Senats­
verwaltung für [nneres und dem LfV untersl·hiedliche Auffassun· 
gen. 

Die Leitung des LN sah sich gehindert, G 10-Maßnahmen im 
Weg des Sonderauftrags durchzufUhren (Zeuge Müller, Wortpro­
tokoll vom 13. 9. 93, S. 162). Der Zeuge Annußek wies darauf hin. 
daß§ 14 Abs. 4 GGO 1 bestimme, daß die Anwendung des 1nstru· 
ments des Sonderauftrags im Angestelltenbereich nicht zu 
Ansprüchen auf eine höhere Vergütung fUhren dürfe, es hier 
jedoch in einigen Fällen zum Einsatz des Personals der G 10· 
Stelle in einem höherqualifizierten Beschäftigungsfeld gekom· 
men wäre (Wortprotokoll vom 13. 9. 93, S. 124). Er rtihrte dazu 
aus: 

,.Es ist also nicht möglich, jemand in eine höherwertige 
Tätigkeit als Angestellten durch Sonderauftrag zu bringen. 
weil da eben der Automatismus- sage ichjetzt einmal so lo.k.­
k:er- des Arbeitsrechts und die Einklagbarkeil beim Amtsge­
richt dem Land Schaden bringen würde, was nach einem 
Rundschreiben der Senatsverwaltung fUr Inneres auch den 
Verdacht des Dienstvergehens beinhaltet und eine diszipli· 
narische V~JCuntersuchung zur Folge hat. Das war bei einigen 
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ausgewählten Dienstkräften flir die G 10-Stelle übrigens für 
uns ein Hinderungsgrund, mit einem Sonderaufirag auf län­
gere Sicht zu arbeiten." 
(Wortprotokoll vom 13. 9. 93, S. 24) 

Bedenken hinsichtlich des Sonderauftrags allgemein hat der 
Zeuge seiner Auffassung nach im Schreiben vom 16. April 1992 
der Senatsverwaltung für Inneres mitgeteilt (Zeuge Annußek, 
Wortprotokoll vom 20. 10. 93, S. 161). 

Auf die Frage, ob der Zeuge die Bedenken hinsichtlich des 
höherwertigen Einsatzes von Mitarbeitern bei der Senatsverwal­
tung für Inneres schriftlich oder mündlich vorgetragen habe, ant­
wortete der Zeuge: 

"Ich selbst - nach meiner Erinnerung - nicht. Ich war inunc:r 
der Meinung, daß die Innenverwaltung aus ihrem Grundan­
spruch, der aus ihrer Existenz erwächst, natürlich diese 
Regeln beherrschen muß, und die Innenverwaltung auch 
über Personal verfügte, das die Verhältnisse im Amte bis ins 
Detail kannt~. Im übrigen haben wir uns über die Unzuläng­
lichkeiten -'ich wiederhole jetzt einmal diesen allgemeinen 
Ausdruck- in Besprechungen - so, wie mir das bekannt ist 
aus meiner Büroleitung- auch mündlich mit der Innenver­
waltung verständigt oder ausgetauscht." 
(Wortprotokoll vom 20. 10. 93, S. 164) 

Auf die Möglichkeit, eine Zulage nach § 24 Bundes-Angestell­
tentarifvertrag (BAT) zu zahlen, angesprochen, meinte der 
Zeuge: 

"Also, ich kann mich jetzt nicht erinnern, daß wir davon 
Gebrauch gemacht hätten. Daß es verschiedene Möglichkei­
ten gibt, Ausgleich zu leisten, ist mir bekannt. Ich kann mich 
aber jetzt nicht abschließend - auch zu der Rechtsfrage -
äußern, ob hier eine Möglichkeit bestanden hätte." 
(Wortprotokoll vom 20. 10. 93, S. 165) 

Die Senatsverwaltung Hir Inneres ging zum damaligen Zeit­
punkt davon aus, daß das LfV wußte, daß G 10-Aufgaben mit 
Sonderaufträgen erledigt werden könnten. 

Der Zeuge Prof. Dr. Heckelmann bemerkte dazu: 

"Eines möchte ich noch präzisieren, damit kein Mißverständ­
nis auftaucht. Wir haben nach meiner Erinnerung - ich muß 
es so formulieren- nie konkret gesagt: Für G 10 nur Sonder­
aufträge!- Sondern wir haben generell bei den Steilenbeset­
zungswünschen auf die Möglichkeit des Umgangs mit Son­
deraufträgen hingewiesen und hierbei aber von unserer Seite 
aus gedanklich natürlich G 10 auch mit eingeschlossen. Jetzt 
habe ich es so formuliert, wie ich es meine. 

Das Amt hat in der Tat darauf hingewiesen, ich habe das ja an 
keiner Stelle bestritten, daß es seinerseits nicht mit dem 
Instrument des Sonderauftrages arbeiten möchte. Und wir 
haben gesagt, das Amt kann es tun; das will ich erst einmal 
klarstellen." 
(Wortprotokoll vom 20. 10. 93, S. 70 und 81) 

Bezüglich der höherwertigen Beschäftigung hätte das LfV- so 
der Zeuge Prof. Dr. Heckelmann- eine Zulage nach§ 24 BAT zah­
len können: 

.,Jeder Personalwirtschafier weiß, daß dann, wenn man Son­
deraufträge durchführt oder generell eine höherwenige 
Beschäftigung bei Angestellten für einen befristeten Zeit­
raum notwendig ist, man dieses Instrument nach § 24 BAT 
nutzt und nutzen ka.o.n und damit die Aufgabe auch völlig 
problemlos durchfUhren kann. Daflir ist selbstverständlich 
eine Zulage zu zahlen, die aus dem Haushalt des Bereichs zu 
speisen und auch anzuordnen ist, in der die betreffende Per­
son, die zu einer solchen Tätigkeit herangezogen wird, tätig 
ist. Also hier konkret wäre es das LfV gewesen." 

(Wortprotokoll vom 20. 10. 93, S. 2) 

Dies bestätigte auch der Zeuge Fenske: Eine Angestellte oder 
ein Angestellter habe einen Anspruch auf eine Zulage nach § 24 
BAT, wenn sie oder er eine hOherwertige Tätigkeit ausfLihre. Für 
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die Zahlung dieser Zulage hälte eine stellenwirtschaftliche Vor­
aussetzung geschaffen werden müssen. Das LfV hätte, um die 
Mittel zur Zahlung der Zulage zu erhalten, an die Innenverwal­
tung herantreten müssen (Wortprotokoll vom 27. 9. 93, S. 85 IT.). 

Der Zeuge Amnußek erklärte, die Möglichkeit, Angestellten bei 
einer höherwertigen Beschäftigung eine Zulage nach§ 24 BAT zu 
zahlen, sei ihm und nach seiner Annahme auch seinen Mitarbei­
tern bis zu sein«~r Vernehmung durch den Untersuchungsaus­
schuß ·nicht bekannt gewesen (WortprotokoH vom 20. 10. 93, 
s. 167). 

Strittig ist zwischen den Mitarbeitern der Senatsverwaltung für 
Inneres und des LfV auch, ob G 10-Maßnahmen generell per 
Sonderauftrag durchgetlihrt werden können. 

Während die Mitarbeiter des Lf\t" der Auffassung waren, 0 10-
Maßnahmen könnten, da sie eine Daueraufgabe darstellen, nicht 
perSonderauftrag durchgefüh ··t werden, vertraten die Mitarbeiter 
der Innenverwaltung eine andere Meinung. Danach sei auf die 
einzelne G 10-Maßnahme im konkreten Bedarfsfall abzustellen, 
so daß für diesen Einzelfall ein Sonderauftrag möglich sei (Zeuge 
Annnßek, Wortprotokoll vom 20. 10. 93, S. 183; Zeuge Müller. 
Wortprotokoll vom 13. 9. 93, S. 162; Zeuge Prof. Dr. Heckclmann, 
Wortprotokoll vom 20. 10. 93, S. 70; Zeuge Dr. Jäger, Wortproto­
koll vom 6. 9. 93, S. 246; Zeuge Dechamps, Wortprotokoll vom 
13. 9. 93, s. 243). 

1.1.5 Wechsel eifjes Hauptsachbearbeiters 
während der SJellensperr.? 

Während der qualifi.Zierten Stellen- und Veränderungssperre 
wechselte der ehf:malige Hauptsachbearbeiter im LfV fUr Auslän­
derextremismus (Hizb Allah) und Staatsterrorismus (Iran), der 
Zeuge Löffier, im Mai 1992 in die Senatsverwaltung fUr Inneres. 

Dazu fLihrte d1~r Zeuge M. aus: 

"Nun ist zu dem Zeitpunkt dummerweise-das hat aber mit 
der Sache nic:ht unbedingt etwas zu tun- mein Hauptsachbe~ 
arbeiter am ll5. Mai 92 ohne Ersatz der Stelle, mit Stelle zur 
Senatsinnenvenvaltung versetzt worden ... Mein Iiauptsach­
bearbeiter, d1~r Mann, der praktisch den Staatsterrorismus bei 
mir bearbeitete- wir hatten zu dem Zeitpunkt drei Sachbear­
beiter, und <l:as ist mein bester Auswerter gewesen - ist am 
15. Mai des betieiTenden Jahres 92 mit Stelle zur Senats­
innenverwaltung versetzt worden. Dadurch entstand natür­
lich eine Lücke, die wir arbeitsmäßig zu schließen ver­
suchten." 
(Anlage zum Wortprotokoll vom 30. 11. 93, S. 1) 

Die Entscheidung über den Wechsel in die Fachaufsicht sei 
nach Rücksprache mit dem Amtsleiter in der Innenverwaltung 
gefallen (Zeuge Löffier, Wortprotokoll vom 8. 11. 94, S. 4). 

In Zusammenhang mit seinem Stellenwechsel sei mit ihm 
nicht erörtert wurde11, daß es eine Stellensperre gegeben habe 
und deswegen ein Wechsel überhaupt nh.:ht möglich sei. 

Auf die Frage, ob er Kenntnis davon hatte. daß es dann Pro­
bleme gegeben hat, mit dem Hinweis: Es gibt ja eine Stellen­
sperre: Wie flillen wir eigentlich das Loch, das Herr Löffier hier 
reißt?, antworteti~ der Zeuge: 

.,Nein! Das i.st mir nicht zur Kenntnis gekommen. Ich habe 
selbst gegenüber meinem Gruppenleiter und gegenüber 
meinem damaligen Referatsleiter zum Ausdruck gebracht, 
ob das Referat meinen Wechsel in die Innenverwaltung ver­
kraften kann. Es ist klar, daß mich beide schweren Herzens 
haben ziehen lassen. Ich meine auch, daß darüber Gespräche 
geftihrt worden sind, aber die sind alle ohne mich gelau­
fen .... " 
(Wortprotokoll vom 8. 11. 94, S. 6) 

Weiter erklärte er: 

"Soweit ich weiß, ist diese Stelle fast ein Jahr lang nicht 
besetzt word1!n. Das heißt, der Mitarbeiter, der mir seinerzeit 
zugeordnet worden ist, hat die Tätigkeiten alleine wahrneh­
men müssen." 
(Wortprotokoll vom 8. 11. 94, S. 26) 
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·1.1.6 Aufhebung der Stellensperre 

Zur Frage, welche persönlichen Bemühungen der Innensenator 
unternommen habe, um das LfV in die Lage zu versetzen, seinen 
gesetzlichen Auftrag zu erft.itleo, wurde der Zeu&e Franke gefragt. 
ob der Hauptausschuß eine Veranlassung gesehen hätte, die Auf. 
hebung von Stellensperren zu verweigern, wenn der Innensena· 
tor sie mit der Begründung, es gebe nunmehr eine neue gesetz· 
liehe Aufgabe, beim Hauptausschuß beantragt hätte. 

Darauf antwortete der Zeuge, der Ausschuß könnte sich nicht 
v~rweigem, wenn die Aufhebung von Sperren sachlich und fach~ 
lieh begründet ist (Wortprotokoll vom 27. 9. 93, S. 8). Der Zeuge 
Franke sagte weiterhin sogar: 

,.Denn gerade weil wir wissen, daß das ein empfindlicher 
-oder vielleicht sogar umstrittener- Bereich in der Stadt ist, 
hätten wir uns dann mit Sicherheit sehr schnell damit 
befaßt." 
(Wortprotokoll vom 27. 9. 93, S. 5) 

Es sei auch möglich, noch ein bis zwei Tage vor einer Hauptaus­
schußsittung dringliche Punkte auf die Tagesordnung setzen zu 
lassen (Wortprotokoii vom 27. 9. 93., S. 6). Allerdings stellte er 
fest: 

,. ... Aber ich muß eben davon ausgehen, daß sie (gemeint ist 
eine Vorlag_e zur Au_fhebung der Sperre, Anm. Verfasser) 
nicht rechtzeitig genug kam, um das noch vor der Sommer­
pause erledigen zu können." 
(Wortprotokoll 27. 9. 93, S. 5) 

Der Zeuge Prof. Dr. Heckelmann bestätigte auf die Frage, ob er 
aufmündlichem Wege versucht habe, die Aufuebung der Stellen~ 
sperre noch vor der Sommerpause auf die Tagesordnung des 
Hauptausschusses zu setzen: 

,.Nein, den habe ich nicht versucht - um es erneut zu sagen." 
(Wortprotokoll vom 23. 10. 93, S. 25) 

Nach seiner Ansicht sei es auch nicht notwendig gewesen, an 
den Hauptausschuß wegen der Entsperrung heranzutreten, da es 
im L!V einen Personalüberhang von 60 überzähligen Stellen und 
ausgebildetes Personal für G lO~Maßnahmen gegeben habe, das 
man per Sonderauftrag hätte einsetzen können (Wortprotokoll 
vom 6. 9. 93, S. 42; 20. 10. 93, S. 2, 4, 25). 

1.1. 7 Technische Voraussetzungen 

Hinsichtlich der technischen Voraussetzungen fl.ir die Durch­
führung von G 10-Maßnahmen sagte der Zeuge Annußek aus. daß 
die technischen Einrichtungen, an deren L"bernahme zunächst 
gedacht war, nur noch eine Zulassung bis Ende 1992 hatten und 
das Amt entschit:-den habe, von einer Übernahme der Geräte 
abzusehen und stattdessen neue Technik zu bts~.":baffen (Wortpro­
tokoll vom 13. 9. 93, S. 5). Die zur Verfügungstellung der daffir 
notwendigen finanziellen Mittel erbat das LfV mit Schreiben vom 
15. Mai 1991, nachdem es feststellen mußte, daß es im Nachtrags· 
haushalt 1991 nicht berücksichtigt wurde (Akte Senion AVD 2. 
s. 116). 

Der Zeuge Prof. Dr. Heckelmann verwies in diesem Zusammen­
hang auf einen Vermerk der Innenverwaltung vom 22. Mai 1991. 
der dem L!V am gleichen Ta& in Kopie übersandt wurde und 
worin festgehalten ist, daß die Senatsverwaltung für Finanzen die 
fUr die Durchftihrung der G 10-Maßnahmen erforderlichen Haus­
haltsmittelzwar nicht in den Nachtragshaushaltsplan 1991 aufge­
nommen, zur Absicherung_ der Finanzierun& ggf. jedoch Bewilli~ 
gungsmittel in Aussicht gestellt hat, die im Zusammenhang von 
350 000 DM schließlich auch gewährt worden sind (Wortprotokoli 
vom 20. 10. 93, S. 125). 

Mit Schreiben vom 30. September 1991 informierte das LfV die 
Senatsverwaltung für Inneres darüber, daß es die türdie Anschaf~ 
fung der technischen Geräte benötigten Haushaltsmittel ftir das 
Haushaltsjahr I 993 beantragen werde. Gleichzeitig wurde jedoch 
darauf hingewiesen, daß durch entsprechende Abreden mit dem 
Bundesamt fllr Verfassungsschutz (BfV) Vorsorge daflir getroffen 
werden würde, unter Inanspruchnahme technischer Amtshilfe bis 
Ende 1992 G 10-Maßnahmen in eigener Regie durchzoffihren 
(Zeuge Annnßek, Wortprotokoll vom 13. 9. 93, S. 25). 
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Der Zeuge Dr. Jä&er bestätigte, daß der Sadunitt~lbedarf des 
LfV anerkannt und die Absicherung der G 10-Maßnahmen dur~.:h 
Bewilligungsmittel in Aussicht gestellt worden sei und es keinen 
Bedarfbis Ende 1992 für die Einriehtung neuer technischer Appa~ 
ratur gegeben habe, weil die technischen Voraussetzungen in Ber­
lin vorhanden waren (Wortprotok.oll vom 6. 9. 93, S. 267). 

Auch der Zeuge Dccharnps bekräftigte, daß G 10-Maßnahme~ 
vetstärkungen von der Innenverwaltung gut geheißen und entw 
sprechend an die Senatsverwaltung fllr Finanzen weitergegeben 
worden sei, von dort aus auch bewilligt und in die Investitionspla~ 
nung 1993 aufgenommen worden sei (Wortprotokoll vom 
13. 9. 93, s. 207). 

1.2 Zu Frage S: 

Welche sofortigen Anstrengungen zur Schließung der Sicher­
heitsrücke wurden unternommen, nachdem das Bundesamt ft.lr 
Verfassungsschutz sich nicht mehr in der Lage gesehen hatte, 
Maßnahmen nach dem G 10-Gesetz in Berlin vorzunehmen? 

Die Zeugen aus der Innenverwaltung sagten übereinstimmend 
aus? daß für den Zeitraum ab dem 3. Oktober 1990 keine Sicher­
heitslücke beLügtich der G 10-Maßnahmen entstanden ~ei (Zeuge 
Prof. Dr. Reckelmann~ V/ortprotokorl vom 6. 9. 93. S. 3, 8; Zeuge 
Dr. Jiger, Wortprotokoll vom 6. 9. 93, S. 182). 

Der Zeuge Müller sagte dazu: 

.Ich denke, daß wir in der Zeit zwischen dem Vollzug der 
Vereinigung und dem 1. Oktober '92 keine G 10-Maßnahmen 
durchführen konnten, schränkte unsere Beobachtungstätig­
keit und unsere Aufklärungsmöglichkeiten ein. Ob damit 
allerdings eine meßbare Sicherheit~lücke entstanden ist, 
würde ich nicht klar mit Ja beantworten können. Denn wir 
arbeiten auch mit anderen nachrichtendienstllchen Mitteln­
die G 10-Maßnahme ist eine neben vielen anderen." 
(Wortprotokoll vom 13. 9. 93, S. 161) 

Insoweit die Frage aufden Zeitraum ab Beginn des Jahres 1992 
abzielt, äußerten sich alle hierzu vernommenen Zeugen nur in 
geheimer Sitzung, so daß ihre diesbezüglichen Aussagen im 
Bericht keine Berücksichtigung finden konnten. 

1.2.1 Bemühungen des lJV um fremdsprachliche Vorau.5wtner 

Mit Schreiben vom 16. Dezember 1991 teilte das Bundesamt 
für VerfassufiiSschutz (BfV) dem LfV mit~ daß G lO~Maßnahmen, 
bei denen Dolmetscher flir spezielle Fremdsprachen wie 
z. B. Fars.i. nötii, sind, nicht mehr vorn BfV durchgeführt werden 
(Zeuge Dupke, Wortprotokoll vom 10. 11. 93, S. 3). 

Bis dahin vertraute das LfV auf die Amtshilfe durch andere 
Behörden. Der Zeuge Neostiel sagte dazu aus: 

..... also, wir sind bis zu diesem Zeitpunkt - auch bestärkt 
durch das Boeden-Gutachten - immer davon ausgegangen, 
daß das Problem der fremdsprachlichen Vorauswertung für 
uns kein Problem ist, weil es da andere Stellen gibt. die dann 
im Wege der Amtshilfe uns helfen." 
(Wortprotokoll vom 13. 9. 93. S. 205) 

Oie im Frühjahr 1992 ent-;teh~nden Probleme des UV bei der 
Gewinnung von fremdsprachlichen Vorauswertern wurden der 
Senatsverwaltung für Inneres nicht mitgeteilt. So gab der Zeuge 
Annoßek an: 

.Einen zusammenfassenden, die Lage problematisierenden 
Bericht haben wir nach meiner Erinnerung nicht erstattet 
über den Bereich der Frt:mdauswertung - also der fremd~ 
sprachlichen Vorauswertung." 
(Wortprotokoll vom 13. 9. 93, S. 86) 

Auf die Frage: 

.. Wann ist der Senator für Inneres informiert worden über die 
Tatsache, daß das BfV Herrn Darabi nicht mehr mit einer 
G 10-Maßnahme bedenkt'" 
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antwortete der Zeuge: 

"Das ist geschehen im Zusammenhang mit unserer Vorlage 
aus der zweiten Hälfte September (gemeint: 1992)- jeden~ 
falls nicht früher." 
(Wortprotokoll vom !. 11. 93, S. 84) 

1.3 Zu Frage 5 a): 

Wie ist im LN, der Fach~ und Dieristaufsicht und durch den 
Senator flir [nneres die Durt.:hfLihrung erster G 10~ Maßnahmen 
vorbereitet und begleitet worden? 

1.3.1 Mqßnahmen des Senators und der Senatsverwaltung fUr 
Inneres 

Bis zur Beantragung der ersten Maßnahme Ende September 
1992 wurden seitens des Senators und der Senatsinnenverwaltung 
gerneinsam mit dem LfV keine Vorbereitungen flir konkrete 
G IO~Maßnahrnen dur.ch das Land Berlin getroffen. 

Auf die Frage, ob er nach Irrkrafttreten des G 10-Gesetzes eine 
G 10-Besprechung angesetzt habe, die sich mit der Stellenausstat­
tung und möglichenG 10-Anträgen befaßt, antwortete der Zeuge 
Prof. Dr. Heckelmann: 

"Eine solchespezielieG 10-Runde wurde von mir nicht ein­
gesetzt. Dazu gab es auch nicht den geringsten Bedarf." 
(Wortprotokoll vom 6. 9. 93, S. 101) 

Der Staatssekretär fLir Sicherheit und Ordnung beauftragte am 
3. Juli 1992 das LN mit der Erstellung eines Berichts über Mög­
lichkeiten, G 10-Maßnahmen zu übernehmen, die bisher vom 
BfV im Wege der Amtshilfe vorgenommen werden (Wortproto­
koll vom 20. 10. 93, S. 29). 

Auch wurde im Rahmen eines Jour Hxe arn 13. Juli 1992 zwi­
schen der Innenverwaltung und dem LfV dem Amtsleiter die 
Frage gestellt, wie viele G 10~Maßnahmen das BfV fUr Berlin im 
Wege der Amtshilfe durchfUhrt. 

Auf die Frage an den Zeugen Prof. Dr. Heckelmann, ob seiner 
Verwaltung und ihm persönlich alle G 10-Maßnahmen, die im 
Wege der Amtshilfe durchgeführt werden, hätten bekannt sein 
müssen, da diese vom Innensenator persönlich unterschrieben 
und genehmigt werden müssen, erwiderte dieser: 

n· . .,: das gehört in den Bereit.:h der nichtöffentlichen Sitzung. 

(Wortprotokoll vom 20. 10. 93, S. 28) 

In der weiteren Vernehmung wurde insoweit vom Zeugen aus­
geflihrt: 

nEs geht einmal darum, was im G 10-Verbund vom Bf\T gere­
gelt wird und was das Amt tun kann. Daß wir selbstverständ­
lich, wenn das Amt uns mitteilt: erst einmal, es kann eigene 
Maßnahmen durchführen, und dann aber sagt, sie sind nicht 
so ganz eigen, sondern es sind möglicherweise sokhe aus 
dem Verbund - Dann ist die Rückfrage berechtigt. Mehr 
kann ich hier, bei dieser Gelegenheit nicht sagen." 
(Wortprotokoll vom 20. 10. 93, S. 29) 

2. Zu Komplex II des Untersuchungsaurtrages: 

Der Untersuchungsausschuß hatte zu untersuchen: 

Welche Erkenntnisse lagen den Sicherheitsbehörden über dioe 
Person Kazem Darabi und die Aktivitäten iranischer Nachrichten­
dienste oder terroristischer Organisationen vor, welche Schlußfolee­
rungen wurden daraus gezogen und welche Sicherhdtsmaßnahmen, 
insbesondere Maßnahmen nach dem G 10-Gesetz, wurden veran­
laßt? 

Drucksache 12/5949 

2.1 Zu Frage 1 b) bis d): 

b) Wie war sein Aufenthaltsstatus? 

c) Wann, durch wen und aus weldtl!n Gründen wurde trotz 
Kenntnis der Aktenlage die im Januar 1991 abgelaufene Auf­
enthaltserlaubnis von Darabi für zwei Jahre verlängert? 

d) Wie wurde seit Beginn des Aufenthalts von Darabi in der 
Bundesrepublik Deutschland seine Rolle eingeschätzt? 

2.1.1 Au[enthalrs:llatus des Kazem Darabi 

K.a.t.em Darabi reiste 1979 in die Bundesrepublik Deutschland 
ein, um zu studieren. Er wurde am 12. Dezember 1983 vom Amts­
gericht Mainz wegen gemeinschaftlicher gefahrlieber Körpcrver~ 
Ietzung zu einerFreiheitsstrafevon acht Monaten verurteilt, da er 
am 24. April 1982 an der Universität Mainz an Auc;.einanderset-

-- zungen zwischen Khomeini-Anhäng_ern und -Gegnern teilge­
nommen hatte. Die Strafe wurde zur Bewährung ausgesetzt. Er 
selbst gehörte zu den Khomeini~Anhängern, die Khomeini-Geg­
ner bestrafen und einschüchtern wollten. Daraufhin wies ihn die 
Ausländerbehörd·~ Mainz mit Bescheid vom 1. Juni 1982 aus 
(Aus1änderakte, Bd. l, Bl. 102). 

Auf Grund einer besonderen Vereinbarung, die auf Interven­
tion der iranischen Botschaft in der Bundesrepublik Deutschland 
zwischen dem .Auswärtigen Amt, der iranischen Bots<.haft und 
der Staatskanzlei Rheinland~Pfaiz getroffen wurde, wurde Darabi 
jedoch gestattet, sein Studium zu beenden. Die zuständigen AusA 
länderbehördenerteilten bzw. verlängerten daraufbin jeweils eine 
Duldung zu Studienzwecken mit Wiedereinreiseerlaubnis. 

Darabi zog am 14. Februar 1983 nach Berlin zu (Ausländerakte, 
Bd. 2, BI. 274). 

Zu diesem Zehpunkt hatte er eine bis zum 15. Oktober 1983 
gültige Bescheinigung über die Aussetzung der Abschiebung 
(Duldung) nur zu Studienzwecken des Polizeipräsidiums Mainz. 
Diese Duldung WIJrde zunächst vom Polizeipräsidium Mainz ver­
längert, dann vorn Polizeipräsidenten in Berlinjeweils für kürzere 
Zeitspannen. 

Im Dezember 1986 bat die iranische Botschaft das Auswärtige 
Amt, die Duldung DE:rabis in eine normale Aufenthaltserlaubnis 
umzuwandeln. Diese Bitte wurde dem Landeseinwohneramt 
(LEA) über das Auswärtige Amt und die Senatsverwaltung flir 
Inneres üb~rnütt~~lt. Das LEA teilte der Senats"·erwaltung fUr 
Inneres daraufhin mit Schreiben vom 16. Juni 1987 mit, daß Dar­
abi exmatrikuliert werden sollte, da er an den Vorlesungen nur 
unregelmäßig teilgenommen und die erforderlichen Prüfungen 
nicht bestanden hatte. Eine Aufenthaltserlaubnis könnte somit 
nicht erteilt wcrde:n. Mit Schreiben vom 24. September 1987 teilte 

- die Senatsverwaltu.ng für Inneres dem Auswärtigen Amt mit, daß 
es sich bei Darabi um einen solL:hen Fall handeln dürfte, bei dem 
eine Aufenthaltserlaubnis nicht in Betracht komme (Ausländer­
akte, Bd 3, BI. 128). 

Mit Schreiben vom 30. November 1987 erteilte die Senatsver­
waltung für [nneres dem LEA die Weisung, daß die an den Aus~ 
einandersetzungen im Frühjahr 1982 in Mainz beteiligten irani­
schen Studenten folgendermaßen zu behandeln sind: Bei Vor~ 
sprache sind die [raner darauf hinzuweisen, daß sie eine Befri­
stung der Ausweisung beantragen können. '\\o'ird die Wirkung der 
Ausweisung befristet, ist dem Ausländer eine Aufenthaltserlaub­
nis ftir Studienzwecke zu erteilen. 

Es heißt weiter: 

Eine Aufenthaltserlaubnis flir Studienzwecke ist jedoch in 
den Fällen nicht .t.u erteilen, in denen das Studium abgebro­
chen wurde oder ein Abschluß des Studiums in Kürze bevor­
steht. Dies diirfte - vorbehaltlich Ihrer Prüfung - fLir die Per~ 
sonen Kaz.em DARABI, geb. 1959, und ... zutreffen. 
(Ausländerakte, lld. 3, BI. 130, 130 R) 

Darabi konnte sich nach seiner Exmatrikulation 1987 erneut 
1988 immatrikuli1~ren, so daß seine Duldung wieder verlängert 
wurde. Vom LEA wurde er dann am 5. Mai 1989 darauf aufmerk~ 
sam gemacht, dar. ein bei der Stadtverwaltung Mainz zu stellen­
der Antrag auf Befristung der Wirkung der Ausweisung Aussicht 
auf Erfolg haben könnte (Ausländerakte. Bd. 2. BI. 297 R). 
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Darabi stellte dao.o am 3. Aua:ust 1989 einen Antrag auf Befri­
stung der von der Stadt Mainz verfügten Ausweisung (Ausländer­
akte, Bd. 2, S. 298). 

Die Stadt Mainz teilte dem LEA daraufbin mit Schreiben vom 
9. August 1989 mit: 

,.Unseres Erachtens werden Sie mit einer nachträglichen 
Befristung keinesfalls einverstanden sein~ da die Vermutung 
dafür spricht, daß der Antragsteller sein Studium nicht ziel­
strebig und in der dafür vorgesehenen Zeit durchfUhrt." 
(Ausländerakte, Bd. 3, BL 153) 

Ausweislich der dem LEA vorliegenden Immatrikulationsbe­
scheinigung für das SommerSemester 1989 befand sich Darabi 
- ohne Studiensemester außerhalb Berlins- zu diesem Zeitpunkt 
bereits im 12. Semester an einer Fachhochschule. 

Aus dem Schriftwechsel der Ausländerakte ergibt sh.:h, daß 
Darabis Deutschkenntnisse zu diesem Zeitpunkt mehr als man­
gelhaft waren. 

Trotz des Hinweises aus Mainz erhob das LEA keine Bedenken 
gegen die nachträgliche Befristung der Ausweisungsverfüg_ung. 

Nachdem Darabi seinen Widerspruch gegen die Ausweisungs­
verfügung der Stadt Mainz vom 1. Juni 1982 zurückgenommen 
hatte, befristete die Stadt Mainz ihre Ausweisungsverfügung 
nachträglich durch Bescheid vom 3. Oktober 1989 bis zum 15. Ok.· 
tober 1989, 

Daraufhin stellte Darabi arn 16. Oktober 1989 einen Antrag auf 
Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis. Zunächst wurde ihm vom 
LEA erneut eine Duldung bis zum 16. Apri1!990 erteilt. Als dann 
im Januar 1990 über den Antrag aufErteilung einer Aufenthalts­
erlaubnis entschieden werden sollte, vermerkte der zuständige 
Sachbearbeiter, der Zeuge LUcke: 

,.Die nun beantragte Studien-Aufenthaltserlaubnis müßte 
m. E. abgelehnt werden. Sollten wir nun nicht Aufenthaltser­
laubnis gemäß Weisung 20 erteilen'?" 

Sein Vorgesetzter entsdU~d am 19. Januar 1990: ..Ja," (Auslän­
derakte, Bd, 3, BL 166 R). 

Bei der sogenannten ,. Weisung 20'" handelt es sich um eine in­
terne Weisung des LEA vom 20. Dezember 1989. Es heißt dort 
u. a.: 

"2.1 Einreise •or dem 15. 12. 1989: 

Bei Ausländern, die nach allgemeinen ausländerrecht­
liehen Vorschriften zur Ausreise verpflichtet sind, ist von 
der Durchsetzung der Ausreisepflicht abzusehen und 
unabhängig von Zweck und Dauer des bisherigen Aufent­
halts eine Aufenthaltserlaubnis zu erteilen, wenn sie vor 
dem 15. 12. 1989 in das Land Berlin eingereist sind und 

a) wegen der lebens-oder freiheitsbedrohenden Verhält­
nisse in ihrem Herkunftsland nicht dorthin ab&,escho­
ben werden können; dies gilt mr 

Äthiopien, Afghanistan, Iran, Libanon, Sri Lanka 
(sofern es sich um tamilische Volkszugehörige han­
delt); 

bei Personen aus diesen Herkunftsländern ist grund­
sätzlich die Unmöglichkeil der Rückkehr zu unterstel­
len. es sei denn,. aus den Umständen des Einzelfalles 
ergeben sich daran konk.rt:te Zweifel; nur in diesen 
Zweifelsfällen ist der Ausländer aufzufordern~ die 
individuelle Jebens- oder freiheitsbedrohende Gefähr­
dung bei einer Rückkehr in sein Herkunftsland plausi­
bel darzustellen; .. , " 

Diese interne Weisung beruht auf einer Weisung der Senatsver­
waltung für Inneres vom 7. Dezember 1989, die sich aufdie neuen 
Ausführungsvorschrifien zum Ausländergesetz bezieht. 

Die Formulierung der .. Weisung 20" entspricht der der Senats­
verwaltung für Inneres. 

Nach diesen Weisungen ist bei Iranern grundsätzlich die 
Unmöglichkeit zur Rückkehr zu unterstellen, es sei denn, aus den 
Umständen des Einzelfalles ergeben sich daran ZweifeL 

18 

Drucksache U/5949 

Auf die Frage. ob der Zeuge Liicke b~i der Ents(hddung nicht 
auf Grund der Verurteilung Darabis wegen der Vorfälle in Mainz 
soh.:he Zweifel gehabt habe, antwortete er: 

.Dir!!kte Zweifel kann man nicht sagen! Ich mache das oft, 
daß ich mir noch einmal das Okay meines Vorgesetzten hole. 
einfach so, ohne daß der Faii eine gewisse Bedeutung hat. 
Zweifel sind das nicht gewesen. Ich wollte halt~ daß er sieb 
den Fall auch noch einmal ansieht, und seine Meinung dazu 
wissen." 
(Wortprotokoll vom 30, II. 93, S. II) 

Der Zeuge sagte weiter aus, es sei ihm damals nicht aufgefallen, 
daß Darabi Straftaten Hir das Khomeini-Regime begangen habe 
und nur auf Grund der Intervention von iranischer Seite nicht 
abgeschoben worden sei (Wortprotokoll vom 30. 11. 93, S. 9). 

Kazem Darabi wurde dann am 19. Januar 1990 eine Aufent­
haltserlaubnis. die nicht auf Studienzwecke beschränkt war und 
bis 19. Januar 1991 gültig war, erteilt (Ausländerakte, Bd. 3, 
BL 170 R). Sie wurde am 14, Januar 1991 bis zum 19. Januar 1993 
verlängert, und zwar nach Erlaß des neuen Ausländergesetzes 
als Aufenthaltsbefugnis (Ausländerakte, Bd. 3, BL 177 R), 

Der Zeuge Prof. Dr. Heckclmann ftihrte dazu aus: 

.,Die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis flir Darabi, der 
erkennbar zu den Khomeini-Anhängern gehört, war daher 
aus meiner Sicht eine zu diesem Zeitpunkt nicht hinreichend 
differenzierte Entscheidung, zumal er selbst - aus seiner 
Akte erkenntlich - sogar wegen des Vergehens gegen 
Regimegegner des Iran früher strafrechtlich verfolgt worden 
war. Aus meiner Sicht wäre die sachgerechte Entscheidung 
im Januar 1990 eine Ausweisung von Darabi gewesen. Die 
Umwandlung der dann im Januar 1991 abgelaufenen Aufent~ 
haltserlaubnis in eine Aufenthalt~bcfugnis erfolgte kraft 
Gesetzes durch das am 1. Januar 1991 in Kran getretene neue 
Ausländergesetz. Hierbei handelte es sich darum. daß Herrn 
Darabi auf Grund des§ 94 Abs. 3 Nr. 3 Ausländergesetz diese 
Aufenthaltsbefugnis gewährt wurde. Der Text des Gesetzes: 

Eine vor dem 1.1. 1991 erteilte befristete 

- ein Jahr, hier eingehalten -

Aufenthaltserlaubnis gilt als Aufenthaltsbefugnis fort, 
wenn sie dem Ausländer aus humanitären oder politi· 
sehen Gründen oder 

- und das ist hier einschlägig -

wegen eines Abschiebungshindernisses erteilt worden ist. 

Diese Voraussetzungen lagen mit [nkrafitreten des neuen 
Ausländerrechts automatisch vor~ ohne daß die Behörde 
überhaupt einen Prüfungsspielraum gehaht hätte. Diese Ent­
scheidung ist also im Januar 1991 absolut korrekt erfolgt. Ich 
lege nur Wert auf den Zeitpunkt der Entscheidung. Es war 
der 14. Januar; mein Dienstantritt als Innensenator war naeh 
meiner Erinnerung der 24. Januar, also nachdem diese Ent­
scheidung bereits vollzogen war." 

(Wortprotokoll vom L I L 93, S. 2 f.) 

Aus der dem Ausschuß vorliegenden Ausländerakte, die auch 
das Strafurteil enthält, ist ersichtlich, daß es sich bei Darabi um 
einen Khomeini~Anhänger handelt, für den sich die Iranische 
Botschaft zweimal einsetzte und der sich zwischenzeitlich in 
Teheran aufualten konnte. Bei Kenntnis des Akteninhaltes, die 
Voraussetzung für eine Entscheidung über eine Aufenthaltser· 
laubnisist, durfle die Behörde somit nicht grundsätzlich von der 
Unmöglichkeit einer Rückkehr ausgehen, Gemäß der Weisung 20 
hätte Darabi vor einer Entscheidung wegen vorliegender Zweifel 
seine Gefährdung plausibel darlegen müssen. 

2.2 Zu Fca&e 1 a): 
Wekhe Erkenntnisse lagen zu welchem Zeitpunkt Berliner Be­

hörden, insbesondere 

- dem Polizeilichen Staatsschutz 

- dem Landesamt für Verfassungsschutz 
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- der Senatsverwaltung für Inneres 

- dem Innensenator 

und den Sicherheitsbehörden des Bundes zur Person K.azem 
Darabi vor? 

Bei der Klärung dieser Frage in öffentlicher Sitzung ergaben 
sich fUr den Ausschuß he~ondere Schwierigkeiten, da sich die 
schon erwähnten zwei Drittel VS-eingestufte Akten fast aus­
schließlich auf den Fragenkomplex II beziehen. 

2.2.1 Erkenntnisse des polizeilichen Staatsschutzes über Kazem 
Darabi 

Nach Angaben des Zeugen Piete, der Leiter des Bereiches 
Staatsschutz beim Polizeipräsidenten in Berlin ist, lagen dem 
Polizeilichen Staatsschutz folgende Erkenntnisse über K.azem 
Darabi vor: 

"Einen allerersten Sachverhalt haben wir im April 1982 mit­
geteilt bekommen, wo es darum ging, daß sich an der Univer­
sität Mainz ein schwerer Landfriedensbruch ereignet hat zwi­
schen Gegnern und Anhängern von Khomeini. Dieser Sach­
verhalt ist uns zunächst ohne Personalien am darauffolgen­
den Tag mitgeteilt worden. Erst zu einem späteren Zeitpunkt 
haben wir ihn in Zusammenhang bringen können mit den 
Personalien von Kazem Darabi. 

Ich kann nicht mehr präzise sagen, wann das gewesen ist, 
aber der spätestmögliche Zeitpunkt war, als uns mit dem 
Wechsel des Hauptwohnsitzes von Kazern Darabi im August 
1989 seine Kriminalakte übersandt worden ist. Das ist die üb­
liche Verfahrensweise unter den Landeskriminalämtern und 
Staatsschutzdienststellen. In Berlin selbst ist er im Juli 1983 
wegen Sachbeschädigung, also unerlaubten Plakatierens, in 
Kreuzberg aufgefallen. Dann gab es in einem anderen 
Zuständigkeit::.berei.ch im November 1987 eine AutraUi,gkeit 
wegen einer BTM~Angelegenheit, wo er allerdings den Sta­
tus als Zeuge hatte. 

Im September 1991 ist uns dann aus Düsseldorf bekanntge­
wor den, daß er dort im Zusammenhang mit einer politischen 
Demonstration als Anmelder bekanntgeworden ist. 

Und die letzte Erkenntnis vor dem .,Mykonos"-Attentat war 
im Juni 1992, wo wir erfahren haben, daß er wegen illegaler 
Beschäftigung von Libanesen - also ohne Arbeitserlaubnis -
bekanntgeworden ist. - Das ist die Gesamtheit aller Erkennt­
nisse, die uns zu dieser Person vorlagen." 
(Wortprotokoll vom 25. 10. 93, S. 42-61) 

2.2.2 Erkenntnisse des f_JV über Kazem Darabi 

Grundsätzlich ist anzumerken, daß sich die Kenntnisse Ber­
liner Sicherheitsbehörden beim LN konzentrieren, das insofern 
im Informationsaustausch mit verschiedenen Bundesbehörden 
und anderen Diensten steht. 

Die vernommenen Mitarbeiter des LfV haben Erkenntnisse 
über die Person Darabi nur in geheimer Sitzung mitgeteilt. 

Der Zeuge Dupke ftlhrte zu Erkenntnissen des LfV nur aus: 

., ... , daß uns die Person Kazem Darabi seit vielen Jahren 
etwa seit 1984, soweit ich mich erinnern kann - ein Begriff 
war, insofern, als Darabi als Funktionär der Hizb Allah und 
der UISA, der Union islamischer Studentenvereine, galt, der 
auch Verbindungen zu offiziellen iranischen Stellen, insbe­
sondere zum iranischen Nachrichtendienst unterhielt" 
(Wortprotokoll vom 10. II. 93, S. 2) 

Daß Darabi mit dem iranist.:hen Nachrichtendienst zusammen­
arbeitet, sei dem LfV etwa 1988 bekanntgeworden (Zeuge Dupke, 
Wortprotokoll vom 10. II. 93, S. 44). 

Es hätten sich im Laufe der Zeit seit 1984 immer wieder Hin­
weise auch auf Darabi ergeben. Das LfV habe ihn zwar als poli­
tischen Extremisten, nicht aber als potentiellen Terroristen einge­
schätzt (Zeuge Dupke, Wortprotokoll vom 10. 1 L 93, S. 4). 
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Der Leiter des LfV, der Zeuge Annußck, sagte: 

"" .. Ich willbieröffentlich nur einmal sagen, daß ein Unter­
schied zwischen Kazem Darabi und anderen Angehörigen 
extremistischer oder auch gewaltbereiter terroristischer 
Gruppen insoweit besteht, als immer bekannt war, daß er 
offizielle Kontakte zu Konsulen, Bots~.:hafiern usw. des Iran 
hatte und dal3 mindestens eine Überlegung doch gewesen 
sein könnte, daß eine solche Pers.on, wenn sie sich denn so 
weit exponiert, sofort das, was jede Regierung und speziell 
die iranische immer versucht hat, nämlich sich nicht kompro­
mittieren zu lassen als staatsterroristisches Land oder 
Regime, dann sehr schnell eintreten würde. Das war schon 
eine Überleg1Jng, die man haben konnte, um hinsichtlich 
Kazem Darabi dil! Dinge vielleicht anders zu sehen als hin­
sichtlich irgend e:ines anderen Extremisten, der Gewaltbe­
reitschaft gezeigt hat." 

(Wortprotokoll vom l. 11. 93, S. 48 f.) 

2.2.3 Erkenntnis.u der Senatsvern·altung und des Senators für 
Inneres über Kazem Darabi 

Der Senatsverwaltung fU.r Inneres ist der Name Kazem Darabi 
jedenfalls zu aufenthaltsrechtlichen Fragen bekanntgeworden, als 
das Auswärtige Amt mit Schreiben vom 26. März 1987 bei der 
Innenverwaltung anfragte. ob für einige iranische Studenten auf 
Bitte der iranisch,en Botschaft eine Aufenthalt<;erlaubnis erteilt 
werden könne. In der Anlage zu diesem Schreiben war die Verbal­
note der iranischen Botschaft und eine Liste der Betroffenen, in 
der auch Kazem Darabi aufgefUhrt war, beigefUgt (Ausländerakte~ 
Bd. 3, BI. 113-118). 

Das fti.r Ausländerfragen zuständige Referat III C der Innenver­
waltung bearbeitete diese Anfrage. 

Das Referat III C der Innenverwaltung war 1992 erneut mit 
Kazem Darabi befaßt1 als es durch Widerspruchsbescheid \o'Om 
2S. Juni 1992 den Widerspruch gegen den Bescheid des Landes~ 
einwohneramtes (LEA) vom 15. Januar 1992, mit dem das LEA 
abgelehnt hatte, eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis zu ertei­
len. zurückwies. 

Amselben Tag übersandte die Innenverwaltung die Ausländer­
akte Kazem Darabis, die sich zur Widerspruchsbearbeitung bei 
ihr befunden hatte:, an das Bunde~kriminalamt (BKA) betreffend 
,.Ermittlungsverfahren gegen Eimad ABU KARIM". Das BKA 
hatte die Ausländf:rakte mit Telefax vom 15. April1992 beim LEA 
wegen "Ermittlungsverfahren gegen ABU KARIM, Eimad u. a. 
wegen Verdachts der versuchten Herbeiführung einer Spn:ng­
stoffexplosion und des versuchten Mordes" angefordert (Auslän~ 
derakte, Bd. 3, BL. 196-199). 

Weder der Innensenator noch die Fa~.:haufsicht flir den Verfas­
sungsschutz hatte von diesem Ermittlungsverfahren Kenntnis. da 
die den Widerspmch bearbeitende Stelle in der Innenverwaltung 
die Information über das Sprengstoffverfahren unter anderem 
gegen den in Berlin lebenden Iraner Darabi nicht weiterleitete 
(siehe Ausländerakte Bd. 3, BL. 196 u. 199). 

Der Zeuge ProJ: Dr. Hecketmann sagte zu Erkenntnissen der 
Innenverwaltung zur Person Kazem Darabi nur in nichtöffent­
licher Sitzung aus. ('Wortprotokoll vom 1. 11. 93, S. 24). 

Auf die Frage i:n öffentlicher Sitzung, ob er schon vor dem 
Mykonos-Attentat den Namen Kazem Darabi einmal gehört bzw. 
zur Kenntnis genommen habe, fllhrte er aus: 

,)eh muß hier zwischen mehreren Komplex.en unterschei­
den. Soweit der Komplex das LfY berührt, gebe ich Ihnen 
dazu keine A1.1skunft, sondern verweise auf den niL:htöffent­
lichen Teil. VV"as seinen Ausländerstatus anbetritn, ist mir 
natürlich- das habe ich doch eingangs aber auch gesagt- der 
Name Darabi erst nach dem Attentat bekanntgeworden, als 
wir die ausländerrechtliche Situation geprüft haben. Das­
selbe gilt flir die Situation auf der Ebene des Polizeilichen 
Staatssc:hutze s." 

19 
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Der Zeuge flihrte weiter aus: 

..... , daß mir und der gesamten Innenverwaltung der Name 
Darabi in seinen Bezügen zu ,.Mykonos"' erst nach dem 
Attentat aufgetreten ist." 
(Wortprotokoll vom l. 11. 93, S. 22, 24) 

Der Zeuge Annußek <lntwortete aufdie Frage, wann nach seiner 
Erinnerung der Name Darabi gegenüber der Haupt'lo·erwaltung 
zum ersten Mal gefallen sei. ob vor oder nach dem Attentat: 

,.Nein, der Name Darabi ist früher gegenüber dem Senator 
fUr Inneres gefallen." 
(Wortprotokoll vom l. 11. 93, S. 83) 

Auch der Zeuge Dr. Jäger machte zu dieser Frage nur in nicht· 
öffentlicher Sitzung Angaben (Wortprotoko11 vom 25. 10. 93, 
S. 129). Er führte allerdings in öffentlicher Sitzung aus, daß das 
Ausländerreferat der Innenverwaltung 1987 Kenntnis von der 
Person Darabi bekommen habe (Wortprotokoll vom 25. 10. 93, 
s. 133). 

1.1.4 Erkenntnisse der Bundesbehörden: BKA, BjV und Bundes· 
kanzleramt 

Zu den Erkenntnissen der Bundesbehörden befragt, äußerte 
sich der Zeue;e Zachert. Präsident des BK.A, nur in nichtöffent· 
licher Sitzung (Wortprotokoll vom 25. 10. 93, S. 3). 

Der Zeuge Dr. Werthebach, Präsident des Bundesamtes für Ver-
fassungsschutz~ sagte zur sclben Frage: 
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.,Der Erkenntnisstand des Landesamtes für Verfassungs· 
schutz Berlin zu Kazem Darabi entsprach und entspricht 
dem des BfV, dem Bundesamt für Verfassungsschutz. Das 
LfV Berlin wurde im aktuellen Austausch von Elnzelinfor· 
mationen und im Rahmen der allgemeinen Berichterstattung 
fortlaufend über die zu Darabi vorliegenden Erkenntnisse 
unterrichtet. 

Vor allem in den Medien wurde in den vergangeneo Mona­
ten mehrfach darüber berichtet, daß Darabi seit Jahren 
beiden S1cherheitsbehörden als gef<ihrlicher Terrorist 
bekannt war. Eine solche Bewertung Darabis entsprach bis 
zum Zeitpunkt des Mordanschlags am 17. September 1992 
nicht dem Erkenntnisstand und der Einschätzung des 
Bundesamtes für Verfassungsschutz. 

Zunächst zur Union oder seine Einbindung in der Union isla· 
miseher Studentenvereine in Europa, abgekürzt UISA. 
Darabi hält sich seit dem 5. Juli 1980 im Bundesgebiet auf 
und war bis April 1982 nicht auffcillig. Bei den Gewalttaten 
am 24. April 1982 gehörte er allerdings zu den iranischen 
Regimeanhängern, die oppositioneile iranische Studenten in 
einem Mainzer Studentenheim überfielen. Nach einem 
Gerichtsverfahren wurde er zusammen mit anderen Beteilig­
ten am 14. Oktober 1982 auf freien Fuß gesetzt. Er~t 1984 
ging ein neuer Hinweis zu Darabi ein, wonach er in den Vor­
stand des Vereins islamischer Studenten in West-Berlin, 
eines Mitgliedsvereins der UISA, gewählt worden war. Das 
war 1984. 1987 wurde er erneut als dem genannten Vorstand 
zugehörig aufgeftihrt, ohne daß jedoch Informationen zu 
näheren Aktivitäten anfielen. Erst ab 1988 gingen beim BfV 
konkretere Informationen ein, daß Darabi zwischenzeitlich 
mehr Einfluß und Bedeutung in der Organisation UISA 
gewonnen hatte. Ab 1989 wurde er zu den Führungsfunktio­
nären der Gesamtorganisation in Deutschland gezählt und 
nahm bis 1992 an verschiedenen überregionalen Versamm­
lungen teil. Nach dem Erkenntnisstand des BfV war Darabi 
innerhalb der UISA vorwiegend mit organisatorischen Auf­
gaben befaßt. So war er in die Durchführung von Veranstal­
tungen und die gelegentliche Betreuung von in die Bundes­
republik Deutschland einreisenden Geistlieben aus Iran und 
Libanon eingebunden. 

Ich komme LU dem zweiten Aspekt; D. als Informant bzw. 
seine Kontakte zu diplomatischen Einrichtungen. - Nach 
dem Erkenntnisstand des BfV ist Darabi zumindest seit Ende 
der 80er Jahre als Informant des iranischen Nachrichten­
dienstes VEVA..K, also des Ministeriums für Nachricbtenwe-
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sen und Sicherheit, tätig. In diesem Zusammenhang stand er 
auch mit Angehörigen der Iranischen Botschaft und des Ira­
nischen Generalkonsulats in Berlin in Verbindung. Darabi 
erhielt von dort unter anderem nachrichtendienstliche Auf­
träge zur Ausforschung der in Deutschland im Exillebe-nden 
iranischen Opposition, einschließlich kurdischer Gru['lpen. 
Darabi ist nach Einschätzung des BfV kein hauptamtlicher 
Mitarbeiter des iranischen Nachriduendien"tes. Auch 
begründeten die über einige J<1htt! hinweg angefallenen. eher 
sporadischen Einzelerkenntnisse zu seinen nachrichten­
dienstlichen Aktivitäten des Darabi nicht den Verdacht, daß 
es sich bei ihm um einen besonders hochrangigen InformanK 
ten des Nachrichtendienstes handelt. Nach einer Jnforma· 
tion von Februar/März '92 soll Darabi Mitglied der irani­
schen revolutionären Garden Pastaran sein. Nähere Informa­
tionen hierzu oder wie sich diese Mitgliedschaft auswirkte, 
wurden uns nicht bekannt. Eine Gefährdung von Personen 
durch .seine Aktivitäten war bis zum September '92 auf 
Grund der beim Btv vorliegenden Erkenntnisse nichl 
erkennbar. 

Ich komme zu den Verbindungen Darabis zur libanesischen 
Hizb AIIah. Die Verbindungen zu der libanesischen Hizb 
Allah wurden erstmalig 1987 beim Btv bekannt. Darabi war 
von etwa 1986 bis •39 Leiter des islamischen Einheitszen· 
trums in Berlin, einer zentralen Begegnungsstätte von Ange­
hörigen schiitischer extremistischer Organistionen, wie Ifizb 
Allah und UISA. In der Folgezeit konnte Darabi sein Anse· 
hen und seinen EinOuß insbesondere bei den libane~i~chen 
Schiften in Bertin weiter ausbauen. Er fungierte in erster 
Linie als Mittelsmann zwischen der Hizb Allah und irani­
schen Stellen im Bundesgebiet. Seine Mittlerfunktion diente 
vor allem dem iranischen Bemühen, Einfluß auf die Aktivitä­
ten der Hizb Allah im Bundesgebiet zu nehmen. Darabi war 
in diesem Zusammenhang unter anderem mit der Organisa­
tion, Koordination und Finanzierung der Teilnahme von 
schiitischen Muslimen aus Bcrlin an überregionalen Groß­
veranstaltungen, wie Demonstrationen oder jährlichen 
Gedenktagen, z. B. zum Jahrestag der iranischen Revolution 
oder zum Todestag von Khomeini, befaßt. Außerdem organi· 
sierte er Gelder und leitete diese an die Hizb Allah weiter. 
Der Versorgungsweg mit Finanzmitteln für die Ilizb Alhllt· 
ZeUen im Bundesgebiet fUhrte ebenfalls über DarabL 

Ich komme zur Frage nach einer eve:ntuellen Verbindung 
Darabis zum Terrorismus. - In den vergangeneo Jahren 8Ub 
es im Bereich der inneren Sicherheit immer wieder Phasen. 
in denen insbesondere mit An,.chlägen lihane.._i,.cher Terrori­
sten gerechnet werden mußte. wie z. B. nach der Festnahme 
der Gehrüder Hamadi, als die Deutschen Cordes und 
Schmidt durch Angehörige der Hizb AUah 1987 im Libanon 
entffihrt wurden, aber auch während der Golfkrise 1990/91. 
und anläßlich des Todes des Hizb All11h-Generalsekr~tär" 
Abbes Mussawi bei einem israelischen Luftangriff 1992 im 
Südlibanon. In diesem Zusammenhang wurden dem BKA im 
Rahmen eines sogenannten Gefährdungsprogramms vom 
BfV Personen benannt. die auf Grund ihrer Position und 
Bedeutung als KontaktsteHen oder Beteiligte für eventuelle 
Anschläge in Betracht kommen könnten. Darabi wurde vor· 
sichtshalber ebenfalls auf Grund seiner Verbindungen 
benannt, ohne daß dem BfV Hinweise auf t:!ine konkrete Ein­
bindung in terroristische Aktivitätt:!n vorlagen. Diese Ein­
schätzung hatte bis zu seiner Festnahme im Zusammenhang 
mit dem Mykonos·Attentat Gültigkeit." 

(Wortprotokoll vom 10. 11. 93, S. 62 f.) 

Die Aussage des Zeugen Werthebach entspricht dem Inhalt des 
Auskunftsschreibens des Bundesamtes fUr Verfassungsschutz an 
den Generalbundesanwalt vom April '93 (Anlage 3). Darin wird 
festgestellt, daß Kazem Darabi zumindest seit Ende der 80er 
Jahre als Agent des iranischen Nachrichtendienstes VEVAK 
(Ministerium für Information und Sicherheit) tätig sei und im 
Rahmen seiner Tätigkeit für den iranischen Nachrü;htendienst 
Aufträge zur Ausforschung der im Exil leb~nden iranischen 
Opposition einschließlich kurcfi,.cher Gruppen erhiillen hahe. 

Der Zeuge Schmldbauer, Staatsminister im Bundeskanzleramt, 
wurde wegen seiner Äußerung in der Öffentlichkeit und im 
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Bundestag ,. Wer die Details kennt, kommt zu anderen Ergebnisw 
sen." geladen (Wortprotokoll vom 17. I. 94, S. 2). 

Der Zeuge stellte klar, daß sich seine Äußerung darauf bezog, 
ob deutsche Behörden die Aufklärung behindert o__Q_eJ g~("Ordert 
hätten, und keine Aussage über die Ursächlichkeit des Attentats 
war (Wortpwtokoll vom 17. I. 94, S. 4). 

So bestätigte er seine nachfolgend wiedergegebene Stellungw 
nahme vor dem Bundestag: 

"Es war der Bundesnachrichtendienst mit seiner Tätigkeit, 
der die Exekutive in den Stand versetzt hat, daß es heute 
Angeklagte in Berlin gibt. Dies meinte ich mit ,V"''t!r Details 
kennt, kommt zu anderen Ergebnissen'. 

Wer unterstellt. wir hätten Details zurückgehalten, dem will 
ich sehr deutlich sagen: Mit meiner eigenen Mitwirkung 
haben wir an einem späte.n Nachmittag eines Freitags über 
eine Quellenmeldung und über Kontakte mit Quellen daftlr 
gesorgt, daß Täter festgenommen werden konnten; daher 
kann uns doch in der Tat nicht unterstellt werden, wir wollw 
ten, daß Terroristen auf unserem Boden straflos davonkam· 
men."' 
(BT 12. WP, 168. Sitzung vom 29. 10. 93, Plenarprotokoll 
s. 16163) 

Der Zeuge Schmidbauer verwies zum Erkenntnisstand über die 
Person Darabi auf die Angabe des Zeugen Wertheba~.:h (\Vortpro· 
lokoll vom 17. I. 94, S. 3). 

Alle Zeugen waren der Auffassung, daß Kazem Darabi zwar als 
ein Gefahrder anzusehen war~ ihm aber keine konkreten terrori· 
stischen Handlungen zugetraut wurden (Zeuge Dr. Jäger, Wort­
protokoll vom 25. 10. 93, S. 207; Zeuge Dr. Werthebach, Wortpro· 
tokoll vom 10. II. 93, S. 81, 102). 

Der Zeuge Prof. Dr. Heckelmann sagte dazu aus: 

"Alle Sicherheilsbehörden, die mit der Person des Darabi 
befaßt gewesen sind, haben diesen übereinstimmend als eine 
Person eingeschätzt, die flir die Verfolgung bestimmter poli­
tischer Ziele des Iran von erheblicher Wichtigkeit war. Seine 
persönliche Einbindung in die Vorbere-itung und Durchfüh­
rung von Straftaten mit terroristischem Hintergrund war 
daher aus der Siebt der mit ihm befaßten Dienste sehr 
unwahrscheinlich, da sein hoher Wert fli.r den Ir~n in striner 
organisatorischen und logistischen Strukturarbeit innerhalb 
verschiedener proiranischer Gruppierungen bestanden hat, 
was seine persönliche Beteiligung an der Begehung von Ter­
rorakten sehr unwahrscheinlich machte." 
(Wortprotokoll vom I. II. 93, S. 3) 

Der Zeuge Piete führte dazu aus: 

,.Für den notwendigen Anfangsverdacht auf eine terrori­
stische Straftat bestand in der Person des Darabi ftir uns kein 
Hinweis. Soweit Gefahrdergespräche mit ihm geflihrt wor­
den sind, sind sie durchweg zu außenpolitischen Themen, zu 
außenpolitischen Gefahrdungen hier vorzugsweise 
US-amerikanischen und israelischen Einrichtungen- geführt 
worden, nicht zu Gefahrdungen der kurdisch-iranischen 
Opposition."' 
(Wortprotokoll vom 25. 10. 93, S. 61) 

Dem Aur;schuß wurden Fragen zum Kcnntn.isstand über ira­
nischen Staats.terrorismus/ Ausländerterrorismus nur teilweise 
beantwortet. 

2.3 Zu Frage 3 a): 

Hatte - und wenn ja, zu welchem Zeitpunkt - das Landesamt 
fLir Verfassungsschutz und/oder die Senatsverwaltung ft.ir Inneres 
bzw. der Innensenator persönlich Erkenntnisse über die Verlage­
rung operativer Aktivitäten iranischer Nachrichtendienste und 
extremistischer oder terroristischer Q;rganisationen~ insheson<!ere 
der ,Hizb Allah' auf Grund der künftigen Regierungs- und Parla­
mentsfunktionen nach Berlin? 

Wenn ja, - welche Maßnahmen wurden ergriffen? 
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Zu Erkenntnis:ien des LfV über die Verlagerung oper11tiver 
Aktivitäten der ,Hizb Allah' nach Berlin wollte sich der Zeuge 
Annn8ek nicht in öffentlicher Sitzung äußern. Er sagte jedoch 
soviel: 

"DkRIZO Altafi*i ist im Libanon und in der von da aus 
erreichbaren Welt sicherlich damals eine hochgefahrliehe 
Organisation gewesen, die kämpferisch, aggresiv, terroriw 
stischgehanclelt hat. Sie war nach dem Tode Abbes Mussawis 
auch hochmotiviert in einigen Teilen, die Rache mit Gewalt 
zu üben. Sie. hat auch bewiesen, daß sie das auch fernab, 
jedenfalls punktuell fernab vom Libanon tun kann." 
(Wortprotokoll >om 1. 11. 93, S. 104) 

Das Ltv sandte im Juli 1991 einen relativ ausfUhrliehen Bericht 
zu der Bedrohungslage durch den ausländischen Extremismus 
und Terrorismus an die Senatsverwaltung Hlr Inneres, der auch 
auf dle Hizb Allah, die UISA und bestimmte Personen eingeht 
(Zeuge Müller, Wortprotokoll vom 13. 9. 93, S. 182). 

Der Zeuge Dupke machte folgende Angaben: 

,.Die Zentr,lle des iranischen Nachrichtendienstes in 
Deutschland - LLnd möglicherweise sogar in Westeuropa -
bt!fa.nd sich damals - befindet sich höchstwahrscheinlich 
auch heute noch - in Bonn und dürfte dann mit der Verle­
gung, der V~::rlagerung der iranischen Botschaft nach Berlin 
eberifalls hierher übersiedeln. " 
(Wortprotokoll vom 10. II. 1993, S. 4) 

Der Zeuge Dr. Wertbebach fl.ihrte lU diesem Punkt aus: 

"Konkrete Erkenntnisse über die Verlagerung operativer 
Aktivitäten iranischer Nachrh:htendienste und extremisti­
scher oder terroristischer Organisationen auf Grund der 
künftigen R~~gierungs- und Parlamentsfunktion nach Berlin 
lagen dem BfV nicht vor. Aus den Unterlagen des BfV ist 
auch nicht ersichtlich, daß Berliner Stellen über soldH!· 
Erkenntnisse verfügten. AufGrund der Erfahrungen des BfV 
mit Reaktionen von fremden Nachrichtendiensten, z. B. bei 
Ortsänderungen ihrer Aufklärungsziele, war mit einer Verla~ 
gerung auch der operativen Aktivitäten iranischer Nachri~.:h­
tendienste zu rechnen. Dies wurde dem Landesamt für Ver­
fassungsschutz Bertin als Lagebew(:rtung in dem Schreiben 
vom 31. Januar 1992 mitgeteilt." 
(Wortprotokoll vom 10. II. 93, S. 64). 

2,4 Zu Frage 3 <): 

Hat es im Zeitraum zwischen Pebruar 1992 und Septemher 
1992 von Sicherheitsbehörden des Bundes schriftliche oder 
mündliche Hinweise an das Landesamt ft.ir Verfassungsschutz 
und/oder den polizeilichen Staatsschutz gegeben, in denen auf 
möglicherweise be.,.orstehende Anschläge Bezug genommen 
wurde'? 

Wenn ja, 

- welche Institutionen waren nach Einschätzung des Bundesw 
amtes für Verfassungsschutz und des Landesamtes ft.lr Verw 
fassungss~hu.tz gefährdet, 

was haben die Berliner Sicherheitsbehörden daraufnin unter­
nommen, und 

sind diese Hinweise an die Senatsverwaltung für Inneres wei­
tergeleitet worden? 

2.4.1 Aktivitäten iranischer Nachrichtendienste oder terroristischer 
Organisationen 

Zu den Aktivitäter1 iranischer Nachrichtendienste oder terrori­
stischer Organisationen liegen dem Ausschuß zahlreiche Sach­
und Personenakten (zum Teil in Auszügen) des LfV vor, die die 
Aktivitäten des Iran und unterstützender Organisationen (Hizb 
Allah) dokumentieren. 

•) auch Hisbollah oder Hishullah geschrieben 
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Über die Aktivitäten iranischer Nachrichtendienste existiert 
ein Arbeitspapier der Arbeitsgruppe Iran beim Bundesamt ftlr 
Verfassungsschutz, dessen Vorlage dem Untersuchungsausschuß 
verwehrt wurde. 

Nachdem aber das Berliner Kammergericht dieses Arbeits­
papier durch Verlesen offi.Ziell im sogenannten Mykonos-Prozeß 
eingeführt hatte~ wurde der Inhalt in der .Frankfurter Rund­
schau" vom 28. März 1995 dokumentiert und allen Ausschußmit­
gliedern zur Kenntnis gegeben (Anlage 4). 

Dieses Arbeit.spapier weist darauf hin, daß die seit Mitte 1991 
feststellbaren \'erstärk.ten A.k.Livit.äten der Residentue auf dem 
Gebiet der Beobachtung und Ausforschung der Oppositionellen 
nach der weltweiten Erstürmung iranischer Vertretungen am 
5. April 1992 nochmals zunahmen und schließlich im Anschlag 
auf die Führungsspitze der Demokratischen Partei Kurdistans­
Iran am 17. September 1992 in Berlin kumulierten. 

Mit diesen Feststellungen konfrontiert und befragt, was er im 
Laufe des Jahres 1992 getan habe, um in Berlin lebende iranische 
Oppositionelle zu schützen, verwies der Zeuge Prof. Dr. Hede!~ 
mannauf seine Ausführungen in nichtöffentlicher Sitzung (Wort­
protokoll vom 24. 3. 95, S. 65). 

In dem genannten Papier der Arbeitsgruppe [ran ist weiterhin 
ausdrücklich erwähnt, daß Arbeitsschwerpunkt der Bonner Resi­
dentur die Beschaffung von technologischem Know-how und ille­
galer Technologietransfer (auch ABC-Waffen) ist, Darabi Kontakt 
zu dieser Residentur, auch zum nachrichtendienstliehen Teil, 
hatte und sich in Berlin auch um die Beschaffung von Technik 
bemühte. Befragt, ob das für ihn Anlaß gewesen sei, jemals 
besondere Maßnahmen anzuordnen, auch im Jahr 1992, verwies 
der Zeuie Prof. Dr. Heckelmann erneut auf seine Ausftihrung,en 
in nichtöffentlicher Sitzung (Wortprotokoll vom 24. 3. 95, S. 66). 
Zur Gefiihrdungslage von iranischen Oppositionellen im Ausland 
zitiert die Anklageschrift gegen Amin u. a. eine Fernsehanspra­
che des Ministers für Nachrichtendienste und Sicherb.eitsangele­
genheiten Crans, Ali Fallahian.,. vom 30. August 1982: 

• Wir verfUgen über eine Sicherheitsabteilung" deren Opera~ 
tionen sich gegen konten:evolutionäre Kleingruppen richten 
... Uns ist es gelungen, die zentralen Organisationen dieser 
Kleingruppen zu infiltrieren und die meisten ihrer Mitglieder 
zu verhaften. Insgesamt gesehen gibt es derzeit in unserem 
Land keine aitiven Kleingruppen mehr. Sie wurden zur 
Flucht aus dem Land gezwungen. Wir haben unsere Opera­
tionen fortgesetzt. Wir verfolgen siejetzt und beobachten sie 
ständig außerhalb des Landes. Wir haben ihre zentralen 
Organisationen infiltriert und sind über ihre Aktivitäten 
informiert ... Uns ist es gelungen, vielen dieser Kleingrup­
pen außerhalb des Landes oder an den Grenzen Schläge zu 
versetzen. Wie Ihnen bekannt ist, handelt es sich bei einer 
der aktiven Kleingruppen um die kurdische demokratische 
Partei ... Wir konnten ihren Mitgliedern im vergangeneo 
Jahr entst.:hddende Schläge versetzen. Den Haupt- und 
Nebenorganisationen (der DPK~I) wurden schwere Schläge 
versetzt und ihre Aktivitäten gingen zurück." 
(zit. nach Anklageschrift ./. Amin u. a., 2 BJs 49/92-8- vom 
17. Mai 1993, Seite 40 f.) 

Zu dieser Äußerung stellt die Anklageschrift auf Grundlage 
einer Auskunft des Bundesamtes fl.ir Verfassungsschutz vom 
22. April 1993 fest: 

,.Die erneute Liquidierung der vollständigen Führung der 
DPK-1 ist die konsequente Fortscl.Z.ung. der vom iranischen 
Minister für Nachrichtendienste und Sicherheitsangelegen­
heiten beschriebenen Aufklärungs~ und Verfolgungsstrategie 
gegen die iranische Opposition, insbesondere die DPK~I." 
(Anklageschrift./. Amin u. a., 2 BJs 49/92-8- vom 17. Mai 
1993, Seite 41 u. Fußnote 174) 

In diesem Zusammenhang befragt bekundete der Zeuge 
Dupke: 
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,. ... Die Zentrale des iranischen Nachrichtendienstes in 
Deutschland - und möglicherweise sogar in Westeuropa -
befand sich damals - befindet sich höchstwaht:st.:heinlich 
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auch heute noch - in Bonn und dürfte dann mit der Verle­
gung. der Verlagerung der iranischen Botschan nach Berlin 
ebenfalls hierher übersiedeln."' 
(Wortprotokoll vom 10. 11. 93, S. 4) 

Grundsätzlich wird davon ausgegangen, daß die libanisische 
Terrororganisation Hizb Allah im wesentlichen vom lran tinan­
ziert und gesteuert wird, das heißt Aufträge fUr Anschläge inter­
national durchfUhrt. 

So sind taut Anklageschrift auch libanesische Staatsangehörige. 
die der Hizb Allah angehören, der DurchfUhrung des Mykonos­
Attentats verdächtig. 

Kazem Darabi war nicht nur iranischer Geheimdienstagent, 
sondern er .,fungierte in erster Linie als Mittelsmann zwischen 
der Hizb Allah und iranischen Stellen im Bundesgebiet. Seine 
Mittierfunktion diente vor allem dem iranischen Bemühen, Ein­
fluß auf die Aktivitäten der Hizb Allah im Bundesgebiet zu neh­
men ... Außerdem organisierte er Gelder und leitete diese an die 
Hizb Allah weiter. Der Versorgungsweg mit Finanzmitteln fUr die 
Hizb Allah-Zeilen im Bundesgebiet ftihrte ebenfalls über 
Darabi." (Zeuge Dr. Wcrthebach, Wortprotokoll vom 10. II. 93, 
Seite 63). 

Ab Februar I992 ergab sich eine zunehmende Gefährdung 
israelischer bzw. jüdischer Institutionen und Personen. Der 
Zeuge Annußek führte aus: 

.. Richtig ist, daß nach der Tötung von Mussawi am 16. Fe­
bruar 1992 durch einen israelischen Luftangriff auf seinen 
Fahrzeugkonvoi, das es danach in schiitisch-extremistischen 
Kreisen große Unruhe, Forderungen nach Ra~he und der­
gleichen gab." 
(Wortprotokoll vom I. II. 93, Seite 83) 

In Berlin ging diese Bedrohung von "etwa 50 Personen, die im 
Verdacht standen, der Hizb Allah anzugehören", aus. Darabis 
"Verbindungen zu diesen Personen wurden natürlich des öfieren 
geklärt auf Bitten des polizeilichen Staatsschutzes, auf Bitten des 
BfV.• (Zeuge Dupke, Wortprotokoll vom 10. 11. 93, Seite 26) . 

2.~.2 Warnhinweise 

Zur Frage nach Hinweisen von Bundesbehörden an das UV 
oder den Polizeilichen Staatsschutz machte der Zeuge Dr. Wert­
hebach folgende Angaben: 

"rm Zeitraum Januar bis September 1992 ging beim BfV eine 
Vielzahl von Warnmeldungen über angebliche Anschlags­
pläne der Hizb Allah in Europa im allgemeinen bzw. der 
Bundesrepublik im besonderen ein. Der weitaus größte Teil 
dieser Informationen stammte von einem befreundeten 
Dienst und wurde als geplante Racheaktion fLir den Tod des 
damaligen Hizb Allah-Generalsekretärs Abbes Mussawi bei 
einem israelischen Luftangriff, wie vorhin geschildert. 
bezeichnet. Als potentielle Anschlagsziele wurden in diesen 
Fällen israelische bzw.jüdische Interessen in Europa bzw. in 
Deutschland genannt. Insbesondere diese Warnmeldungen 
waren unsubstantiiert. Es gab weder konkrete Hinweise auf 
Anschlagsziele noch die Orte, an denen die an~eblichen Ter­
rorakte stattfinden sollten. Alle diese Warnmeldungen wur­
den, wie in solchen FäJien üblich, an das Bundeskriminalamt 
weitergegeben. Darüber hinaus wurden die Informationen, 
die einen Berlinbezug hatten, auch nachrkhtlich an das dor­
tige Landesamt für Verfassungsschutz übermittelt. 

Konkrete Hinweise zu bevorstehenden Anschlägen irani­
scher Nachrichtendienste und Organisationen bzw. über von 
diesen gesteuerte Anschläge lagen dem BfV nicht vor. Mir ist 
auch nicht bt!k.aunt. daß solche Hinweise im Landesamt fllr 
Verfassungsschutz vorgelegen haben. Das Landesamt in Ber­
Iin wurde jedoch. wie alle anderen Verfassungsschut:tbt:hör­
den auch, vom BfV in bestimmten Zusammenhängen, 
z. B. den Ausschreitungen von Volksmojahedin am 5. Au­
gust 1992 im gesamten Bundesgebiet, über eine allgemeine 
Verschärfung der Sicherheitslage unterrichtet."' 

(Wortprotokoll vom 10. 11. 93, S. 64 f.) 
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Im Zusammenhang mit der Verhafiung der Gebrüder Hamadi 
sei eine verschärfte Sicherheik:ilage eingetreten und eine Gefahr, 
daß Kommandos einreisen könnten, um entsprechende 
Anschläge oder Freipressungsversuche der Gehrüder Hamadi zu 
versuchen. 

Es habe im April 1992 eine Sondertagung der Amtsleiter aller 
Landesämter fli.r Verfassungsschutz stattgefunden, deren unmit­
telbarer Auslöser die Anschläge der Volksmudschaheddin vom 
5. April 1992 in der gesamten Bundesrepublik Dcuts~.;bland gewe­
sen seien. Deshalb habe der Zeuge Dr. Werthcba~.;h diese Sander­
amtsleitertagung vor dem Hintergrund, daß jetzt mit Gegenreak­
tionen Irans zu rechnen sei. zusammengerufen (Zeug_e Dr. Wert­
hebacb, Wortprotokoll vom 10. 11. 93, S. 84, 87). 

Das Ergebnis der Sonderamtsleitertagung war die dort getrof­
fene Vereinbarung einer neuen Schwerpunktbildung Ausländer­
extremismus. i..'lber diese Schwerpunktsetzung war die Senatsio­
nenverwaltung informiert. Gleichwohl wechselte am 15. Mai 1992 
der Hauptsachbearbeiter für iranischen Staatsterrorismus Hizb 
Allah des LfV Berlin in die Senatsverwaltung flir Inneres. 

Dieser ehemalige Hauptsachbearbeiter, der Zeuge Löffier, sagte 
dazu aus: 

,.Ich habe 1982 begonnen, im Fachbereich Ausländerextre­
mismus/-terrorismus zu arbeiten; zunächst als Sachbearbei­
ter und schließlich als Hauptsachbearbeiter fLlr den Bereich 
Staatstcrrorismus, palästinensischer und arabischer Terroris­
mus. Diese Tätigkeit habe ich bis 1992 ausgeübt und bin 
dann, im Mai 1992~ gewechselt in die Fachaufsicht üb~r das 
Landesamt fllr Verfassu_ngs_schutz. Dort war ich_zwei Jahre 
tätig und bin dann wieder zurückgekehrt ins Landesamt, aber 
in einer anderen Verwendung," 
(Wortprotokoll vom 8. 11. 94, S. 2) 

Weiter führte der Zeuge Lömer aus: 

"Also, ich war sozusagen Einzelkämpfer. Ich habe mkh mit 
diesen Themenkomplexen ausschließlich und eingehend 
befaßt, hatte allerdings keine Leitungsfunktion. Ich hatte 
auch keine Mitarbeiter, die ich angeleitet habe. Nur die letz­
ten Monate wurde mir ein Mitarbeiter zugeordnet, weil ich 
die Aufgaben allein nicht mehr bewältigen konnte." 
(Wortprotokoll vom 8. 11. 94, S. 3) 

Auf die Frage, ob dies eine Notmaßnahme auf Grund des 
hohen Arbeitsaufkommen war. antwortete er: 

"Ja, das ist natürlich auch eine subjektive Wertung - auch 
von meiner Seite aus. Das Referat selbst hat über Jahre hin­
weg immer den Eindruck gehabt, daß es eigentlich ein Stief­
kind der Verfassungsschutzbehörde gewesen ist, weil man 
mit Ausländerterrorismus und -extremismus nicht viel 
anfangen kann in der Öffentlichkeit. Nur, wenn so etwas pas­
siert wie 'Mykonos', dann wird die Öffentlichkeit auf so 
einen Umstand halt in aller Deutlichkeit hingewiesen. Wenn 
eben über Jahre hinweg nichts passiert, wird man halt stief­
mütterlich behandelt. Und wir ruhlten uns tatsächlich - von 
der Personalausstattung insgesamt - immer ein bißeben 
stiefmütterlich behandelt. ... Aber es ist richti& daß ich über 
Jahre hinweg Einzelkämpfer also Sachbearbeiter für 
diesen Bereich war und ich keinen anderen zugeordnet 
bekommen habe, und insofern über Jahre hinweg diesen 
Bereich allein bearbeiten mußte, ja!" 

Frage: 

Hatte diese Zuordnung_ einer__welteren Pe_rson -_.kurz _beYot 
Sie in die Hauptverwaltung wechselten - auch damit zu tun, 
daß man die Entscheidung getroffen hatte, einen Bereich als 
Schwerpunkt auszubauen?" 

Antwort: 

,.Nein, das ist schwer zu beantworten.- Also, es kann durch­
aus möglich sein, daß man deswegen- gerade im Bereich des 
Staatsterrorismus -meinte, hier sei es unbedingt notwendig, 
noch jemanden einzusetzen." 
(Wortprotokoll vom 8. 11. 94, S. 4 f.) 
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Zur Bedeutung der Auswerter- u. Beschaffertagung mit 
Schwerpunkt Ausländerterrorismus/-extrernismus im Februar 
'92 erklärte er: 

"Es ist richtig, daß auf diesen Tagungen deutlich gemacht 
worden ist, daß der Ausländerextremismus in der Bundesre­
publik Deutschland an Gewicht zugenommen hat und inso­
fern eine Verstärkung dieser Arbeit~bcr~:;khc notwendig 
wäre. Aber das ist nicht nur auf diesen Tagungen gesagt wor­
den, sondern das ist immer ein Thema dieser Tagung." 
(Wortprotokoll vom 8. 11. 94, S. 5) 

Zur Bedeutung des Staatsterrorismus erklärte er: 

" ... Das Phänomen Staatsterrorismus selbst gibt es ja 
- würde ich sagen - Beginn der 80er Jahre. Es gab au~.:h in 
Berlin Fälle, die eindeutig einen staatsterroristischen Hinter­
grund hatten, und insofern würde ich mal sagen, wenn Sie 
eine zeitliche Eingrenzung haben wollen: Seit Beginn der 
80er Jahre kennen und haben wir es mit dem Phänomen 
Staatsterrorismus zu tun .... " 
(Wortprotokoll vom 8. 11. 94, S. 21) 

Bezogen auf d·en Iran stellte er staatsterroristische Aktivitäten 
seit Mitte der 80er Jahre fest. 

Befragt, ob er Informationen habe, daß in den ganzen 80er 
Jahren die Beobachtung der Opposition zum Aufgabe:nberekh 
der iranischen Botschaften/Konsulate gehörte~ antwortete der 
Zeuge Löffler: 

"Ja, selbstverständlich!"' 
(Wortprotokoll vom 8. II. 94, S. 22) 

Im Hinblick darauf, ob es insbesondere in dem letzten Jahr 
seiner Tätigkeit im Landesamt Hinweise darauf gegeben habe, 
daß Anschläge auch auf Oppositionelle in Berlin zu erwarten 
seien, sagte der Zeuge Löffler: 

"Also so, wi1~ Sie mir die Frage stellen. muß ich sie mit Nein 
beantworten. Allerdings muß ich sagen, daß es immer, und 
zwar auch immer einheitliche Einschätzung des Verfassungs­
schutzes und aller Sicherheit~behörden gewesen ist, daß 
staatliche Instanzen des Irans selbstverständlich Oppositio­
nelle ausspähen und ggf. auch mit entsprechenden Gewalt­
handlungen zur Raison - sage ich mal - bringen wollen, die 
letztendlich natürlich auch bis hin zur Ermordung von ent­
sprechenden Leuten flihren konnten und letztendlich auch 
geftihrl hab 1m. .. .. " 

Frage: 
,.Hat es Ihrer Einschätzung nach eine besondere oder verän­
derte Gefährdungslage im Zusammenhang oder wegen der 
Inhaftierung der Hamadi-Brüder gegeben und dann der 
Ermordung von M ussa wi Anfang '92 ?" 

Antwort: 

"Da gab es etliche Hinweise - Warnhinweise, wie man sie im 
allgemeinen genannt hatte -von anderen Siche:rheit~behör­
den -ja!" 
(Wortprotokoll vom 8. 11. 94, S. 23 f.) 

Der Zeuge Oup:ke flihrte aus, die Warnmeldungen seien "abso­
lut unbestimmt" gewesen, es habe keine konkreten Anhalts­
punkte gegeben, welch~ Institutionen in Berlin gefährdet sein 
könnten. Der Tod Mussawis im Februar 1992 sei allerdings ein 
Hinweis für das LfV gewese~ daß .jetzt vonseitender Hizb Allah 
eher etwas passi(~ren könnte" (Wortprotokoll vom 10. ll. 93, S. 4, 
41). 

Nach Aussage des Zeugen Piete habe der Polizeiliche Staats­
schutz seit Januar 1992 mehrere Warnmeldungen zum Themen­
komplex Hamadi bekommen, die zum Teil recht "schwammiger 
Natur" gewesen seien (Wortprotokoll vom 25. 10. 93, S. 82). 

Der Zeuge Prof. Dr. Heckelmann sagte dazu: 

..... und zwar gab es Anfang Januar wiederum Hinweise auf 
Anschläge - ich kann dies hier nur verkürzt darstellen -der 
Hizb Allah auf amerikaniSche, türkische oder griechische 
Objekte in ~Berlin." 
(Wortprotokoll vom 1. 11. 93, Seite 30) 
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Es wurde aber eingeschätzt, daß es möglicherweise Terror­
anschläge gegen amerikanische,jüdisch-israelische und am:h tür­
kische Einrkhtungen geben könne (Zeuge Prof. Dr. Heckelmann, 
Wortprotokoll vom 1.11.93, S. 4I). 

Auf die Frage, wie es miteinander zu vereinbaren sei, daß 
Gefahrdungserkenntnisse nicht vorhanden seien, obwohl den 
Sicherheitsorganen Gefährder als Personen bekannt sind, ant­
wortete der Zeuge: 

,.Die Stimmigkeit ergibt sich daraus: In jeder Stadt ist 
Gefahrdung ,in general'. Aber ich kann nicht alle ,in general' 
vorhandenen Gefährdungen auf eine einzelne Veranstaltung 
hin ab prüfen, wenn nicht der geringste Anlaß eines Bezuges 
zu dieser Veranstaltung besteht. ... " 
(Wortprotokoll vom 24. 3. 95, S. 68) 

Zu welchem Zeitpunkt der Name Darabi in einer solchen 
Warnmeldung mitgeteilt wurde. konnte der Zeuge Piete nicht 
mehr aus der Erinnerung angeben (Wortprotokoll vorn 25. 10. 93, 
s. 83). 

Er führte aus, daß er als Leiter des Polizeilichen Staatsschutzes 
bis zum Mykonos-Attentat weder mit dem Senator noch mit dem 
Staatssekretär über Gefährdungen, die von der Hizb Allah ausge­
hen? gesprochen habe. Grund dafür sei zum einen, daß die mei­
sten Warnmeldungen zu allgemein gehalten seien, um konkrete 
Anhaltspunkte für Gefährdungen in Berlin feststellen zu können 
und Gefährdungen nicht nur von der Hizb Allah ausgehen kön­
nen, sondern auch von anderen Organisationen wie z. B. der IRA 
(Wortprotokoll vom 25. 10. 93, S. I06 f.). 

Zur generellen Informationspflicht des Staatsschutzes gegen­
über der Innenverwaltung machte der Zeuge Piete folgende 
Angaben: Die Informationspflicht des Polizeilichen Staatsschut­
zes gegenßber der Innenverwaltung ist durch Geschäftsanwei­
sung geregelt. Danach ist die Senatsverwaltung ftir Inneres gemäß 
Fernschreibverteiler in 21 Fällen beteiligt. Der Leiter des Polizei­
lichen Staatsschutzes hat außerdem die Pflicht, den jeweiligen 
Ansprechpartner in der Innenverwaltung über seiner Einschät­
zung nach wichtige Themen oder Ereignisse unaufgefordert zu 
unterrichten (Wortprotokoll vom 25. IO. 93, S. 64). 

Der Zeuge Annußck verwies darauf, daß die Warnhinweise Ver­
schlußsachen seien. Er gab jedoch an,. daß das LN auch 1992 dem 
Senator für Inneres Lageberichte gegeben habe,_ in denen sowohl 
auf Warnhinweise eingegangen als auch eine Bewertung ausge­
sprochen wurde (Wortprotokoll vom 1. 11. 93, S. 81). 

Er führte weiter aus: 

,.kh hatte dem zuständigen Referat im Winter 1991/92 den 
Auftrag gegeben,. mir ein Schwerpunktprogramm für das Jahr 
1992 vorzulegen. Das hat das Referat im Mai 1992 getan. Das 
ist zum Beispiel ein wesentlicher Punkt fUr die Überlegung, 
wie mit dem Ausländerextremismus in Berlin im Jahre 1992 
umzugehen wäre mit den Möglichkeiten des Amtes." 
(Wortprtokoll vom I. I I. 93, Seite 82) 

Zur Information der Innenverwaltung durch das LfV sagte der 
Zeuge: 
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.Die Bearbeitung von Kazem Darabi hatte uns einige 
Schwierigke-iten gemacht. Ich hatte bereits gesagt~ daß wir 
über den engeren Komplex der Frage bestimmter, auch 
Abhör-Maßnahmen, gegen Darabi in diesen fraglichen 
Monaten nicht berichtet hatten. Das hatte verschiedene 
Gründe, die ich nachher noch einmal auch im nichtöffent­
lichen Teil darlegen kann. k.h habe in den Gesprächen mit 
meinen Mitarbeitern, vor allen Dingen im Februar des Jahres 
~92. eine Unterrichtung der Senatsverwaltung für Inneres 
nicht ausgeschlossen. sondern wir hatten bloß. als wir uns 
mit dieser Frage im Februar erstmalig intensiver. also dieser 
Frage nach einer Maßnahme. beschäftigten, im Augenblick 
Vorklärungsbedarf und deshalb nicht sofort die Innenverwal­
tung unterrichtet. Später, sage ichjetzt einmal,_ ergab sich das 
dann aus meiner persönlichen Sicht so nicht. Und so kam es. 
daß das erst durch die Antragstellung dann beim Senator ftir 
Inneres im September erfolgte." 
(Wortprotokoll vom I. I I. 93, S. 103) 
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2.5 Zu Fra&e 2 d) und 2 e): 

d) Warum hat der polizeiliche Staatsst:hUtl mit Darabi ein soge­
nanntes präventives Gespräch geführt? 

e) Sind solche Gespräche üblich? 

Der polizeiliche Staatsschutz flihrte insgesamt drei Gefährder· 
gespräche mit Darabi: 

Der Zeuge Piete schilderte die Einzelheiten folgendermaßen: 

,.Hier bleibt an Fakt~n aufzuzählen, daß wir dieses erste 
Gefahrdergespräch im Juli 1988 mit ihm gefUhrt haben. The­
matischer Hintergrund war der Abschuß eines iranischen 
Verkehrsflugzeuges durch USA-Einheiten. Wir haben nicht 
nur mit ihm, sondern auch mit zwei anderen Personen, die 
nicht im Zusammenhang mit ,.Mykonos" stehen, hierzu ein 
Gefahrdergespräch wegen der möglichen Gefahrdung 
US-am.erikanischer und israelischer Einrichtungen geflihrt. 

Ein zweites Gefahrdergespräch hat im Februar 1990 mit Dar-
--- abi staTtgefundeiL, weil ui:ts- zu diesem Zeitpunkt Hinweise 

auf möglicherweise geplante Aktionen der Hizb Allah zuge­
gangen waren, die allerdings nicht in einem konkreten und 
zielgerichteten Hinweis auf die Person Darabi gipfelten, son­
dern eben .allgemein sozusagen das Umfeld der Hizb Allah­
Sympathisanten und Mitglieder betraf, und wo auch die 
Gefährdung sich gegen US-arnerikanisc.:he oder israelische 
Einrichtungen fUhrte. Dieses zweite Geflihrdergespräch ist 
telefonisch erfolgt. 

Das dritte und letzte, das hier ja auch bt:lt:ils mehrfach 
Gegenstand von Nachfragen gewesen ist, hat am 25. Februar 
1992 stattgefunden. Hier sind wir an Darabi und sechs andere 
Personen herangetreten, die ebenfalls nicht im Zusammen~ 
hang mit dem "Mykonos"-Attentat stehen. Thematischer 
Hintergrund war die nicht se-hr konkrete Meldung, daß die 
Hizb Allah möglicherweise Freipressungsaktionen fUr die 
Hamadi-Brüder beabsidHigen würde. Die Gefahrdung ging 
also hier im ersten Faii gegen Interessen der Bundesrepublik 
Deutschland und natürlich wieder US-amerikanische Ein­
richtungen. 

Das Ganze hat sich so dargestellt, daß ein Beamter versucht 
hat, ihn an seiner Wohnanschrifi zu errekhen- das ist nicht 
gelungen. Er hat eine Vorladung hinterlassen. Darabi hat 
zuriiCkgcfuren, -hat sich aber gleichzeitig empört, daß er nun· 
mehr wiederholt, also zum dritten Male. von uns angespro· 
eben wird. Er war nicht bereit~ ein persönliches Gespräch zu 
führen. Er wollte auch nicht die DienststeHe aufsuchen. Er 
hat sich in etwa sinngemäß so geäußerr: Immer, wenn in der 
großen weiten Welt irgend etwas passiert, kommt ihr zu mir! 
- Wir haben über das zweifellos dürftige Ergebni:; dieses 
Gesprächsversuches - anders ka.nn man das gar nicht 
bezeichnen - dann in einem Fernschreiben Anfang März 
auch das Bundeskriminalamt und andere Sicherheitsdienste 
unterrichtet; auch das Landesamt ist zwar nicht per Fern­
schreiben aber laufend von uns in dieser Angelegenheit 
unterrichtet worden. 
twortprotokoll vom 25. 10. 93, S. 62) 

... Zunächst einmal darf ich klarstellen, daß das Telefonge­
spräch mit Darabi hier am 25. Februar stattgefunden hat. Die 
fernschriftliche Rückmeldung an BKA und andere ist dann 
durch uns am 3. Marz erfolgt." 
(Wortprotokoll vom 25. 10. 93, S. 8I) 

Die Frage, ob das dritte Telefongespräch die Reaktion auf die 
Anfang Januar erfolgten Hinweise war, beje~hle der Zeuge Prof. 
Dr. Heckelmann. 

Auf die Frage: 

,. ... haben Sie Erkenntnisse darüber, daß Auslöser für diese 
Kontaktaufnahme gar nicht diese Hinweise im Januar waren, 
sondern die Hinweise im Januar vom Staatsschutz keine 
Reaktion brachte und statt dessen es vielmehr so war, daß 
eine herausragende Person des jüdischen Lebens in dieser 
Stadt um Schutz gebeten hat, und zwar nach dem Mussawi­
Attentat, wenige Tage vor dem 25. F~bruar?''' 
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antwortete der Zeuge: 

"Das eine schließt das andere nicht aus. Aber welche Domi­
nanz nun subjektiv im Kopf von Herrn Picte und seinen 
Mannen oder Frauen war, darüber befragen Sie, bitte, Herrn 
Pietel" 
(WortprotokoTI vom I. I I. 93, Seite 43) 

Zur Bedeutung solcher Gespräche sagte der Zeuge Piete aus: 

.. Im Zusammenhang mit diesen hier benannten Gefahrder­
gesprächen wird auch gefragt, ob solche Gespräche üblich 
sind. Ja, sokhe Gespräche sind üblich, bleiben - wie auch 
dargestellt - oftmals natürlich im Versuch stecken - das will 
ich gern zugeben." 
(Wortprotokoll vom 25. 10. 93, Seite 62) 

Sinn dieser Gespräche ist es, mit dem Betroffenen den themati­
schen Hintergrund, das mögliche Motiv und seine Einstellung 
hierzu zu besprechen. Außerdem wird der Betroffene auf anzei­
gepflichtige Verbrechen, bei Ausländern auch aufbestimmte aus­
länderrechtliche Beschränkungen hingewiesen (Zeuge Picte, 
Wortprotokoll vom 25. 10. 93, S. 62 f.). Ihm wird deutlich 
gemacht, daß er als möglicher Straftäter bei der Polizei bekannt 
ist, auf den, wenn Hinweise vorliegen, zurückgegriffen werden 
wird (Zeuge Dr. J"äger, Wortprotokoli vom 25. 10. 93, S. 128 f.). 
Weitere Ziele solcher Gespräche sind ftlr die Polizei, festzustel­
len, ob der Betroffene noch so aussieht wie auf dem Lichtbild in 
der Ausländerakte, oder wo er sich aufhält (Zeuge Pielt', Wortpro­
tokoll vom 25. 10. 93, S. 65-67). 

Nur das erste Gespräch mit Darabi im Jahre 1988 ist persönlich 
geftlhrt worden. 

Über die Gefahrdergespräche, die die Polizei mit Kazem Dar­
abi geflihrt hat, wurde der Innensenator nach seinen Angaben 
erst nach dem Attentat informiert (Zeuge Prof. Dr. Heckelrnann, 
Wortprotokoll vom I. I I. 93, S. 61). 

2.6 Zu Fra~e 3 d): 

Ist - und wenn ja, zu wekhem Zeitpunkt - im Landesamt fU.r 
Verfassungsschutz und/oder dem Polizeilichen Staatsschutz 
bekannt geworden, daß sich die mutmaßlichen Attentäter otTen­
bar zur Vorbereitung des Attentates in Berlin getroffen haben? 

Die Zeugen sagten übereinstimmend aus, daß weder dem LfV 
noch dem Polizeilichen Staatsschutz vor dem Attentat bekannt­
geworden ist, daß sich die mutmaßlichen Attentäter in Bt,;!rlin 
getroffen haben (vgl. Zeuge Dr. Jäger, Wortprotokoll vom 
25. 10. 93, S. 127, 129). 

2.7 Zu Frage 1 e): 

Hat es vor dem 3. Oktober 1990 Beschränkungsmaßnahmen 
gegen ihn gegeben? 

Wenn ja, 

- über welchen Zeitraum, 

- auf wessen Antrag und 

- aufgrund welcher Informationen und Bewertungen sind 
diese Maßnahmen vorgenommen worden? 

Vor dem 3. Oktober 1990 wurden Beschränkungsmaßnahmen 
generell nur von alliierten Schutzmächten durchgeführt. Die 
Zeugen äußerten sich, da die Zuständigkeit insofern bei ke-iner 
deutschen Behörde lag, zu dieser Frage nicht bzw. nicht in öffent­
licher Sitzung. 

Zu evtl. G 10-Maßnahmen des BfV gegen Darabi wollte sich 
der Zeuge Dr. Werthebach nur in nichtöffentlicher Sitzung äußern 
(Wortprotokoll vom 10. I I. 93, S. 89). 

Dem Ausschuß wurde jedoch bekanntt daß durch das BfV 
gegen Darabi und einen anderen Iraner bis zum 16. Dezember 
1991 G 10-Maßnahmep durchgeftihrt wurden (Zeuge Dupke, 
Wortprotokoll vom 10. I I. 93, S. 3). 
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2.8 Zu Frage 2 a): 

Trifft es zu, daß das Bundesamt dem Landesamt ft.ir Verfas­
sungsschutz Berlin in Sachen Darabi nahelegte, Maßnahmen 
nach dem G 10-Gesetz zu ergreifen? 

Wenn ja, welche Maßnahmen hat es daraufbin wann eingelei­
tet? 

Zur Frage, ob das BfV dem LfV nahelegte, gegen Darabi Maß­
nahmen nach d~~m G 10-Gesetz zu ergreifen, wollte sich der 
Zeuge Dr. Jäger in öffentlicher Sitzung nicht zu Einzelheiten 
äußern. Er antwortete jedoch soviel: 

"Jetzt wird es wieder schwierig. Aber ich muß jetzt wirklich 
abstrakt sagen: Wenn es ein solches Schreiben gegeben 
haben sollte, habe ich es zu diesem Zeitpunkt nicht zur 
Kenntnis bekommen- und ich kann das sagen fllr die Innen­
verwaltung insgesamt." 
(Wortprotokoll vom 6. 9. 93, S. 268). 

Im Laufe der Befragung der Zeugen wurde jedoch klar, daß ein 
solches Schreiben des BfV an das LfV mit Datum vom 31. Januar 
1992 existiert, dessen Inhalt und Bedeutung die meisten Zeugen 
jedoch nicht in öffentlicher Sitzung erörtern wollten (vgl. Zeuge 
Dr. Werthebach, Wortprotokoll vom 10. l I. 93, S. 89 f.; Zeuge 
MüDer, Wortprotokoll vom 13. 9. 93, S. 163). 

Auf die Frage, ob nach Eingang des erwähnten Schreibens 
irgendwelcher Informationsaustausch zwischen BfV und LfV, 
konkret zur Person Darabis stattgefunden habe, antwortete der 
Zeuge Dr. Werthebach: 

"Also ich habe mit dem Kollegen Annußek nicht darüber 
gesprochen. kh weiß aber, daß es Gespräche am Rande einer 
Sitzung gege,ben hat, von einem Mitarbeiter meines Hauses 
mit einem Mitarbeiter des LfV. Mir ist gesagt worden: im 
Februar '92, und da muß wohl auch seitens des Berliner 
Amtes gesagt worden sein: Wir können noch nicht, oder wir 
sind noch nkht ~o weit- in der Richtung - und wir bemühen 
uns." 
(Wortprotokoll vom 10. 11. 93, S. 90-100) 

Der Zeuge Du1~ke, der zum damaligen Zeitpunkt im LfV tätig 
war, sagte dann auch deutlich: 

"Dazu kann ich sagen, daß wir, das Lf\:' Berlin also, Ende 
Januar ein Schr·;:iben das BN erhielten, in dem mitgeteilt 
wurde, daß die G 10-Maßnahmen, die bis dahin - genau 
gesagt, bis zum 16. Dezember 1991 -gegen Kazem Darabi 
und einen aiJdercn Iraner liefen, eingestellt werden mußten­
soweit ich weiß, wegen der unzureichenden Personalsitua­
tion beim BfV- und daß in diesem Zusammenhang empfoh­
len wurde, daß künftig Berlln operative Maßnahmen gegen 
Darabi und diesen anderen einleitet, insbesondere da ja Ber­
lin künftig vermutlich die operative Zentrale des iranischen 
Nachrichtendienstes wird, zumindest dann, wenn die irani­
sche Botsd1c.Jt nach Berlin umzieht. Das schien damals noch 
etwas näher, als es heute den Anschein hat. Wir sollten also 
jedenfalls prüfen, ob entsprechende Maßnahmen hier in Ber­
lin eingeleiü:t werden können. In dem Zusammenhang war 
noch ein Satz eingefügt, daß möglicherweise - - Wir hatten 
schon vorher darauf hingewiesen gegenüber dem BfV, daß 
hier in Berlin nur schlecht eine Möglichkeit gesehen wird, 
G 10-Maßnahmen durchzuftlhren, da wir hier entsprechende 
Fa.rsi - also ]persisch - sprechende Mitarbeiter, nicht haben. 
Deshalb wurde in diesem Briefauch darauf hingewiesen, daß 
es möglicherweise hier in Berlin so laufen könnte, wie es 
beim LfV Harnburg praktiziert wird, wo, glaube ich, mittels 
freier Mitarbeit€~r auf Honorarbasis derartige Maßnahmen 
durchgefU.hrl. werden." 
(Wortprotokoll vom 10. II. 93, S. 3). 

Auf Nachfrage flihrte der Zeuge weiter aus: 

"Dieses vom 31. Januar 1992 datierte Schreiben des BfV -
eingegangen war es am 5. Pebru<1r - - Mit diesem Schreiben 
hatte ich ein~ Rücksprache bei Herrn Annußek, unserem 
Ableilungsleiter, wo darüber gesprochen wurde, was in 
diesem Fall zu veranlassen ist. Wir waren uns beide darüber 
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einig, daß nichts sofort zu veranlassen ist~ weil es keinerlei 
k.onk.rete Anhaltspunkte für einen bevorstehenden Terroran­
schlag der Hizb Allah oder VISA. also dieser beiden Org_ani~ 
sationen, mit denen Darabi in Verbindung stand, gab, zumal 
darüber hinaus kein Hinweis auf eine Beteiligung Darabis an 
eventuellen Vorkommnissen, Anschlägen - - Wir waren uns 
jedoch einig, daß - unabhängig von dieser Einschätzung -
schon ein G 10-Antrag eingeleitet, angestrebt werden sollte." 
(Wortprotokoll vom 10. II. 93, S. 21) 

Zur Frage der Gefährlichkeit von Darabi und somit zur Dri.o.g­
lichkeit einer G 10-Maßnahme sagte der Zeuge Dupke aus: 

.,Das BfV hatte ja nicht alle Maßnahmen gegen in Berlin 
wohnhafte potentielle Terroristen eingestellt, sondern uns 
nur mitgeteilt, daß eben gegen zwei Iraner diese Maßnahmen 
eingestellt worden sind. Wir konnten also zum einen davon 
ausgehen, daß diese beiden auch aus der _Si.cb.t des B!Y nicht 
zu den gefährlichsten Leuten gehörten. Uns war darüber hin­
aus zwar klar, daß auch Darabi und der zweite Genannte 
durchaus zu den Leuten gehörten, die beobachtet werden 
müßten, gegen die irgend etwas unternommen werden 
mußte, nur nicht unbedingt vorrangig. Denn - wie gesagt -
wir hatten noch einige andere, die aufunserer Prioritätenliste 
etwas weiter vorn standen, und das hatten wir nach bestem 
Wissen und Gewissen. So etwas m.ach_t manja nichlleichtfer~ 
tig, sondern man spricht es ja auch mit anderen Sicherheits~ 
behörden durch. Und wir befanden uns da durchaus in Über~ 
einklang mit auch anderen befreundeten Stellen, daß - wie 
gesagt - diese beiden zwar durchaus gefährlich sind, aber 
nicht unbedingt jetzt ganz vorne stehen." 
(Wortprotokoll vom 10. II. 93, S. 22 f.) 
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Der Antrag konnte nach Auffassung des Zeugen Dupke t.'nt 
später gestellt werden, nämlich, als die rechtlichen Möglichkeiten 
geschaffen worden waren. Es sei ihm in internen Gesprächen im 
LfV mitgeteilt worden, daß der Ausschuß filr Verfassungsschutz 
ein Tätigwerden der G 10-Kommission erst zulaso;e. wetJ.n. i.hm rlie 
Geschäftsordnung dieser Kommission zur Genehmigung vorge­
legt worden sei. Da die Geschäftsordnung erst am 30. September 
1992 zenehmigt worden sei, habe die Maßnahme gegen Darabi 
auch erst am 6. Oktober 1992 angeordnet werden können (Z.euse 
Dupke, Wortprotokoll vom 10. II. 93, S. 21 f.). 

Der Zeuge M.~ ebenfalls Mitarbeiter des UV, bestätigte, daß 
aus rechtlichen Gründen und weil kein Übersetzer zur VerfUgung 
stand, keine G 10-Maßnahme gegen Darabi eingeleitet werden 
konnte (Anlage zum Wortprotokoll vom 30. II. 93, S. I f.). 

Nach Angaben des Zeugen Dupke wurde der G lO~Antrag 
bezüglich Darabi im August 1992 gestellt (Wortprotoko\1 vom 
10. 11. 93, S. 21). nachdem im LfV Anfang Mai die Fachbereiche 
aufgefordert worden waren, G 10-Anträge vorzubereiten und 
dem G 10-Beauftragten vorzulegen (Zeuge Müller, WortprotokoH 
vom 13. 9. 93, S. 164). Zu diesem Zeitpunkt ging das Lf\1 noch 
davon aus. daß die Stellenbesetzungssperre im Mai 1992 aufge­
hobt:n werden würde (Zeuge- Nenstiel. Wonprotokoll vom 
13. 9. 93, S. 201). 

3. Zn Komple-x 111 des Uotersuchungo;anflrage"': 

Der Untersuchungsausschuß hatte zu untersuchen: 

Wie waren die Koordination und der Informationsau~tau~~.·h lwl~ 
sehen dem Innensenator, den zuständigen Beamten der Inncm:er~ 

. waltune, dem Lrv und sonstigen SicherheUsbehörden gt'nf'rt>ll und 
Der Zeuge Dr. Werthebach bemerkte zu diesem Schreiben: im. Hinblick auf Darabi eestaltet? 

.. kh denke~ daß das in dem Schreiben. das __ hier_be.reits wie.~-------- Zum Komplex lU fanden keine gesonderten Zeugenverneh~ 
derholt zitiert worden ist- vom 31. Januar 1992, glaube ich, mungen statt. da im Ausschuß Einvernehmen darüber bestand 
ist es -, dargestellt ist. Daß wir dem Landesamt mitteilen: daß die hierzu beschlossenen Fragen im Zusammenhang mit de; 
Aus bestimmten Gründen. prioritären Gründen, können wir Behandlung der Komplexe I und li von den dazu geladenen Zeu~ 
diese Maßnahme nicht durchführen. Du, Landesamt,. bist gen mitbeantwortet wurden (vgl. Beschlußprotokoll vom 
nach Ansicht des Bundesamtes vorrangj.g. erstlinig zuständig 30. 11.93 S. 2) 
für diese Bearbeitung, und bitte, wir können nicht mehr." ' 

Der Berichtsteil zu Komplex III basiert deshalb auf den Wort-
(Wortprotokotl vom 10. 11. 93, S. 105) protok.ollen, die zu den Komplexen ( und II angefertigt wurden. 

Er äußerte sich im übrigen jedoch nur in abstrakter Form: 

,.Es gibt kein Über-Unterordnun.gsverhäitnis zwischen den 
Verfassungsschutzbehörden von Bund und Ländern. Aber 
wir haben eine gesetzlich geregelte ZusammenarbeitspfHcht, 
und wir haben natürlich die kollegiale Pflicht, dem Partner 
von einem anderen Landesamt zu sagen. wie wir es einschät­
zen. Aber es sind bloße Anregungen. Wir können nieman­
den verpflichten. Es sind bloße Anregungen, und das bedeu­
tet, daß das jeweilige Landesamt unter Beachtung der eige­
nen Ressourcen und unter Beachtung, der Prioritäten, die das 
Amt selbst setzen muß~ letztendlich allein entscheidet." 
(Wortprotokoll vom 10. II. 93, S. 103. 

Auf die Frage: 

., Wann ist der Senator für Inneres informiert worden über die 
Tatsache~ daß das Bundesamt Herrn Darabi nicht mehr" mit 
einer G 10-Maßnahme bedenkt?" 

Teilweise konnte auf die Berichtsteile zu den Komplexen I und II 
verwiesen Werden. 

3.1 Zu Frqe Ia) bis e): 

a) Wie ist grundsätzlich der Informationsaustausch zwischen 
der Senatsverwaltung ftir Inneres, insbesondere dem Sena~ 
tor, Staatssekretär, Dienst~ und Fachaufsicht sowie dem 
nachgeordneten Landesamt organisiert? 

b) Wie wurde der Informationsaustauch seit Beginn der Amts­
zeit des amtierenden Innensenators gestaltet? 

c) Wie wurde sichergestellt, daß der \'erantwortliche Senator 
nicht nur bei besonderen Vorkommnissen 1 :~;ondern auch 
g:rondsätzlich über Vorgänge, Gefahrdungen etc. informiert 
ist? 

antwortete der Zeuge AnnuBek: 

d) Wann und wie oft hat es koordinierende Gepräche zwischen 
den Verantwortlichen des LfV und den zuständigen Vertre~ 
tern der Senatsverwaltung fU.r Inneres gegeben? 

.. Das ist geschehen im Zusammenhang mit unserer Vorlage 
aus der zweiten Hälfte September (gemeint: 1992) -jeden~ 
falls nicht früher."" 
(Wortprotokoll vom I. II. 93, S. 84. 

2.9 Zu Fra&e 2 b) und e): 

b) Wann und aus welchen Gründen wurde erstmals ein Antrag 
des Landesamtes für Verfassungsschutz zur Telefonüber­
wachung des Darabi gestellt? 

c) Auf welche Informationen und Bewertungen hat sich der 
Antrag gestützt? 
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e) Welchen Inhalts waren diese Gespräche? 

1.1.1 Koordination und lnformarionsstrukturen 

Nach Amtsantritt des Senators Prof. Dr. Heckelrnann war 
zunächst der Zeuge Lancelle als alleiniger Staatssekre-tär der 
Innenverwaltung auch mit dem LfV befaßt, bis der Zeuge Dr. 
Jäger als Staatssekretär fUr Sicherheit und Ordnung dieses Auf­
gabengebiet übernahm. 

Der Zeuge Prof. Dr. Heckelmann führte in dieser ersten Zeit 
zusammen mit dem Zeugen Lancelle Gespräche mit der Abtei~ 
luna. AV über die .,.Rcstrukturierung" des LfV (Zeu.&e Prof. Dr. 
Heckelmann, Wortprotokoll vom 6. 9. 93, S. 70). 
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Seit Amtsantritt des zweiten Staatssekretärs fanden täglich, 
manchmal zweimal am Tag sogenannte ,.Leitungsrunden" statt. 
Teilnehmer sind neben dem Senator regelmäßig die beiden 
Staatssekretäre und die Leitungsreferenten, d. h., der Leiter des 
Büros, der persönliche Referent und der Pressereferent. Es wird 
alles behandelt, .,was ansteht" (Zeuge Prof. Dr. Heckelmann, 
Wortprotokoll vom 6. 9. 93, S. 70, 81; sowie Zeuge Lancelle, Wort­
protokoll vom 6. 9. 93,5.146 f). Bei Bedarfnehmen auch Beamle 
der Fachebene teil (Zeuge Lancelle, Wortprotokoll vom 6. 9. 93~ 
s. 125). 

Der Kontakt der Innenverwaltung mit dem LfV wurde derart 
organisiert, daß normalerweise wöchentlich Besprechungen statt­
finden, an denen von der Innenverwaltung der Staatssekretär 
Dr. Jäger und Mitarbeiter der Aufsichtsabteilung AV, regelmRig 
der Abteilungsleiter AV, der Leiter des Referates AVE und 
- wenn nötig- Mitarbeiter des Referates AVE und der Referats­
leiter AVD, teilnehmen, von der Seite des LfV der Amtsleiter und 
dessen Mitarbeiter nach seiner Auswahl, meist jedenfalls der 
steilvertretende Amt!:ileiter (Zeuge Prof. Dr. Heckelmann, Wort­
protokoll vom 6. 9. 93, S. 6; Zeuge Dr. Jiiger, Wortprotokoll vom 
6. 9. 93, s. 183, 204, 242). 

Nach Angaben des Zeugen Annußek gestaltete sich die Zusam­
menarbeit des LfV mit der Innenverwaltung zu Beginn der neuen 
Wahlperiode etwas schwerfällig, als er Probleme gehabt habe, 
einen festen Termin flir regelmäßige Besprechungen zu bekom­
men. Nach diesen Anfangsschwierigkeiten sei die Zusammenar­
beit mit dem Staatssekretär Dr. Jäger aber ausreichend gut gewe­
sen (Wortprotokoll vom 13. 9. 93, S. 62). 

Auf die Frage, ob er die Zahl der Gespräche mit dem Staats­
sekretär in den Jahren 1991 und 1992 ungefähr quantifizieren 
könne, antwortete der Zeuge: 

,.Also, wir haben leider keine Terminkontrollen mittels PC; 
das soJl erst im nächsten Jahr kommen.- Ich darf ganz offen 
antworten: Ich habe in der Zeitung gelesen, Herr Staats­
sekretär Dr. Jäger hat gesagt: 60. Da würde ich- auf den heu­
tigen Tag genommen- sagen:ja. Sonst schien es mir ein biß­
eben viel. Aber ich sage noch einmal: Das sind flir mich 
keine bewegenden Unterschiede. Der Gesprächsstand, die 
Gesprächsbeziehung ist ausreichend .... 

Ich bin da sehr offen; ich wollte nicht so tun, als rätselte ich 
herum. Ich hatte mir Gedanken dazu gemacht, als ich das las, 
und gedacht: 60 sind ein bißchen viel - fU.r 3 Jahre: ja, bis 
etwa September vorigen Jahres ein bißeben viel. Aber wie 
gesagt: Das sind fLir mich keine wichtigen Zahlen. Es wird so 
gewesen sein. Wir haben immer ausreichend - außer am 
Anfang - kommunizieren können." 

(Wortprotokoll vom 13. 9. 93, S. 63.) 

Das bestätigte auch der Zeuge Fenske~ der als Abteilungsleiter 
AV bei Besprechungen mit dem LfV meist anwesend war (Wort­
protokoll vom 27. 9. 93, S. 83 f.). Neben den wöchentlichen 
Besprechungen des LfV mit dem Staatssekretär gibt es noch 
Besprechungen des LN mit der Aufsichtsabteilung der Innenver­
waltung, den sog. "Jour fixe" für den täglichen Bedirf(Zeuge Dr. 
Jäger, Wortprotokoll vom 6. 9. 93, S. 281; Zeuge Annußek, Wort­
protokoll vom 13. 9. 93, S. 62). Diese Besprechung fand in der 
Vergangenheit etwa einmal monatlich statL Dabei wacen von der 
Innenverwaltung meist der Abteilungsleiter AV und zwei bis drei 
weitere Mitarbeiter~ insbesondere der Referatsleiter ftir die Fach­
aufsicht und den Bereich Organisation und Stellenwirts(.!haft 
zugegen. (Zeuge Fenske, Wortprotokoll vom 27. 9. 93. S. 81 f.). 

Außerdem nahm der Zeuge Annußek auch als Amtsleiter 
zunächst noch- auf Anordnung des damaligen Senatos Pätzold­
an den Abteilungsleiterbesprechungen in der Senatsverwaltung 
Hir Inneres teil. Diese Vorgehensweise wurde auch noch einige 
Zeit nach Amtsantritt des Senators Prof. Dr. Heckelmann beibe­
halten, bis dieser im April 1991 dem Zeugen Annußek im 
Anschluß an eine Abteilungsleiterbesprechung in einem 
Gespräch mitteilte, er als Amtsleiter einer nachgeordneten 
Behörde solle nicht mehr an d..iesell teilnehmen (Zeuge Annußek, 
Wortprotkoll vom 13. 9. 93, S. 87). 
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3.1.2 Aufgabenteilung zwischen Senator und Staatssekretär 

Die Aufgabenvert~~ilung innerhalb der Innenverwaltung zwi­
schen Senator und Staatssekretär stellte sich ftir die Mitarbeiter 
des LfV so dar, daß :;ich hauptsä(;hlich der Zeuge Dr. Jiiger um 
den Bereich des Verfassungsschutzes kümmert (Ze.uge Müller, 
Wortprotokoll vom 13. 9. 93, S. 181). 

Das bestätigte auch der Zeuge Fenske: Der Wechsel im Amt 
des Innensenators brachte eine deutliche Veränderung! denn 
danach war der Schwerpunktansprechpartner flir das LfV der 
Staatssekretär und nicht mehr der Senator (Wortp{'otokoll vom 
27. 9. 93, S. 83). 

Der Zeuge Annußek sagte dazu; 

,.Ich sage das deswegen, weil von Anfang an für mich klar 
Wllfde, daß der Senator selbst sich nicht näher mit dem Amt 
beschäftigen wollte. Er hat uns dann auch später, als ich aus 
der Abteilungsleiterbe~prt:~.:hung bei Inneres ausschied -
nach meiner Erinnerung war das am 9. April 1991 -, erklärt, 
daß auch in wicbtigen und dringlichen Angelegenheiten im 
Zwellel der Staatssekretär mein Gesprächspartner ist, weil er 
die Organisations- und Arbeitsablaufsentsdteidungen getrof­
fen habe, daß der Staatssekreätr den Verfassungschutz macht 
- so sinngemäß.'' 
(Wortprotokoll vom 13. 9. 93, S. 61) 

So seien auch sein·e Briefe an den Senator nicht von diesem, 
sondern vom Staatsse~kretär oder der Abteilung AV beantwortet 
worden (Zeuge Annußek, Wortprotokoll vom 13. 9. 93, S. 63). 

Auf die Frage, ob er von sich aus das Gespräch mit dem Sena-
tor persönlich gesucht habe, antwortete der Zeuge Annußek: 

"Also, ich habe sehr begrenzt gesucht -nach den Erfahrun­
gen, die ich am Anfang gemacht hatte: in der Weise, daß zum 
Beispiel auch Briefe, die ich an ihn direkt oder über die Auf­
sichtsabteiJung und den Staatssekretär an ihn gerichtet hatte, 
überwiegend - von einigen wenigen Ausnahmen abgest:hen 
- nicht von ihm beantwortet worden sind. Und wenn darin 
ein Gespräch.-:;angebot war: Ich halte es fUr erforderlich, daß 
wir darüber noch einmal reden, oder ich stehe bereit - wie 
man das als Beamter formuliert -, jedoch keine Reaktion 
erfolgte, sondern ich wieder beim Staatssekretär oder bei der 
Abteilung AV landete, habe ich das überwiegend gelassen." 
(Wortprotokoll vom 13. 9. 93, S. 63) 

Der Zeuge machte die ArbeitsteillUlg anhand folgenden Bei­
spiels, als er Anfimg August 1992 einen Gesprächswunsch bei 
dem Innensenator anmelden wollte, deutlich: 

"Aber ich rief bei der Vorzimmerdame an und sagte, ich 
wolle den Senator sprechen. Daraufhin wurde mir gesagt: 
Der Staatssekretär ist im Urlaub; muß denn das sein?- Und 
dann sagte ich.: It.:h würde abel' gern den Senator sprechen 
und nicht warten, bis der Staatssekretär aus dem Urlaub ist!­
Dann wurde der Rückruf zugesagt. Nach ein paar Stunden 
oder am nächsten Tag wurde ich dann vom Abteilungsleiter 
angerufen, und ich wurde gefragt. was ich denn vom Senator 
wollte oder ob es denn wirklich so dringend sei- mindestens 
das: ob es denn wirklich so dringend sei. Als ich das dann 
gesagt hatte, kriegte ich von dem Nachmittag auf den näch­
sten Vormittag den Termin ... 
(Wortprotokoll vom 13. 9. 93, S. 63 f.) 

Der Zeuge Fenske führte zur Frage der Zusammenarbeit aus: 

.,Er (gemeint: Zeuge Annußek) hat weiterhin sehr intensiv 
und umfangreich berichtet. Er hat sicher - und das ist sicher 
ein Thema, das muß man sehen- hier und da darunter gelit­
ten, daß er eben nicht mehr den unmittelbaren Zutritt zum 
Senator hatte.« 
(Wortprotokoll vom 27. 9. 93, S. 122) 

Aus der wöchentlichen Besprechung brachte Staatssekretär Dr. 
Jäger Punkte von Bedeutung in die Leitungsrunde der Innenver­
waltung ein (Zeug(~ Lancelle, Wortprotokoll vom 6. 9. 93, S. 129). 

Die Staatssekretäre berichteten aus ihren jeweiligen Zuständig­
keitsberdchen, ge!;ebenenfalls zogen sie Fachbeamte zum Vor­
trag bei, machten dem Senator Entscheidungsvorschläge und hol-
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ten seine Entschddung ein (Zeuge Dr. Jäger. Wortprotokoll vom 
6. 9. 93, S. 203; Zeuge Prof. Dr. Heckclmann, Wortprotokoll vom 
20. 10. 93, s. 7). 

Dazu fllhrte der Zeuge Dr. Jiger ergänzend aus: 

,.Die Aufgabenteilung zwischen Senator und den Staatsse­
kretären in beiden Bereichen besteht darin_. daß die Staatsse­
kretäre dem Senator zuarbeiten. seine Weisungen umsetzen, 
ihn informieren. Dies geschieht, wie gesagt, in dieser Lei­
tungsrunde; es geschieht aber auch durch Vorlage schrift­
licher Berichte~ die vom Amt kommen, von der Fachaufsicht 
begutachtet werden, vom Staatssekretär bewertet werden 
und dann dem Senator zur Entscheidung oder zur Erörte­
rung vorgelegt werden. 

Daneben ist es gerade im Bereich des Landesamtes fUr Ver­
fassungsschutz erforderlich, daß in sehr engem Kreise über 
Einzelfiille berichtet und entschieden wird .... " 
(Wortprotokoll vom 6. 9. 93, S. 203). 

Es kam auch vor. daß der Zeuge Dr. Jäger in einer der wöchent­
lichen Besprechungen mit dem LfV eine Entscheidung zunächst 
zurückstellte, um zuvor die Meinung oder die Entscheidung des 
Senators einzuholen (Zeuge Dr. Jiger, Wortprotokoll vom 
6. 9. 93, s. 204). 

Der Zeuge Prof. Dr. Heckclmann machte dazu folgende Anga­
ben: 

,.Ich kann nochmals die Struktur schildern: Die Angelegen­
heiten der Struktur des LfV sind wöchentlich mit dem Staats­
sekretär beraten worden. Es gibt in ganz BerlJn keine 
Behörde, die dieses Maß an fachlicher Zuwendung bekom­
men hat. Und was in dem Zusammenhang wichtig war, ist in 
der Leitungsrunde erörtert worden. Es ist gerade nicht so, 
daß das autonom aufden AV-Leiter weggedrückt wurde oder 
auf den Staatssekretär, sondern die relevanten Dinge wurden 
in die Leitungsrunde reingebracht." 
(Wortprotokoll vom 20. 10. 93, S. 142) 

Zu Beginn seiner Amtszeit hatte der Zeuge Prof. Dr. Hecket­
mann eine ausgiebige Besprechung mit dem LfV über Problem­
und Strukturfragen. die in bestimmte Maßnahmen mündete, über 
deren Einzelheiten der Zeuge nur in nichtöffentlicher Sitzung 
Auskunfl geben wollte (Zeuge Prof. Dr. Heckelmann, Wortproto­
koll vom 6. 9. 93, S. 6). 

Zur Frage nach der Aufgabenverteilung in der Innenverwal­
tung und einer Delegation von Aufgaben sagte der Zeuge Prof. 
Dr. Heckelmann: 

,. ... kh habe niemals Aufgabenbereiche schlicht an den 
Staatssekretär oder nachgeordnete Behörden _in dem Sinn 
delegiert: Wenn ihr euch einigt, interessiert mich der Vor­
gang nicht mehr. Das hängt doch einfach vom Gegenstand 
ab .... Es hängt also von der Bedeutung des Gegenstands 
ganz einfach ab. Deswegen ist es nicht so, daß ich sagen 
würde definitiv, wo sich Staatssekretär und Nachgeordnete 
einig sind, interessiert mich das nicht mehr. Die Aussage 
wäre doch wirklich einfach nicht vertretbar. Dinge, die von 
Bedeutung sind. muß ich wissen, selbst, wenn Einverneh­
men ist~ sie können trotzdem falsch sein .... " 
(Wortprotokoll vom 6. 9. 93, S. 85) 

Auf die Frage, ob der Innensenator dem LfV bestimmte Vorga­
ben gemacht habe, welche Fra&~n das LfV dem Innensenator vor­
tragen milsse, antwortete zunächst der Zeuge PätzoJd, wie er dies 
als Vorgänger im Amt des Innensenators gehandhabt hat: 
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..Aber ich habe auch in diesem Amt als Innensenator keinen 
Zweifel daran gelassen, daß ich über alte wesentlichen Vor~ 
Kommnisse informiert zu werden wünsche ... Und da man 
das auslegen kann, habe ich jedem Abteilungsleiter und 
jedem Arn~leiter gesagt, im Zweifellieber zehn Informatio­
nen zuviel, als eine zuwenig!"' 
(Wortprotokoll vom 27. 9. 93, S. 31) 

Zur selben Frage sagte der Zeuge Prof. Dr. Heckelmann: 

,.Dem Amt habe ich gesagt, es gelten die Regeln, so wie sie 
üblich sind zwischen Aufsichtsbehörde und nachgeordneter 
Behörde. Und gehen Sie noch mal davon aus bei einem 

Druck~achc 12/59-'9 

63jährigen Beamten (gemeint: Zeuge Annußek), das ist ein 
erfahrener Mann, der weiß. waser-hier konkret in dem Amt 
- genau, was er zu tun hat, wie das zu verstehen ictt. Sie tun 
so. als wären die Amtsleiter von nachgeordneten Behörden 
dumme Buben. denen man erklären müßte, was sie über­
haupt zu tun haben, wie sie ihr Amt 7U verstehen haben. Das 
sind überaus verwaltungserfahrene Leute. Der Aufgabenka­
talog dessen ergibt sich aus dem Grundverhältnis zwischen 
Aufslebt und nachgeordneter Behörde, die ihren, einen 
bestimmten eigenen Spielraum hat. Und wie weit der geht 
und wo die Innenverwaltung eingeschaltet wird, dies hat der 
Behördenleiter in erster Linie zu tun. Und ich habe insoweit 
mit dem Amt eigentlich nie Probleme gehabt." 
(Wortprotokoll vom 6. 9. 93, S. 109 f.) 

Dies bestätigte auch der Zeuge Lanecllc, nac;h dessen Auffa.s-~ 
sung eine schriftliche Festlegung einer solchen Frage nicht mög­
lich sei: 

"Es kommt immer darauf an, was der einzelne in Wahrneh­
mung seiner Verantwortlichkeit als leistungsrelevant 
erkennt." 
(Wortprotokoll vom 6. 9. 93. S. 142) 

Der Zeuge Dr. Jä&er führte dazu aus, es lasse sich nie in Einzel­
fallen regeln, wekhe Vorgänge bedeutsam im Sinne von vorla­
gepflichtig seien. E:s sei allerdings festgelegt worden, daß das LfV 
Vorgänge in solchen Fällen~ bei denen das Erfordernis bestehtt zu 
koordinieren. vorzulegen habe. Einzelfallbearbeitung gehöre 
grundsätzlich nicht zur Zuständigkeit der Ministerialebene: 

"Das heißt, Landesämter für Verfassungssc;hutz bearbeiten 
Einzelfalle in eigener Zuständigkeit und hahen nur vorzule­
gen, wenn ein Einzelfall grundsätzliche Frage aufwirfl, wozu 
das Amt eine Entscheidung der Aufsicht oder- in einem ent­
sprechenden Umfang - der politio;chen Leitung be-darf." 
(Wortprotokoll vom 6. 9. 93, S. 226 f.) 

Der Zeuge Annußek gab seinerseits zu Beginn der Amtszeit 
des neuen Senats zur Koalitionsvereinbarung eine Stellung­
nahme gegenüber der Innenverwaltung ab. Da-trotz Nachfrage­
keine Reaktion der Innenverwaltung erfolgte und auch den von 
ihm entwickelten Vorstellungen nicht widersprochen wurde, 
flili.rte er sein Amt wie von ihm in der Stellungnahme vorgeschla~ 
gen (Zeuge Annußek, Wortprotokoll vom 13. 9. 93, S. 61). Eine 
Vorgabe, welche- Vorkommnisse das Ltv dem Senator unverzüg­
lich berichten soll, hat es nicht gegeben (Zeuge Annoßl·k~ Wort­
protokoll vom 13. 9. 93, S. 106 f.). 

Generette Rechtsgrundlage fUr die Berichterstattung des LfV 
ist § :5 des Gesetzes über das Landesamt für Verfassungsschutz 
(LfVG). Es gibt allerdings eine sog. Auswertungsanweisung des 
Bundes. in der gewisse Regeln über die Berichterstattung festge­
legt sind und die auch in entsprechender Anwendung flir das LfV 
gilt. 

Inhaltliche Vorgaben zu dieser Anweisung hat es allerdings 
nicht gegeben (Zeuge Annußckl \Vortprotokoll vom 13. 9. 93. 
S. 107). Es gibt auch keine förmliche Absprache zwischen der 
Innenverwaltung und dem LfV. was das LfV mitzuteilen hat 
(Zeuge Oechamps, \Vortproto'koll vom 13. 9. 93, S. 248). 

3.2 Zu frlll!e I 0 und g): 

f) Ist in diesem Zusammenhang über geplante oder fltr erfor­
derlich gehaltene Abhörmaßnahmen gesprochen worden? 

g) In welcher Weise hat der Senator für Inneres die Umsetzung 
dieser Maßnahme beschleunigt~ 

Zur Frage nach Gesprächen über geplante oder ftir erforderlich 
gehaltene Abhörmaßnahmen erkl~rte der Zeuge Dr. Jll&er: 

., ... es hat Schreiben zwischen beiden Verwaltungen gege­
ben, es hat auch Besprechungen auf der Fachebene gegeben. 
Aber es ist nicht Aufgabe des später anordnenden Senntor'li 
oder eines Mitarbeiters, der diese Anordnung zunächst ein­
mal auf ihre Richtigkeit und Notwendigkeit zu begutaL·hten 
hat, dem Amt in den Sielen zu stehen und zu -~agen: Wann 
macht Ihr endlich G lO~Maßnahmen! ... 
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Es ist einmal im Sommer 1992, ich glaube, es war irgend wann. 
im Juli 1992 von dem Aufsichtsreferat AVE nachgefragt worw 
den an das Amt, welche nachrichtendienstliehen Mittel denn 
im einzelnen eingesetzt werden. Hierzu gab es dann einen 
Bericht. Es hat die Innenverwaltung nicht überras~..:ht, daß 
dort keine G lOwMaßnahmen genannt wurden. weil - wie ich 
ja schon sagte -sie es hälle wissen müssen, wenn welche in 
Berlin angeordnet worden sind .... 

Und es wäre eigentlich sehr töricht von der Innenverwaltung 
gewesen, dem Amt immer wieder zu sagen: Nun macht 
doch, bitte, bitte, eine G 10-Maßnahme! Oder welche wollt 
ihr machen? - Denn das Amt hatte seine Projektierung - mit 
unserer eigenen Einwilligung- darauf gerichtet, daß es 1993 
eigene Maßnahmen durchfUhren könne. Es hat allerdings 
schon vor 1993 Maßnahmen durchgefl.ihrt- was Sie auch wisw 
sendurch einen Bericht, den ich Ihnen im Ausschuß gegeben 
habe. Mehr kann ich dazu, zu den einzelnen Maßnahw 
men - -" 
(Wortprotokoll vom 6. 9. 93, S. 264 f.) 

Der Zeuge Prof. Or. Heckelmann sagte zu dieser Frage: 

"Selbstverständlich ist sicherliCh in der Leitungsrunde dar­
über gesprochen worden - so meine ich jedenfalls, mich zu 
erinnern -, daß G lOwMaßna.hru.en zwingend wichtig und 
geboten sind und auch zu Personalausstattungen im Amt 
gehören." 
(Wortprotokoll vom 20. 10. 93, S. 31) 

3.3 Zu Frage 2 a) und b): 

a) Wie hat sich der Innensenator über vorliegende Erkenntw 
nisse informiert, um die Sicherheit im Hinblick auf die in 
Berlin agierenden extremistischen und terroristischen Orga­
nisationen, insbesondere die Hizb Allah, zu gewährleisten? 

Die Senatsverwaltung fLi.r Inneres erhielt vom LfV Berichte 
über wichtige Themen, so z. B. im Juli 1991 einen Bericht zur 
Bedrohungslage durch ausländischen .Extremismus und Terrorisw 
mus, der auch auf die Hizb Allah eingeht. 

Im übrigen vertrat der Zeuge Prof. Dr. Heckelmann den Standw 
punkt, daß nicht er als Senator für Inneres sich über eventuell 
vorliegende Erkenntnisse zu informieren habe, sondern daß das 
LfV ihn über wichtige Vorgänge und Gefährdungen zu unterrichw 
ten habe. {vgl. dazu Berichtsteil zu Komplex li, Frage 3, sowie 
Komplex III, Frage 1) 

b) Hat das Landesamt für Verfassungsschutz - wenn ja, zu 
welchem Zeitpunkt - den Innensenator unterrichtet, daß es 
personell, finanziell sowie technisch nicht in der Lage ist, die 
als notwendig erkannten Maßnahmen gegen die Terrororgaw 
nisation Hizb Allah durchzuflihr~n? 

Bezüglich der Stellenproblematik im Bereich der G lOwStelle 
wird auf den Bericht zu Komplex r, Frage 1 bis 4 verwiesen. Ein 
Bericht des LfV über den Einsatz nachrichtendienstlicher Mittel 
wurde der Innenverwaltung im Sommer 1992 vorgelegt. (Zeuge 
Dr. Jäger, Wortprotokoll vom 6. 9. 93, S. 264 !T.) 

3.4 Zu Frag• 3 a) bis c): 

a) Wann wurde der Senat erstmalig über die Gefahrlichkeit 
Darabis und dessen Aufenthalt in Berlin informiert? 

Hierzu wird auf den Berichtsteil zu Komplex II, Frage 1 a) 
und d) sow~e 1 e) und 2 a) bis c) verwiesen. 

b) Warum hat der Staatsschutz das LfV nicht über das mit 
Darabi geführte präventive Kontaktgespräch informiert, 
obwohl das Bf\f dringend die Fortsetzung einer G IOwMaß­
nahme empfohlen hat? 

Zu dieser Frage wird zunächst auf den Berichtsteil zu Komplex 
H, Frage 2 d) und e) verWiesen. Darüber hinaus ergibt sich aus 
dem Berichtsteil zu Komplex TI, Frage 1 e) und 2 a) bis c), daß das 
LfV ein Schreiben des BfV vom 31. Januar 1992 erhalten hatte. 
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Der Aussage des Zeugen Piete (Wortprotokoll vom 27. 10. 93, 
S. 88) war jedoch zu entnehmen, daß der Polizeiliche Staats­
schutz über dieses Sdueiben nicht informiert gewesen ist. 

c) "'ie sind die zwischen Februar 1992 und September 1992 von 
anderen bundesweiten Sicherheitsbehörden eingegangenen 
schriftlichen Informationen bewertet worden, und wekhen 
f'tir die Sicherheit Berlins zuständigen Institutionen sind 
diese Informationen zugeleitet worden? 

Bezüglich der Erk~~nntnisse und deren Bewl3rtung wird auf den 
Berichtsteil zu Komplex II, Frage 1 a) und d) sowie Frage 3 verw 
wiesen. 

3.4.1 Unterlagen zur Mitwirkung des Innensenators nach AktenJage 

Dem Ausschuß lagen keine Vermerke über die Gesprächsrunw 
den mit dem Senator zu den Themen Befahigung zur Durchftihw 
rung von G 10-Maßnahmen, Ausländerextremismus/-terroris­
mus oder Vorb~reitung der Tagung der Sozialistischen Internatio­
nale im Septernher 1992 vor. 

In der Regel war in den Unterlagen, so auch bezüglich der vom 
Amt gefertigten Berichte, das AbzeichnungskürL.ei des Senators 
nicht zu finden. Gleiches gilt auch fU.r inhaltliche Anweisungen. 

3.5 Zu Frage 3 d) und e): 

d) Hätte nach der Information des BfV über Darabi durch besw 
sere Abstimmung und bessere Informationsweitergabe zwiw 
sehen den Vl!rschiedenen fU.r die Sicherheit in Berlin zustänw 
digen Institutionen (LfV, Staatsschutz, Innensenat) das 
geplante Attentat im Vorfeld aufgeklärt und damit der Mord 
an den vier Politikern verhindert werden können? 

e) Wenn ja, wer trägt flir die mangelhafte Ahstimmung die Ver­
antwortung? 

Diese Frage kann nicht im Sinne physikalischer Gesetzmäßig­
keiten beantwortet werden. Sie ist auch durch einen Unter­
suchungsausschuß nicht endgültig klärbar, da sie quasi das 
Zurückdrehen d,~s geschichtlichen Rades voraussetzt. 

4. Zu Komplex IV d1~s llntersuchungsauftrages: 

Der Untersuchungsausschuß hatte zu untersuchen: 

Welche Erkenntnisse lagen den Sicherheitsbehörden über 
Gefäl1rdungen anläßlich der Tagung der Sozialistischen [ntcrnatio­
nale vor und welche Maßnahmen w·urden veranlaßt? 

4.1 Zu Frage 1 bis 4: 

1. a) Wie erfolgte konkret die Vorbereitung des Kongresses 
der Sozialistischen Internationale (14. bis 17. September 
1992) durch die Polizei und da<; Landesamt fllr Verfasw 
sungssctmtz'! 

b) Inwieweit war die Senatsverwaltung flir Inneres hieran 
beteiligt'? 

2. a) Hat es V!Jr der Tagung der Sozialistischen Internationale 
vorbereitende Lagebesprechungen und wbeurteilungen 
zwischen den Polizeibehörden und dem Landesamt flir 
Verfa~sungs<:chutz gegeben? 

b) Wenn ja., ist der Senator flir Inneres hzw. die Senatsver­
waltung fUr Inneres über das Ergebnis informiert wor­
den? 

c) Wenn ja. hat es seitens des Innensenators Weisungen an 
die Polizei blw. an das Landesamt fti.r Verfassungsschutz 
zur Sich1!rung der Tagung der Sozialistischen Internatio­
nale gegebe11? 

3. a) \\'ann und durch wen wurden die zuständigen Sicher­
heitsbehörden vom Veranstalter über den geplanten 
Aufenth,;~.lt von sicherheitsgefährdeten Personen in Berw 
lin unterrichtet? 
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b) Wie sah diese Unterrichtung konkret aus? 

c) Durch wen und wann wurden daraufhin die notwendigen 
Sicherheitsmaßnahmen eingeleitet:?. 

4. a) Wann und durch wen wurden die zuständigen Sicher­
heitsbehörden über den Aufenthalt der vier kurdischen 
Oppositionspolitiker informiert? 

b) Wie sah diese Unterrichtung k.onkret aus? 

c) Welche -erforderlichen- Maßnahmen wurden wann ein­
geleitet? 

d) In welchem Zeitraum wurden diese Maßnahmen durch­
geführt? 

e) Zu welchem Zeitpunkt und auf welche Weise ist den 
Sicherheitsbehörden bekannt geworden, daß die vier 
ermorde-ten Politiker auf Einladung der Sozialistischen 
Internationale in Berlin waren? 

Die Sozialistische Internationale (50 tagte vom 14. bis 17. Sep­
tember 1992 im Reichstagsgebäude in Berlin. Veranstalter war das 
Büro der SI, das seinen Sitz in London hat. Die SI beauftragte 
ihre Mitgliedspartei in Deutschland. die SPD, mit der Durchflih­
rung des Kongresses. Bei der SPD war das Referat .. Veranstaltun­
gen und Kongresse" in Zusammenarbeit mit der Ableitung 
,.Internationales" des Parteivorstandes flir die organisatorische 
Durchnihrung der SI zuständig (Zeuge Pauk, Wortprotokoll vom 
8. 12. 93, 5.63). 

Die Anmeldung der Teilnehmer war so organisiert, daß die vom 
Büro der SI zum Kongreß geladenen Mitgliedsorganisationen 
und befreundeten Organisationen ihre Delegierten beim Büro in 
London anmeldeten. Diese Anmeldungen wurden von dort an 
die internationale Abteilung der SPD weitergegeben. (Zeuge 
Pauk, Wortprotokoll vom 8. 12. 93, S. 53-65, 83). 

Der Generalsekretär der Sozialistischen Internationale in Lan­
den, der dem Ausschuß persönlich zur Befragung nicht zur Verfü­
gung stand, erklärte nach Abschluß der Beweisaufnahme in 
einem Schreiben vom 31. Mai 1995: 

,.Sehr geehrter Herr Vorsitzender~ 

aufihr Schreiben vom 28. Februar 1995 teile ich mit, daß ich 
nicht imstande bin, die von Ihnen gestellten Fragen zu 
beantworten. 

Dies liegt einmal daran, daß ich mich als Generalsekretär der 
Sozialistischen Internationale nicht um die organisatori­
schen Dinge des Kongresses habe kümmern können, da ich 
durch die politischen Aufgaben letztlich okkupiert war. 

Ich hJ.be versucht, durch Befragung von Mitarbeitern festzu­
stellen, ob diese in der Lage sind, zur Beantwortung Ihrer 
Fragen beizutragen. Dies ist- wie ich mich vergewissert habe 
- nicht der Fall, da die organisatorischen Abläufe weitestge­
hend in den Händen der Mitarbeiter des SPD-Parteivorstan­
des tagen. Diese Mitarbeiter müßten nach unserer Kenntnis 
in der Lage sein, die von Ihnen gestellten Fragen zu beant­
worten. 

Schriftliche Unterlagen über die organisatorischen Vorgänge 
liegen uns nicht mehr vor. 

Mit freundlichen Grüßen 
Luis Ayala 
Generalsekretär" 

Im Vorfeld der Tagung fanden zwei Vorbesprechungen statt; 
eine am 23. Juli 1992 und die andere kurz vor der Tagung am 
9. September 1992. Teilnehmer warenjeweils Vertreter des Veran­
stalters und der Berliner Polizei sowie des Arbeiter~Samariter~ 
Bundes, Vertreter der Sicherheit des Deutschen Bundestages und 
der Feuerwehr. 

Einen zeitlich großen Raum nahm in der Beweisaufnahme zu 
diesem Komplex die Frage der Kenntnisnahme oder Übergabe 
von unterschiedlichen Teilnehmerlisten ein. 
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4.1.1 Erslf!s Vorbereitungstreffen 

Der Zeuge Piete~ Leiter des Polizeilichen Staatschutzes, ftlhrte 
aus: 

.,Erste Hinweise auf die bevorstehende Tagung der Sozialisti­
schen Internationale sind uns am 9. Juli 1992 zugegangen. 
Dann erfolgte die Aufnahme in den sogenannten Veranstal­
tungskalender. wie es bei uns üblich ist, und am 23. Juli 1992 
hat dann die erste Vorbespredtung stattgefunden, 

... Es wurde uns angekündigt, daß man flir die Tagung der 
Sozialistischen Internationale circa 600 Teilnehmer aus SO 
demokratischen Parteien erwartet. Und es wurde uns eine 
erste Liste - die ich hier mit Liste 1 (Anlage 5) bezeichnen 
möchte - im Umfang von 2 Blatt mit 41 maschinenschrift­
lichen Namen überreicht. 

Aufdieser Liste 1, die uns am 23. Juli 1992 übergeben wurde, 
waren nur VIPs verzeichnet, keines der späteren Mordopfer. 
Eine endgültige Teilnehmerliste wurde uns vom Veranstalter 
für eine weitere Vorbesprechung Anfang September 1992 
angekündigt. 

Am 4. September 1992 ist uns dann ein Fernschreiben des 
Bundeskriminalamtes (Anla&e 6) zugegangen, in dem aus­
zugsweise mitgeteilt wird, daß zu den genannten Teilneh~ 
mern der Sozialistischen Internationale keine konkreten 
Gefährdungserkenntnisse vorliegen. In einem weiteren Satz 
wurde auf die Positionsgefährdung einzelner Personen hin­
gewiesen. 

Am gleichen Tag, am 4. September 1992, ist uns dann per Fax 
die Liste 2 (Anlage 7) zugegangen im Umfang von 5 Blatt mit 
52 Namen. Dieses Fa.x_ ist von Herrn Pauk- vom Veranstalter 
-an meinen Mitarbeiter Herrn Woelke abgesandt worden. Es 
beinhaltete die vorliegende Anmeldung hochrangiger Per­
sönlichkeiten. Auf der Liste 2 - wie Sie sich vergewissern 
können- ist keines der späteren Mordopfer enthalten, und es 
sind auch keine Hinweise auf kurdische Teirnehmer ent­
halten.~~~ 

(Wortprotokoll vom 8. 12. 93, S. 2 f.) 

Diese Geschehensabläufe wurden auch vom Zeugen Merrettig, 
der Komissariatsleiter beim Staatsschutz ist, und vom Zeugen 
Pauk bestätigt (\Vortprotokoil vom 10. L 94, S. 2; Wortprotokoll 
vom 8. 12. 93, S. 81). 

Der Zeuge Pauk, der seitens der SPD während des Sl-Kongres.~ 
für den Bereich Sicherheit zuständig war, bemerkte zu der Liste 1: 

.. Wir haben in diesem Gespräch der Polizei eine Liste üb~r~ 
geben: eine sogenannte Indexliste, die die Namen des Präsi­
denten, der Vizepräsidenten. der Honorary Presidents und 
der Mitgliedsorganisationen der SI beinhaltete. Ich höbe dar­
auf hingewiesen, daß dies natürlich nur als erste Information 
geiten kann, weii noch nicht feststeht - das ist aus diesem 
Einladungsmodus, den ich eben erwähnt hatte, herauszulei~ 
ten -, wer alles kommt, ... " 
(Wortprütokoll vom 8. 12. 93, 5.64) 

4_1_2 Zweites Vorbereitungstr(ffen 

Auch bei der zweiten Vorbesprechung am 9. September 1992 
seien der Polizei keine sicherheitsrelevanten Hinweise aufbereits 
bekannte Teilnehmer zugegangen. Die Polizei habe die notwendi­
gen Sicherheitsmaßnahmen für die ihr bekannten Teilnehmer 
eingeleitet (Zeuge Piete, Wortprotokoll vom 8. 12. 93. S. 3). 

Der Zeuge Merretti& flihrte zur zweiten Vorbesprechung au~; 

.. Wir hatten am 9. September immer noch die Liste vom 
4. September als Grundlage, weil eine andere Liste uns nicht 
vorlag. Wir haben bei jeder Besprechung, im Verlaufe einer 
Besprechung immer wieder gebeten, uns möglichst umge­
hend Erkenntnisse zu übermitteln, die mr unsere EinsalLpla­
nung von Wichtigkeit sind. Das wurde zugesagt. Es wurde 
bei allen Listen immer wieder betont: Sie sind unvollständis; 
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sie müßten noch ergänzt oder geändert werden. Insofern war 
es fU.r uns logisch, immer wieder nachzufragen und um 
Ergänzung dieser Listen zu bitten ... 
(Wortprotokoll vom 10. 1. 94, S. 3) 

Zu den Nachfragen der Polizei beim Veranstalter ergänzte er: 

,.Es wurde entweder bei Herrn Pauk oder im Bürobereich 
dort angerufen und gebeten und gefragt, Ob neue Erkennt­
nisse vorliegen bzw. ob Ergänzungslisten vorhanden sind. 
Das ist mehrfach geschehen. Mein Vertreter hat mehrfach- -
Ich habe ihn gebeten~ in dieser Listenfrage aktiv zu bleiben 
und immer mal nachzufassen, weit wir ja für die Einsatzpla­
nung davon abhängig sind, möglichst umfassende und detail­
lierte Erkenntnisse zu bekommen. Das war der Stand. Wir 
haben keine weitere Liste bekommen. Erst nach dem Mord­
ereignis ist dann eine Liste am 18. September- in der Frühe, 
morgens um zwei - abgeholt worden. Da wurden erstmalig 
Teilnehmer von kurdischen Vertretungen erwähnt. Die 
Mordopfer waren nicht darunter." 
(Wortprotokoll vom 10. 1. 94, S. 3) 

Auf die Frage: 

.,Sie haben also nur Listen bekommen, nicht über die gesam­
ten Teilnehmer, sondern nur Listen der bekannten Persön­
lichkeiten. Ist Ihnen bekannt, daß bei einer solchen großen 
Veranstaltung ggf. auch andere Personen gefährdet sein 
könnten als die auf der VIP~ Liste, und warum haben Sie 
diese Liste dann nicht nachdrücklich abgefordert?"' 

antwortete der Zeu&e Piete: 

"Selbstverständlich! Von der Anlage des Kongresses war ja 
avisiert, daß ca. 600 Teilnehmer kommen sollten. und die 
beiden ersten Listen- Liste 1 und Liste 2-, lasse ichjctzl ein~ 
mal Doppelnennungen unberücksichtigt, enthalten ja nur 93 
Namen. Daß das nicht alles sein kann, liegt auf der Hand. 
Uns geht es aber darum, daß wir die Hochgefährdeten erfah~ 
ren und ftir die dann außerhalb der allgemeinen Sicherheits~ 
glocke, die alle abdecken muß~ eben diese speziellen, durch 
Personenschutzbeamte begleitenden Maßnahmen treffen. 
Und nachgefragt haben wir beijeder Kontaktnahme mit dem 
Veranstalter ... " 
(Wortprotokoll vom 8. 11. 94, S. 104 f.) 

Für die Angaben des Zeugen bezüglich der Nachfragen beim 
Veranstalter hat der Untersuchungsausschuß keine Belegstellen 
gefunden. 

Der Zeuge Pauk machte zu dem Gespräch am 9. September 
1992, an dem von seiten des Veranstalters er und der Zeuge 
Langen teilnahmen, folgende Angaben: 

"Wir hatten dann am 9. September das zweite Sicherheitsge~ 
spräch. Da sind wir noch einmal das komplette Programm 
durchgegangen, haben mit den Sicherheitsfirme.n bespfo­
chen, wie der Einsatz sein soll~ haben die letzten Details mit 

·dem Arbeiter-Samariter-Bund geklärt und haben dort auch 
festgelegt, daß wir noch einmal alle Außenstellen aufsuchen 
und auch dort noch mal vor Ort genau die Sicherheitskon~ 
zeption besprechen werden. 

Am Rande, oder am Ende dieser Veranstaltung habe ich - -
Ich darf vorweg sagen: Die Anmeldungen gingen aus Lon­
don bei unserem internationalen Sekretariat ein~ und ich 
habe dieses internationale Sekretariat gedrängt, mir eine 
Liste der bis dahin. bekannten Teilnehmer fertig,?:ustellen, 
weil ich am 9. September dieses Gespräch hier in Berlin 
hatte. Dies ist dann auch gescheh~n. Die Mitarbeiterin ist 
einen Tag vorher nach Berlin gekommen, hat mir diese Liste 
überreicht. 
(Wortprotokoll vom 8. 12. 93, S. 65) 

Diese Liste, die vom 7. September, ist in unserem internatio~ 
nalen Sekretariat erstellt worden .... (Eben da~ S. 89) 
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Diese Liste hab~~ ich am Ende der Veranstaltung dem Vertre­
ter des Staatss~;hutzes überreichen wullen. Dieser hat sie 
nicht angenommen. ll.:h weiß nicht, warum er sie nicht ange­
nommen hat. l(:h bin davon ausgegangen, daß die ()oli7,ei­
lichen Maßnahrnen ausreichend sind. damit der Schutz der 
Teilnehmer und des Kongresses gewährleistet ist. , , . 
(Ebenda, S. 65) 

Ich habe hier eine Teilnehmerliste des Sicherheitsgesprächs 
vom 9. September 1992. Als Teilnehmer des Sicherheitsge­
sprächs war seitens des Staatsschutzes Herr Merrettig dabei, 
und ihm habe ich auch die Liste übergeben wollen .. , . Er hat 
abgewunken. Ich kann nun nicht mehr den genauen Wortlaut 
wiedergegeben. Ob er gesagt hat, die brauchen wir nicht, das 
kann ich jetzt nicht sagen. Aber er hat abgewungen und 
wollte die Liste nicht hab~n. {Ebenda, S. 66) 

In dieser Lü.te vom 7. September sind unter der Nummer 119 
Sadegh Chcufkandi und Fattah Abdoli aufgefLlhrt mit de-m 
Anreis6datu.m 14. September, Abreisedatum 18. Septernher 
und dem Hotel, wo sie übernachten sollen." 
(Wortprotol.oll vom 8. 12. 93, S. 85) 

Der Zeuge übergab dem Ausschuß eine Kopie dieser Liste 
(Liste 5, Anlage 8) und ergänzte auf Nachrrage: 

,.Also es wa.r nicht während der Sitzung, sondern die Sitzung 
war beendel.- v..eil dies ja eine Geschichte ist. die den Staats~ 
schutz interessiert und nicht den Arbeiter-Samariter-Bund. 
Und wir haben dann -- Als dies zu Ende war, habe kh Herrn 
Merrettig diese Liste rübergereicht und wollte sie ihm über­
geben, und er hat abgewunken .. Ich habe sinngemäß gesagt: 
Herr Merrettig, ich habe hier eine Liste der Teilnehmer~ die 
möchte ich Ihnen überreichen. - Und er hat abgewunken. Er 
hat gesagt, er braucht die nic.ht oder so. Ich kann es aber nkht 
wörtlich wü;:dergeben." 
(WortprotokoTI vom 8. 12. 93, S. 88) 

Der Zeuge Pauk bestätigte in seiner zweiten Anhörung eben­
falls seine Aussage, er habe dem Polizeibeamten Merrettig die 
Liste 5 überreichen wollen (Wortprotokoll vom 8. 11. 94, S. 65). 

Auf die Frage., warum er diese Liste erst nach Ende der Sitzung 
überreichen wo'llte, antwortete er: 

"Also, in dieser Sitzung waren Teilnehmer nicht nur der 
Staatsschutz, sondern Vertreter des Polizeidienstes des 
Deutschen Bundestages, des Schutz~ und Wachdienstes hier 
aus Berlin, des Arbeiter-Samariter-Bundes und weiterer Po.li­
zeidirektionen. Wir sind in dieser Sitzung die einzelnen Ver­
anstaltungsorte durchgegangen, und dies ist eine Geschichte, 
die ich mit dem Staatsschutz klären seilte. Mir wäre he.ute 
wohler, ich hätte es offiziell in der Sitzung gemacht." 
(Wortprotokoll vom 8. II. 94, S. 66) 

Er habe kein~~ weiteren Versuche unternommen, die Liste zu 
übermitteln, weil er 

., ... der festen Annahme war, daß die Polizei alle Maßnah­
men im Griff hat. Davon bin ich ausgegangen." 
(Wortprotokoll vom 8. 11. 94, S. 67). 

Als Zeugen, der den Übergabeversu~:h beobachtet haben soll, 
gab der Zeuge Pauk Herrn Langen von der SPD an (\Vortprotokoll 
vom 8. 12. 93, S.. 105). 

Der Zeuge Langen, der als Sadtbcarb~.iter bei der SPD arbei-
tete, machte dazu folgende Angaben: 

"Also, wie gesagt, ich war erst bei der Besprechung am 
9. September dabei. Und am Vorabend - wenn ich mal ein 
bißeben au:)holen soll- wurde uns von Bonn eine Liste über­
geben- Herrn Pauk-, die wir mit in die Besprechung reinge­
nommen haben. Nach meiner Ansicht waren das die Mitar­
beiter oder die Teilnehmer des SI-Kongresses- meiner Mei~ 
nung nach. Die wollte Herr Pauk den Herren vom Schutz 
oder Staatsschutz oder der Polizei übergeben .... nach der 
Besprechung- wir waren noch aHe in einem Raum, muß ich 
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dazusagen - weilte Herr Pauk die Liste übergeben~ die wir an 
dem anderen Morgen bekommen haben.,. am Morgen vorher 
bekommen haben. Nur, ich habe den Eindruck gehabt, daß 
die überhaupt nicht relevant war oder daß man sie überhaupt 
nicht haben wollte. Nach der Besprechung hat mir dann Herr 
Pauk gesagt: Also ich verstehe nich~ warum die die Liste 
nicht habt!n wollten. Daraufhin habe ich natürlich gesagt: 
Das verstehe ich natürlich auch nicht, warum, weshalb. Das 
war praktisch der Ablauf dieser Sitzung am 9. September." 
(Wortprotokoll vom 17. I. 94. S. 61) 

Auf Nachfrage, ob er eine der dem Ausschuß vorliegenden 
Listen als diese Liste identifizieren könne, antwortete der Zeuge: 

,.Eben, das kann ich Ihnen heute auch nicht mehr sagen, 
welche das war genau. Das kann ich nicht mehr sagen jetzt -
also, tut mir leid!" 
(Wortprotokoll vom 17. I. 94, S. 64) 

Er sagte weiter aus: 

,.Ich hatte den Eindruck, daß Herr Pauk diese Liste, die er am 
Morgen des 8. von Bann bekommen hat, übergeben 
hat. ... Übergeben wollte! Weil, er hat es ja nicht ange­
nommen."' 

Frage: 

,.Und woher wissen Sie~ daß es die Liste war~ die am Morgen 
eingetroffen war? Am Abend zuvor - Entschuldigung!" 

Antwort: 

.. Weil nach diesem Gespräch, wo alles beendet war, mir Herr 
Pauk das gesagt hat: Sie wollten diese Liste nicht anneh­
men." 

Frage: 

,.Darf ich daraus schließen. daß Sie Ihre Aussage aus einem 
Gespräch heraus, das Sie mit Herrn Pauk hatten, jetzt aus der 
Erinnerung führen?" 

Antwort: 

"Ja!" 
(Wortprotokoll vom 17. I. 94. S. 66) 

Auch der Zeugin Lin~ die zum damaligen Zeitpunkt bei der 
SPD als Chefsekretärin im Büro von Herrn Willy Brandt gearbei­
tet hat und während der SI ffir die Rcgistration zuständig war, 
wurde die vom Zeugen Pauk dem Ausschuß übergebene Liste 
gezeigt. Auf die Frage. ob diese Liste Ähnlichkeit mit der Arbeits­
unterlage gehabt habe~ die sie zur Registrierung der Teilnehmer 
benutzt habe. antwortete die Zeugin: 

.,Nein! Dieses ist eine Hotelliste, die über den SPD-Reiseser­
vice erstellt worden ist. Die hat mit unserer Registrationsliste 
überhaupt nichts zu tun." 
(Wortprotokoll vom 17. I. 94, S. 42) 

Auf Nachfrage b~tiitigte die Zeu~ daß sie persönlich mit 
dieser Liste nichts zu tun hatte. Diese Liste sei vom SPD-Rcise­
service in Bonn erstellt worden (Wortprotokoll vom 17. 1. 94, 
s. 45). 

Der Zeuge Merrettie, der seitens der Polizei am zweiten Vorge­
spräch teilnahm, versicherte auf die Frage~ ob ihm Herr Pauk eine 
Liste angeboten habe: 

.,Mir ist keine Liste angeboten worden darüber hinaus 
(gemeint: über die Liste vom 4. 9. 1992 hinaus). obwohl wir 
immer wieder nachgefordert haben. Aber wäre es möglich, 
daß ich diese Liste einmal sehen kann?" 

Nachdem dem Zeugen die Liste vorgelegt wurde, erklärte er: 

..Diese Liste ist mir weder angeboten worden noch habe ich 
diese Liste je gesehen." 
(Wortprotokoll vom 10. I. 94, S. 3) 

Auch in seiner zweiten Anhörung erklärte der Zeuge Merrettig, 
er bleibe bei der in der ersten Vernehmung gemachten Aussage, 
daß besagte Liste ihm nicht übergeben worden sei. (Wortproto­
koll vom 19. 12. 94, S. 2). 
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Der Zeuge Waszik, der als Angerhöriger der Landespolizeidi­
rektion an beiden Vorbesprechungl!nteilnahrn, antwortete auf die 
Frage, ob Herr Pauk Herrn Merrettigeine Liste angeboten habe: 

..,Meines Wissens nicht! h.:h habe nur im Lauf dieser beiden 
Besprechungen, die wir durchgeflihrt haben oder an denen 
ich teilgenommen habe, eine Liste b~kommtn. Die Liste 
müßte lhnen, glaube ich, auch vorliegen, und zwar sind dort 
alle aufge!istet worden, die- soviel ich weiß -eine Einladung 
erhalten haben. Der Rücklauf. so wurde von Herrn Pauk 
gesagt, war noch nicht so groß, daß er uns abschließend alle 
mitteilen konnte .. Da ist nur aufgelistet: Teilnehmer SI, die 
Staats- und Regit!run~~dtefs, ehemalige Staats- und Regie~ 
rungschefs, Regierungsmitglieder, ehemalige Regierungsmit­
glieder, Botschafter, besondere Gäste und SPD-Vertreter mit 
Personenschutz. - Die müßte ich bekommen haben in der 
ersten Gesprächsrunde, und zwar am 23. Juli. - Wie gesagt, 
aber ich möchte mich da bitte nicht festlegen. Das kann ich 
Ihnen nicht sagen." 
(Wortprotokoll vom 10. I. 94, S. 48) 

Auch die Zeugen Berndt und Fisch('r vom Polizeipräsidenten in 
Berlin, die auch an dieser zweiten Vorbesprechung teilnahmen, 
erklärten, sie hätten keinen Übergabeversuch einer weiteren Liste 
beobachtet (Zeuge Bernd~ Wortprotokoll vom 10. I. 94, S. 62; 
Zeuge Fischer. \Vortprotokoll vom 10. 1. 94, S. 68). 

Der Zeuge Pauk v~rnt!intt: die fragt!, ob mit ihm irgendeine 
Liste im einzelnen durchgegangen wurde, ob man ihn danach 
gefragt habe, woher die jeweiligen Teilnehmer kamen. welcher 
politischen Zielsetzung, welchen politischen Gruppierungen sie 
angehörten und welche mögliche Gefahrdung ihm aus eigener 
Erkenntnis bekannt war. Man habe ihn zu keinem Zeitpunkt dar· 
auf hingewiesen, daß es in Berlin Personen gibt, die für 
bestimmte andere Personen Gefahrder sein könnten, und daß es 
in bezug auf bestimmte Volksgruppen - beispielsweise Kurden -
Gefährdungstatbestände insbesondere auch in BerHn geben 
könnte (Wortprotokoll vom 8. II. 94, S. 68 f.). 

Der Zeuge Pauk erklärte: 

,.Ich darf nochmals darauf hinweisen, daß ftlr uns natürlich 
schwer zu beurteilen ist, wer sicherheilsgefahrdct ist oder 
nicht. Dazu fehll uns einfach die Information; die können 
wird nicht haben." 
(Wortprotokoll vom 8. II. 94, S. 64) 

Im Hinblick auf den Inhalt der Vorbereitungsgespräche, ob 
überhaupt konkret über SicherheitskonLepte fUr diese Veranstal· 
tung gesprochen worden sei, erklärte der Zeuge Pauk: 

,.In diesem Gespräch haben wir mit der Polizei festgelegt, 
welche Schutzmaßnahmen flir die Veranstaltungen durchge­
flihrt werden sollen. Wir habt:n .wm Beispiel Wert darauf 
gelegt, daß die Eingangssituation durch eine Schleuse gesi­
chert wird, weH es ja dieses Altentat in Portug<:~l gegeben hat, 
wo im Vorraum etwas passiert ist. Das woiiten wir unter allen 
Umständen vermeiden. Das war unser Wunsch, und die Poli­
zei des Bundestages hat sich darum gekümmert und aus 
Bann diese Schleuse besorgt. Wir haben Parksituationen 
festgelegt für die Fahr.leuge der gef<ihrdcten Personen, also 
Staats- und Regierungschcfs, und habt!n Verkehrsproblema­
tiken besprochen." 
(Wortprotokoll vom 8. II. 94, S. 69) 

Befragt, ob auf der Sitzung am 9. September 1992 über Gefahr-
dungslagen gesprochen wurde, antwortete er: 

,.Also, ich weiß nicht, ob wir- - Wir werden dort sicherlich 
nicht über Einzelpersonen gesprochen hab~n; das weiß ich 
nicht. Es k.ann sein, daß wir dort möglicherweise auch über 
den israelischen Ministerpräsidenten gesprochen haben. weil 
ja kurz darauf auch die Sicherheitsbo;;annen da waren. Es 
kann sein. daß wir über einzelne Personen mal kurz gespro­
chen haben im Rang eines Regierungschefs. Wir haben 
natürlich als Veranstalter nachgefragt, ob der Polizei 
Erkenntnisse vorliegen, ob es Gefahrdungen flir diesen Kon­
greß gibt. Dies ist verneint worden.'' 
(Wortprotokoll vom 8. 11. 94, S. 67) 
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Auf die Frage, weshalb er davon ausging, daß keine politisch 
motivierten Anschläge stattfinden würden, antwortete der Zeuge 
Pauk: 

"Ich habe dies als meinen Eindruck damals festgestellt- nach 
den Gesprächen mit der Polizei. Wir haben mehrfach 
gefragt: Gibt es irgendwelche Erkenntnisse? Müssen wir uns 
aufetwas einstellen? Es ist uns immer wieder gesagt worden: 
Es liegen keine Erkenntnisse vor. Dieser Kongreß wird ruhig 
verlaufen. Dies ist uns mehrfach mitgeteilt worden, so daß 
ich also auch diesen Aussagen der Sicherheitsb~hörden ver­
traut habe." 
(Wortprotokoll vom 8. II. 94, S. 81) 

Der Zeuge Prof. Dr. Heckelmaun antwortete auf die Frage, ob 
ihm bekannt gewesen sei, daß schon bei den Veranstallungen der 
SI in früheren Jahren Anschläge auf diese Veranstaltung verübt 
wurden: 

"Nein, das war mir im Detail jedenfalls nicht bekannt, nur 
generell, daß dies gefahrdete Situationen sind. Das war ja 
auch Grundlage der Überlegungen!" 
(Wortprotokoll vom 24. 3. 95, S. 42) 

4.1.3 Vorbereitungen für Großveranstaltungen 

Auf die rrage, wie Vorbereitungen fUr Großveranstaltungen 
nonnalerweise ablaufen und wie die SI vorbereitet wurde. insbe­
sondere welche Polizeidienststellen mit welchen Maßnahmen an 
der Vorbereitung und im Verlauf der SI beteiligt waren~ schickte 
der Zeuge Piete zunächst voraus, daß ihm oder seinen Mitarbei­
tern keine Erkenntnisse oder Warnhinweise zu kurdischen Teil­
nehmern vorgelegen haben. 

Dann erläuterte er: 

..... Es war eine routinemäßige Veranstaltung, weil wir aus 
allen uns zugänglichen Quellen und Bereichen keine Hin­
weise auf ernsthafte Störungen hatten .... 
(Wortprotokoll vom 8. 12. 93, S. 1) 

... Uns ist mit Datum vom 4. September 1992 ein Antwort­
feensehreiben des Bundeskriminalamtes :tugegangen, was 
keine konkreten Gefahrdungen fllr die Tagung der Sozialisti­
schen Internationale sieht und nur darauf hinweist, daß 
bestimmte hochrangige Personen - Regierungsmitglieder, 
Präsidenten - einer abstrakten Positionsgefahrdung unterlie­
gen. 
(Wortprotokoll vom 25. 10. 93, S. 63) 

Wir haben das hier in bezugauf die Sozialistische Internatiow 
nale in mehreren ausfUhrliehen Lagebesprechungen geprüft 
und haben keine Gefährdungserkenntnisse aus eigener Anaw 
lysetätigkcit gewonnen. Ich sagte ja bereits, daß Hinweise auf 
die Situationsgefährdung von Gruppen oder Teilnehmern an 
der Sozialistischen Internationale uns nicht zugegangen sind 
- nur die allgemeine Positionsgeftihrdung. Insoweit lagen 
also für den polizeilichen Staatsschutz keine Gefährdungser­
kenntnisse vor .... " 
(Wortptotokoll vom 25. 10. 93, S. 104) 

Auch der Zeuge Dr. Jäger betonte, daß die SI als solche nicht 
als gefährdet galt (Wortprotokoll vom 25. 10. 93, S. 129). 

Diese Auffassung vertrat auch der Zeuge Mcrrettig ('Wortproto­
koll vom 10. I. 94, S. 26 f.). 

Auf die Frage an den Zeugen Piete: 

,,Herr Piete! Sie führten vorhin aus, daß es 1992 etwa 25 
Großveranstaltungen gab. Gab es, vergleichbar zum Kon­
greß der Sozialistischen Internationale, eine andere Großver­
anstaltung, an der ebenso viele hochrangige ausländische 
Gäste- wenn man das addiert, waren es hier 50 bis 70 Länder 
- in bezug auf Funktionen, Staatspräsidenten, Regierungs­
chefs, Minister. ehemalige etc. teilgenommen haben?" 
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antwortete dieser: 

"Im Jahr 1.992 ist mir keine solche Veranstaltung in 
Erinnerung. In den davorliegenden Jahren failt mir nur der 
IWF-Kongwß ein ... " 

(Wortprotokoll vom 8. 12. 93, S. 94) 

Zur Überprüfung der vom Veranstalter überreichten Listen 
erklärte der Zeuge Merrettig: 

" ... Die Listen, die uns bekannt waren, sind selbstverständ­
lich auch im Hause überprüft worden. Dazu gehören 
bestimmte Überprüfungsmaßnahmen, mit den Ergebnissen, 
daß dort keine konkreten Gefährdungen vorlagen. 

(Wortprotokoll vom 19. 12. 94, S. 8) 

Ich hatte bereits in meinen vorherigen Aussagen kundgetan, 
daß die uns ·vorliegenden Teilnehmerlisten vom August bzw. 
September ilber das Innenministerium Brandenburg - PP 
Potsdam - an das Bundeskriminalamt gegangen ist. mit der 
Bitte um Prlifung ... Dazu hat das Bundeskriminalamt geäu­
ßert, daß keineilei Gefahrdungserkenntnisse vorlägen. 

In einer Stellungnahme des Dezernats VB wurde außerdem 
noch angefU.hrt, daß die Unterlagen damals - soweit sie uns 
zugänglich waren- dem Dezernat GE- das war das Dezernat 
Geschlossene Einheit - und dem dortigen Lagedienst zur 
Kenntnis gebrar.:.ht wurden und auch von dortaus Überprü­
fungen vorg<~nommen wurden- ebenfalls mit dem Ergebnis: 
In keinem d<~r F.ille Gefahrdungserkenntnisse irgendwelcher 
Art. Demzufolge konnte für die übrigen, nicht bekannten 
Teilnehmer auch keine Nachfragen getätigt werden. 

Um Ihre Fm.ge nach den Kurden, die immer wieder hoch­
kommt, zu beantworten: Die Namen waren mir nicht 
bekannt. Dü: Namen, die uns auf der Liste mitgeteilt wurden, 
sind von mir auch noch einmal mündlich, bei unserer fo'ach­
dienststelle. abgefragt worden- damals S 3, jetzt LKA 513. 
Auch dort lagen keinerlei Erkenntnisse vor. Ausgangspunkt 
unserer weiteren Entscheidungen war: Es liegen keine 
Gefahrdung:serkenntnisse vor. Jedoch in dem BKA-Antwort· 
schreiben wird auf die Positionsgefahrdung einzelner Teil­
nehmer hingewiesen, und dieses haben wir dann auch 
berücksichtigt. 

Dieses fllr mich bindende Ergebnis hatte bei mir nicht dazu 
geführt, daß ich noch einmal speziell nachgefragt hätte, ob es 
in Berlin einzelne Personen gibt, die als Gefahrder auftreten 
könnten, denn das war in meiner Vorfrage bezüglich der 
anderen bereits umfaßt worden. Die Antwort lautete eben­
falls: keine Erkenntnisse. 

Über Spezi<liermittlungen hatte ich keine Kenntnisse, und 
über sonstige Bereiche, die hier immer eine Rolle spielen, 
wie der 1. Mai oder andere Dinge, wie beispielsweise Ermitt­
Iungsakten, auch nicht. Demzufolge ist das Ermittlungser­
gebnis fllr mich und auch fLir andere gewesen, daß keine 
Gefährdung:ierkenntnisse tur die Teilnehmer vorlagen. 

Zusätzlich wurden von den einzelnen Entsenderstaaten noch 
einmal über die Botschaften bzw. über das Bunde~kriminal­
amt die Mitteilungen an uns gesandt. daß sich der eine oder 
andere hochrangige- möglicherweise oder tatsächlich positi­
onsgefahrdete -Teilnehmer an der Veranstaltung beteiligen 
wird. In vie'len Fällen sind diese Teilnehmer durch eigene 
Personenschutzmaßnahmen begleitet worden. Insofern 
brauchten wir für manche Teilnehmer nur zusätzliche und -
falls erfordc~rlich. - ergänzende Maßnahmen und keinen 
direkten Personenschutz durch:tuft.ihren, weil sie ja ihren 
eigenen mitbrachten. Diese jeweiligen Mitteilungen wurden 
immer mündlich abgefragt. Ich hdbe mich stets an unsere 
Fachdienststelle gehalten - an S 3 - und gefragt, ob irgend­
welche Erkenntnisse vorlägen. Die Antwort lautete jeweils: 
nein!"' 

(Wortprotokoll vom 7. 2. 95, S. 3 f.) 
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Der Zeuge versicherte, in seiner Abteilung sei es üblich, münd-
lich nachzufragen: 

., Wir haben eine ganz schöne Last, sehr viel zu tun, und müs­
sen das möglichst strafT und konzentriert durchführen."' 
(Wortprotokoll vom 7. 2. 95, S. 5) 

Er bestätigte, daß es keine schriftlichen Anfragen und auch 
keine Vermerke über die mündlichen __ Anfrag.en gibt. 

Konkret zum Antwortfernschreiben des Bundeskriminalamtes 
vom 4. 9. 92 befragt, sagte der Zeuge Merrettie: 

,.Die Daten wurden durch das Innenministerium Branden­
burg übermittelt. - Die Erklärung ist, daß ein Teil der Veran­
staltungen im Brandenburgischen, in Potsdam~ stattfand, 
und Potsdam hat stellvertretend - auch ffir uns mit - die 
Daten dann dem BKA mit&eleilt, und entsprechend da wur­
den dann die Prüfungen vorgenommen, und der Fern­
schreihinhalt lautete: ,Keine Gefährdungserkenntnisse fLir 
diese·." 

Fra&e: 

.,Wieso kam das zustande? Potsdam hat an das BK.>\ und 
nicht Sie selber und direkt?" 

Antwort: 

.,Potsdam kann entscheiden, ob wir das machen oder ob sie 
selbst Namen an das_ Bunde~kriminalamt scbicken. Potsdaro 
ist ein eigenständiges Bundesland , das weder der Berliner 
Zustimmung in dem Falle bedarf. Es kann jede Behörde das 
Bundeskriminalamt bei Bedarf ansprechen." 

Frage: 

.,Das heißt, Potsdam hat angesprochen und die Namen her­
ausgegeben, eigenständige Entscheidung. Dann kam die 
Antwort vom BKA an Sie oder an Potsdam - an uns oder an 
Potsdam?" 

Antwort: 

"An Potsdarn, und wir natürlich nachrichtlich, dann sind alle 
angesprochen."' 

Frage: 

,.Daraus muß ich dann schließen, daß Berlin selber nir­
gendwo gefragt hat aus eigenem Antrieb." 

Antwort: 

,.Nachdem diese Informationen vorlagen, brauchten wir das 
nicht. Es war doch für uns nach&efragt worden. Es war eine 
weitere Anfrage nicht mehr erforderlich ... " 
(Wortprotokoll vom 10. I. 94, Seite 28) 

Diese Aussage bestätigte der Zeuge Merrettig: in einer weiteren 
Anhörung und fügte hinw, daß es sieb bei der Brandenburger 
Anfrage (A.nlai:e 9) um eine Teilliste gehandelt habe. Auf die 
Nachfrage, ob diese ein Ausschnitt der ihm zur Verfügung 
stehenden Listen war. antwortete er: 

"Das kann ich nicht sagen. Da bitte ich, Brandenburg zu 
fragen, in welchem Umfange sie was an das Bundeskrtminal­
amt in der Fragestellung übermittelt haben." 
(Wortprotokoll vom 19. 12. 94, S. 12) 

Befragt, ob Berlin nicht selbst beim beim BKA nachgefragt 
habe, antwortete der Ze_uge Piete; 
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.,Das ist in Abstimmung mit Brandenburg gelaufen. Denn 
wir haben mit Brandenburg zusammengesessen; tauschen 
nicht nur die belanntg_ewordenen_ Tellne_hmer _a_us+ sondern 
selbstverständlich auch die Programmpunkte .... Was wir 
nicht machen, is~ um keine Lücke entstehen zu lassen, daß 
sozusagen an der Stadtgrenze die einen aufhören und die 
anderen anfangen." 
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Auf den Vorhalt, daß dies aber durch die Brandenburger 
Anfrage eingetreten sei, weil nur gezielt hinsichtlich der Boots­
tour und der daran teilnehmenden Personen gefragt wurde • 
erklärte der Zeuge: 

..Ja.- -die Brandenburger haben eben nur den in Brandenburg 
gelegenen Programmpunkt hier sowsagen als Aufbitoger 
benannL Aber in den Besprechungen, die wir mit den Bran~ 
denburgem hatten, wußten sie natürlich auch, hatten sie den 
Überblick über das Gesamtprogramm ...... 
(Wortprotokoll vom 8. II. 1994, S. 87) 

Auch der Zeuge Prof. Dr. Heckelmann bestätigte, daß ihm keine 
eigene Berliner Anfrage bekannt (Wortprotokoll vom 24. 3. 95, 
S. 49) sei. 

ln Beantwortung des brandenborgiseben Schreibens teilte das 
BKA im Auftrag des BMI in einem halbseitigen Telex vom 4. Sep­
tember 1992 mit: 

,. ... Innerhalb der hier zu beobachtenden Phänomenberei­
che der .Qolitisch motivierten Ausländerkriminalität sowie 
des Rechtsextremismus/-terrorismus war bislang nicht fest­
zustellen, daß das Treffen der Sl thematisiert worden wäre. 

Die Beobat·htung des internationalen Terrorismus, insbeson­
dere arabisch islamischen Ursprungs, läßt gegenwärtig eine 
eher abgeschwächte Bedrohunt~situation erkennen .... " 

Dieses ist die einzige Anfrage bc.tüglich Gefahrdungshinwei­
sen zum SI-Kongreß. 

Die Mitarbeiter des Polizeilichen Staatsschutzes hätten jedoch 
immer wieder beim Veranstalter nachgefragt. welche hochrangi­
gen und ggf. gef<ihrdeten Persönlichkeiten neben den in Liste 2 
genannten erwartet würden. Weitere ho~hra.ngige Persönlichkei­
ten seien der Polizei nach eigenem Eindruck gemeldet worden, so 
z. B. zusätzlich zu Liste 2 Herr Jumblatt und Herr Talabani. Daß 
es noch andere. nämlich zweit- und drittranzige Gäste a,eben 
würde, sei unbestritten gewesen (Zeuge Piete. Wortprotokoll vom 
8. 12. 93, S. 43~ 47). Auch diese Gäste seien von Schutzmaßnah­
men seitens der Polizei erfaßt worden: 

,.Ich muß hier vielleicht mit einem Mißverständnis aufräu­
men. Zwischen der höchsten Maßnahme, sozusagen der 
ständigen Begleitung durch ausgebildete Personenschutzbe­
amte in einem Sicherbeitsfahrzeug, und dem Umstand, 
nichts ffir einen zu tun. gibt es eine wohlabgestimmte Skala 
anderer Maßnahmen. Dazu gehörte beispielsweise bei der 
Sozialistischen Internationale, daß wir in Absprache mit dem 
Veranstalter versucht haben. die Hott!ls zu poolen, in denen 
die Teilnehmer absteigen, um dann durch Maßnahmen wie 
Hotetwaehen und Streifentätigkeit - abgesehen von dem 
zentralen Veranstaltungsort und den äußeren Nebenorten -
Schutzmaßnahmen zu treffen. Es wäre also der Eindruck 
falsch. daß wir tur die anderen gar nichts getan haben. Sie 
befanden sieb sozusagen mit unter der Sicherheitsglocke der 
V!Ps." 
(Zeuge Plcte, Wortprotokoll vom 8. 12. 93, S. 43) 

Er gab allerdings zu bedenken, daß die Sicherb.eits&-tock.e 
immer nur Maßnahmen opferseitig betreffe und hinsichtlich der 
Täterseite Darabi von seiner bis zu diesem Zeitpunkt bek.anntge­
wordenen Vorbelastung flir den Staatsschutz ein Nobody gewe­
sen sei (Wortprotokoll vom 8. 11. 94, S. 106). 

Auf den Vorhalt, daß der polizeiliche Staatsschutz aber drei 
Gefahrdergespräche mit Darabi dun.:hflihrte und daß er doch 
bekannt und hochkarätig war, erklärte Piete: 

,.Ja, nicht hochkarätig! ... Es trifft zunächst einmal zu. daß 
wir die von Ihnen genannten Gefährdergespräche geführt 
haben. Aber diese Gefährdergesprächt! haben wir nicht nur 
mit Darabi, sondern mit Hunderten anderen auch gefLihrt im 
Verlauf der Zeit. Außer Darabi waren beim ersten Mal drei 
weitere Personen detbei; beim lW~iten FaU fehlt mir hier die 
Notiz, wie viele Personen insgesamt außer Darabi angespro­
chen wurden. Beim dritten Mal. im Februar '92, waren es 
sechs andere Personen. Da war das Thema die mögliche 
Hamadi-Freipressung durch die 1-Iizb Allah."' 

(Ebenda, S. 122) 
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Auf die Frage, ob irgend etwas im Hinblick auf die ca. 40 bis 50 
Personen, die von Zeugen als Hizb Allah-Ang,t:hörige in der Stadt 
genannt wurden, unternommen wurde, antwortete der Zeuge 
Piete: 

~peziell mit Blick auf Hizb Allah nicht!" 
(Wortprotokoll vom 8. 11. 94, S. 86) 

Der Zeuge Merrettig äußerte sich zu Fragen beLügtich Sicher­
heitsmaßnahmen und Erkundigungen, die über den konkreten 
Personenschutz hinausgehen, wie folgt: 

Frage: 

., Wenn ich Sie richtig verstehe, hat es kein Gespräch gege­
ben, wo Sie zum Beispiel gesagt haben: Wir haben hier in 
dieser Stadt ca. 40 bis 50 Hizb Allah-Leute. Gibt es auf den 
Teilnehmerlisten Personen, die nach Einschätzung der SI 
besonders gefährdet wären durch diese Leute - Israelis~ 
dieses oder jenes?" 

Antwort: 

,.Ein solches Gespräch hat nicht stattgefunden. Wir haben 
uns über solche Gruppen in dieser Hinsicht nicht unterhal­
ten. Diese Information hätten wir auch von anderer Seite 
bekommen; das hätten wir nicht den Veranstalter fragen 
müssen." 

Frage: 

,.Sie sagen, wenn Sie dann Hinweise auf be:.Limmte gefahr­
dete Personen haben, dann werden bestimmte Untersuchun­
gen angestellt. Jetzt hätte sich doch das Stichwort 'Hizb 
Allah' angeboten, nicht nur, wenn man die Namen der dann 
ermordeten Kurden erfahren hätte, sondern auch nachdem 
man erfahren hat, daß Rabin sich in der Stadt aufuält. Was 
haben Sie unternommen, um da abzuklären, ob es Gef.ihr­
dungspotentiale in dieser Stadt gibt?" 

Antwort: 

,.Selbstverständlich haben wir das Sicherheitsumfeld auch im 
Falle Rabin überprlift und haben uns mit unseren Sicher­
heitsmaßnahmen diesen Umfeldbedingungen angepaßt. 
Zum Zeitpunkt bis zur Veranstaltung gab es keinerlei kon­
krete Gefährdungshinweise ... " 
(Wortprotokoll vom 10. 1. 94, S. 24) 

Auf Kazem Darabi angesprochen, meinte der Zeuge Piete: 

,.Es bestand für uns im Zusammenhang mit der Sozialisti­
schen Internationale keine gedankliche Verknüpfung zu Dar­
abi. Insoweit haben wir auch nicht erwogen, ihn anzuspre­
chen." 
(Wortprotokoll vom 8. 12. 93, S. 42) 

In einem Telex vom 14. September 1992 des Polizeipräsidenten 
Berlin, gefertigt vom Zeugen Waszik., in dem Bundes- und 
Landesbehörden - ohne BfV und LfV - die Ablaufplanung fUr 
den Kongreß der SI mitgeteilt wird, heißt es unter Punkt 1.3 zur 
Gefahrdung:;lage: 

.,Konkrete Erkenntnisse, die auf eine Gefährdung der SI-Ver­
anstaltungen oder der Teilnehmer hinweisen, lie-gen nicht 
vor. Allerdings bietet der israelische Ministerpräsident auf 
Grund seiner politischen Stellung., insbesondere bei Aus­
landsreisen, einen hohen Angriffsreizwert flir palästinensi­
sche und schiitische Terrororganisationen. Außerdem könn­
te es zu Störungen durch deutsche ret.:hisextremistische bzw. 
ausländ,erfeindliche Tätergruppen kommen." 

Der Zeuge Piete gab an, daß insgesamt 17 Personenschutz­
teams für die sog. Hauptgefahrdeten aufgestellt wurden (Wort­
protokoll vom 8. 11. 94, S. 94). Er verneinte die Frage, ob nach 
Beendigung des Kongresses keine Sicherheilsmaßnahmen mehr 
stattfanden: 

~Nein! Ende eines solchen Kongresses, einer solchen Veran­
staltung bedeutet fLir uns nicht Ende der Schutzmaßnahmen, 
sondern die enden erst, wenn die Abreise stattgefunden hat." 
(Wortprotokoll vom 8. 11. 94, S. 101) 
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Aus der Sicht des Polizeilichen Staatsschutzes habe es vor der 
Tagung der SI k,einen Anlaß gegebe, sich wegen außergewöhn­
licher Erkenntniss an die Innenverwaltung zu wenden (Wortpro­
toko!l vom 8. 12. 93, S. 48). 

Der Zeuge Pielte hat sich während der Vorbereitung der SI auch 
nicht persönlich als Leiter des Polizeilichen Staatsschutz an die 
Senatsverwaltung für Inneres gewandt. Er begründete dies wie 
folgt: 

.,.Ich habe es nicht für notwendig erachtet, mich persönlich an 
den Staatssekretär oder an den Senator zu wenden. Ich weiß 
aber, daß - soweit solche Veranstaltungen im Bereich der 
Normalität organisiert und geplant weiden -. es sozusagen 
eine regelmäßige Besprechungsfolge gibt, die damit beginnt. 
daß wie vorhin erwähnt, der Leiter des Lagedienstes in der 
Morgenbesprechung beim Polizeipräsidenten vorträgt, und 
ich weiß auch, d:iß der Polizeipräsident in der wöchentlichen 
Polizeidiens;~besprechung beim Senator vorträgt. Und wenn 
über Normales zu berichten ist - so untersteHe ich -, ist es 
auch erfolgt. Über Normales, nicht über ab"Aot!iclumde, hoch­
karätig gefahrliehe Erkenntnisse. Sokh~rart wäre fLir mich 
eine Bringeverpflichtung." 
(Wortprotokoll vom 8. 12. 93, S. 47 f.) 

Während der SI habe der Zeuge Piete ein Gespräch bezüglich 
Personenschutzmaßnahmen mit dem Polizeivizepräsidenten 
geführt. (Wortprotokoll vom 8. 12. 93, S. 7) 

Zur Einberufung >~on Polizeidienstbesprechungen flihrte der 
Zeuge Prof. Dr. Heckelmann aus: 

"Die Hausspitze der Innenverwaltung lädt zu Polizeidienst­
besprechungen immer dann ein, wenn entweder in wieder­
kehrenden Abständen wechselseitig interessierende The­
menbereiche der Polizei unter Anwesenheit der zuständigen 
Fachaufsicht zu 1!rörtern sind oder- das ist der Bezug hierauf 
-wenn bei solchen Großveranstaltungen, deren Gef<:i.hrdung 
im Vorfeld durch die Aufklärungsarbeit des LfV oder des 
Staatsschutz·~s erkennbar geworden ist, mit der Polizei und 
dem Verfassungsschutz das S~.:hutzkonzept zu erörtern und 
gegebenenfalls zu modifizieren ist. ... Aber weder Größe 
noch Gefährdungslage haben aus der Sicht der Hausspitze 
bei der Tagung d1~r SI eine Polizeidienstbesprechung notwen­
dig erseheirrem lltssen. Ich verweise hier einmal einfach auf 
die Lagemeldungen, die ich selbst wöchentlich in der Zusam­
menfassung und täglich auf den Tisch bekomme und sehe -
und daraus sind die Gefährdungstatbestände erkennbar .... " 
(Wortprotokoll vom 24. 3. 95, S. 3) 

Er erklärte, weder der amtierende Polizeipräsident noch der 
Leiter des Ltv h.abe ein solches Bedürfnis nach einer Vorberei­
tungssitzung erkennen lassen (Wortprotokoll vom 24. 3. 95, S. 4). 

Polizeidienstbespr~~chungen fanden entweder auf Anregung 
des LtV oder der JPolizei oder- wie überwiegend- aufseine Anre­
gung statt (Wortprotokoll vom 24. 3. 95, S. 41). 

Letztlich entscheide aber natürlich der Innensenator persön­
lich auf Grund ailler Erkenntnisse und nicht nur auf Grund der 
Lageberichte (Wortprotokoll vom 24. 3. 95, S. 30) . 

Der Zeuge Piete antwortete auf die Frage. weshalb es in der 
Vorbereitung keine Polizeidienstbesprechungen gab: 

"Weil eben solche nicht standardisiert, nicht üblich in allen 
Fällen sind, sondern nur dann, wenn bestimmte Hinweise 
vorliegen; in:;besondere wenn es darum geht, daß der Verfas­
sungsschutz Hinweise hat, die nicht gerichtsverwertbar sind. 

.. So etwas bot sich bei der Vorbereitung der Sozialistischen 
Internationale nicht an und hat nicht stattgefunden. 
(Wortprotokoll vom 8. 11. 94, S. 90 f.) 

Zur Einschaltung des Ltv äußerte sich der Zeuge Prof. Dr. 
Heckelmann wie folgt: 

.,Ich habe zwei Mitteilungen hierzu; einmal vom LfV und 
von der Poliz.ei. Wenn das LfV Erkenntnisse hat, werden die 
üblicherweis«! an die Polizei weitergeleitet. Hier gab es offen-
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sichtlich keine beim LfV, es war also auch gar nichts aus 
meiner bewertenden Sicht in dem Zusammenhang weiterzu­
leiten. leb hatte von der Polizei über die Lageberichte, die 
mein Haus erstellt, aber auf der Grundlage der Informatio­
nen, die die Polizei als solche hat, die Informationen bei zwei 
wöchentliche Lagemeldungen in den beiden Wochen davor 
und bei einer Tagesmeldung den klaren Hinweis: keine kon­
kreten Gefährdungserkenntnisset - Und da war von allen 
Seiten eindeuti&-klar: Es gibt keinen Gesprächsbedarn ... Es 
gibt wechselseitige Informationen bei den Erkenntnissen 
relevanter Art zwischen LfV und polizeilichem Sta_atsschutz. 
Das läuft automatisch ab. Hier hat es keinen Austausch gege­
ben. weil nichts auszutauschen war." 
(Wortprotokoll vom 24. 3. 95, S. 22) 

Der Zeuge Prof. Dr. Heckelmann begründete seine Gefahr­
dungseinschätzung anband der beiden vor dem Attentat erstell­
ten Wocht:nberichte, in denen festgestellt wurde~ daß beim BKA 
und den hiesigen Sicherheitsbehörden keine konkreten Gefähr­
dungserkenntnisse vorlägen (Wortprotokolt vom 24. 3. 95, S. 25). 

Auf den Vorhalt, daß in den Lageberichten aber u. a. darauf 
hingewiesen wurde, daß ,.es zu Störungen durch deutsche rechts­
extremistische bzw. ausländerfeindliche Tätergruppen kommen 
könnte", und auf die Frage, warum er das LfV nicht angewiesen 
habe, ,.palästinensische, schütische, rechtsextremistische potenti­
elle Tätergruppen in Berlin genauer mit nachrichtendienstliehen 
Mitteln - oder was auch immer - zu beobachten". erklärte der 
Zeuge: 

,.Dazu gab es keine Veranlassung, denn alle Mitteilungen 
einschließlich der von mir genannten weisen aus, daß son­
stige Gefährdungserkenntnisse konkreter Art nicht da sind. 
Ich gehe davon aus, daß das LfV in dieser Sache- wie auch in 
jedem weiteren Geschäft - seine POicht tut. ebenso wie die 
Polizei, und auch beide getan haben. [t..:h wit!derhole es nur 
immer wieder: Hier ist pflichtgemäß gehandelt worden!" 
(Wortprotokoll vom 24. 3. 95, S. 61 f.) 

UnterVorhalt des in der Lagemeldung vom 14. September 1992 
- Sen[nn III B- auf Seite 9 enthaltenen Hinweises: Stichwort ftir 
die Auslösung von Sofortmaßnahmen im Falle eines Attentats 
auf Ministerpräsident Ra bin: ,Jericho' und auf die Frage: 

,.Das heißt, man hat sich doch auf diesen ,worst case' vorbe­
reitet. Heißt das, bt!ijemand wie Rabin- obwohl wir alle wis­
sen, daß diese Person extrem gefährdet ist - machen Sie nie 
bei den Geheimdiensten eine Anfrage, da gibt es nie den 
Hinweis: Bitte, forst..:ht da jetzt mal besonders stark, weil der 
kommt. und ich will nicht, daß hier was passiert! - Sondern 
Sie warten immer auf Tatsachen?" 

antwortete der Zeue.e: 

,.Nein, ich warte nicht aufTatsachen.lch gehe davon aus, die 
Polizei tut ihre Pflicht. Bei Rabin hat die Polizei ihre Pflicht 
getan. Das zei&t das Resultat." · 
(Wortprotokoll vom 24. 3. 95, S. 61 f.) 

4.1.4 An/ragen der Polizei beim l.JV 
Zur Frage, ob es Kontakte mit dem LfV gegeben habe, teilte 

der Zeuge Piete mit: 

.. Wir können den Verfassungsschutz doch nur gezielt fragen. 
Und da für mich vor Beginn der Sozialistischen Internatio­
nale der Name K.azem Darabi eben nicht sicherheitsrelevant 
war, konnte ich eben auch danach nicht fragen." 
(Wortprotokoll vom 8. 11. 94, S. 91) 

Befragt, ob ihm bekannt war, daß der Verfassungsschutz zu 
dem Zeitpunkt nur schwer in der Lage gewesen wäre, eigenstän­
dig und ohne direlte Aufforderung entsprechende Arbeitsverän­
derungen und Informationen zu bringen. weil wenige Monate 
vorher der Hauptsachbearbeiter für das Gebiet Ausländerextre­
mismus aus dem LfV entfernt wurde, antwortete der Zeuge Piete: 
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,.Nein, das war mir nicht bekannt,. weil solt:hc Dinge zwi­
schen dem Verfassungsschutz und dem Staatsschutz eben 
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nicht ausgetauscht werden. AJo;;o, die Schwäche bestimmter 
logistischer oder personeller Möglichkeiten gehört nicht zu 
dem, war wir uns mitteilen.• 
(Wortprotokoll vom 8. 11. 94, S. 123) 

Er erklärte auf die Frage, ob er die Nachrichtendiensie frühzei-
tig über das Stattfinden des SI-Kongresse~ informiert habe: 

"In den allgemeinen Ankündigungen und Informationen ist 
es allen bekannt gewesen .... Diese zentrale Steuerungs­
funktion ist Aufgabe der großen Zentralbehörden - ftir das 
BfV an alle UV und durch das BKA an alle LKÄ, also alle 
Landeskriminalämter. .. 
(Wortprotokoll vom 8. I I. 94, S. 89) 

Ebenfalls befragt, ob es Kontakte zwischen Polizei und LfV 
gegeben habe, vertrat der Zeuge Piete die Auffassung: 

.,Zum Berliner Verfassungsschutz hat es nach meiner 
Erinnerung keine Kontakte gegeben, aber der Verfassungs­
schutz war durch die entsprechenden Lageberichte und Hin­
weise auf die bevorstehende Sozialistische Interantionale 
informiert und hätte, falls es dort konkrete Gefahrdungshin­
weise oder Erkenntnisse gegeben hätte, diese als Bringever­
pflichtung anliefern müssen."' 
(Wortprotokoll vom 8. 12. 93, S. li) 

Zur gleichen Frage war der Zeuge Merrcttig der Ansicht: 

,.Ich hatte keine Veranlassung, mit dem Amt flir Verfassungs­
schutz- weder mit dem Landes- noch mit dem Bundesamt­
Kontakt aufzunehmen, weil diese Dinge, wenn kh die Mit­
teilung bekomme "Keine Gefährdungserk.enntnisse"'. bereits 
von anderer Seite vorgenommen sind." 
(Wortprolokoll vom 10. I. 94, S. 26) 

Der Zeuge M., Mitarbeiter des LfV, antwortet auf die Frage. ob 
es Kontakte mit der Polizei oder der Innenverwaltung gegeben 
habe: 

"Nein! Wir haben keinen einzigen Anruf, keinen einzigen 
Hinweis. wir hJ.ben weder e-ine Liste gekriegt, was an und für 
sich ungewöhnlich war. Es gibt auch Veranstaltungen in Ber­
li~ beispielsweise wenn eine jüdische Gruppe aus Israel 
kommt. Dann wird normalerweise von VB C (gemeint: Poli­
zeilicher Staatsst.:hut.z) oder Sen lnn li I bei uns angefragt, ob 
da irgendwelche Hinweise auf mögliche Störungen vorlie­
gen. Mich hat überras~.:ht, daß zu einer Veranstalwng in 
dieser Art bei uns nicht angefragt worden ist. Es ist normaler­
weise gang und gäbe, daß wir Anfragen haben. Wir wußten 
auch im Verlauf nicht, daß diese Funktionäre überhaupt in 

. _Be!I~!:! ~aren oder_~acb Beriin kommen wollten." 
(Anlage zum Wortprotokoll vom 30. 11. 93. S. 6) 

Der Zeuge Löffier. ehemaliger Hauphachhearb!!iter für Auslän­
derextremismus/Staatsterrorismus, erklärte, ihm .o;.ei zur Zeit 
seiner Tätigkeit im LfV nicht bekannt gewesen, daß die Sozialisti­
sche Internationale im September 1992 in Berlin tagen würde. Er 
bestätigte, daß er von der Konferenz der Sozialistischen Interna­
tionale durch die Zeitung Kenntni" erlangt habe. Er \lt!rndnte die 
Frage, ob er in die Vorbereitung der Sicherheitsvorkehrungen ftlr 
diese Internationale einbezogen worden sei (Wortprotokoll vom 
8. 11. 94, S. 25 u. 27) . 

Während des Kongresses wurde die Registrierung der Teilneh­
mer folgendermaßen abgewickelt: Die Zeugin Lint7. überprüfte 
die ankommenden Teilnehmer anhand der ihr vorliegenden Teil­
nehmerHste. In Pällen, in denen ein Teilnehmer nicht auf der 
Liste stand, schrieb sie den Namen auf einen Zettel und schickte 
diesen Zettel per Boten in das Sekretariat der SI im Reichstag 
(Generalsekretär sowie seine Mitarbeiterin) auf dem Kongreß. 
Dort wurden die Namen geprüft und der Zettel ggf. mit einem 
"OK" an die Zeugin Lintz zurückg.:!schidt, die den Teilnehmern 
einen Teilnehmerausweis ausstellte. (Zeugin Ltntz, Wortprotokoll 
vom 17. 1. 94. S. 22, 25). 

Um eine solche Notiz handelt es sich bei der ,.Liste 4'". (An­
la&e 10) 
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Die Zeugin Lintz erklärte dazu: 

,.Dann habe ich es geschickt an den Generalsekretär sowie 
seine Mitarbeiterin, um das gegenzuchecken, ob diese drei 
Namen sowie eben die Demokratische Partei Kurdistan, ob 
das okay ist. Sot Und dieses ,.okay" habe ich zurückbekom­
men von Frau Justina Pank, die im Sekretariat der SI ist und 
eben flir die Einladungen, die in diesem - - praktisch der 
Gegenpart zu Frau Wichterich sozusagen 1st auf der Londo­
ner Seite. Und daraurhin wurden diese drei Nanlensschilder 
ausgestellt." 
(Wortprotokoll vom 17. I. 94, S. 25) 

Für die Dauer der SI-Tagung stand dem Veranstalter im Reichs­
tag ein Kripobeamter zur VerfU.gung. Eine Mitteilung über die 
kurzfristig entschiedene zusätzliche Teilnahme der drei irani­
schen Kurden wurde diesem Beamten des Staatsschutzes derBer­
liner Polizei nicht gemacht (Zeuge Prof. Dr. Hecketmann, Wort­
protokoll vom 24. 3. 95, S. 21 u. S. 2). 

Die dort aufgeführten drei Teilnehmer Sadek Charafcande, 
Abdoli Fattah und Nouri Dehkordi waren auf der Teilnehmerli­
ste, die der Zeugin Lintz vorlag, nicht verzeichnet. (Zeugin Lintz, 
Wortprotokoll vom 17.!. 94, S. 25) 

Die Zeugin Lintz arbeitete bei der Registrierung nach der Liste 
.,First Provisional List of Participants", sog. Liste 3 (vgL An­
lage 11). (Zeugin Lintz, Wortprotokoll vom 17. !. 94, S. 42) 

Diese Liste wurde der Polizei nach Ende des Kongresses der SI 
am 18. September 1992 übergeben. 

Der Zeuge Piete beschrieb dies folgendermaßen: 

.,Erst am 18. September- also einen Tag nach der Tat- haben 
wir dann die Ihnen hier vorgelegte Liste 3 im Umfang von 24 
Blatt und mit insgesamt 556 Namen von einer Frau Reichen­
bach, einer Mitarbeiterin des Veranstalters. im Inter-Conti 
übergeben bekommen. Auf dieser Liste finden Sie- jetzt aus 
der Erinnerung heraus -auf Seite 15 zwei kurdische Parteien 
vermerkt. Das ist die KDP, die Kurdistan Democratic Party, 
mit drei Teilnehmern und die PUK, die Patriotic Union of 
Kurdistan, mit zwei Teilnehmern. Es ist wiederum keines der 
Mordopfer, die ja nun schon rund 24 Stunden tot waren, dort 
vermerkt." 
(Wortprotokoll vom 8. 12. 93, S. 3 f.) 

Der Zeuge ergänzte: 

,.In diesen 556 waren ·aüch die Vertreter von zwei kurdischen 
Parteien benannt, allerdings nicht Vertreter der DKPI- I flir 
Iran, Demokratische Partei Kurdistan-Iran -, sondern der 
Patriotischen Union Kurdistan- nir die steht der Name Tai­
labani- und einer DKP. deren Abkürzungichjetzt nachlesen 
müßte, die habe ich nicht so 1m Kopf. Wir hatten also zwei 
kurdische Parteien und deren Repräsentanten, aber nicht der 
DKPI. Hätten wir die benannt bekommen vom Veranstalter, 
dann hätte durch eine saubere Analyse - so unterstelle ich -
man darauf kommen müssen, daß der Vorgänger von Herrn 
Charafkandi ja bereits Opfer eines Anschlags geworden ist 
und dadurch in der Gefährdungseinschätzung ein Verstär­
kungseffekt eingetreten wäre." 
(Wortprotokoll vom 25. 10. 93, S. 101) 

Diese Liste 3 war dem Zeugen Pauk, dem sie bei seiner Verneh­
mung vor dem Ausschuß gezeigt wurde, nicht bekannt. (Zeuge 
Pauk, Wortprotokoll vom 8. 12. 93, S. 82) 

Zur Liste 4, der Notiz von Frau Lintz, bt:mt!rkte der Zeuge 
Piete: 

,.Erst einen weiteren Tag später, am 19. 9. 1992, ist uns dann 
jene Mitteilung zugänglich geworden, die Ihnen hier als 
Liste 4 vorliegt. Es handelt sich um ein 'Blatt, auf dem drei 
Namen und die Partei vermerkt sind. Diese Liste 4 ist um 
10 Uhr exakt von den Damen Wichterieb und Lintz im Inter­
Conti an den BKA-Beamten Kolossa (phon.) übergeben wor­
den. HinzugefUgt wurde, daß auf Grund organisatorischer 
Gründe die Teilnehmerliste nicht mehr _rechtz;eitig ergänzt 
werden konnte. Diese Liste 4 enthält hdndschrifllich - wie 
Sie sich überzeugen können - und in abweichender Schreib-
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weise von den richtigen Personalien drei Namen der Mord~ 
opfer - nicht \'ier,der vierte fehlt überhaupt. Erklärt wurde 
hierzu, daß es 1mmcr wieder vorgekommen sei bei diesem 
großen Teilnehmerkreis, daß Personen ohne Einladung an 
der Sozialistischen Internationale teilnehmen wollten. Dann 
ist an der Registratur, am Empfang, ein Überprüfungszettel 
mit den Pe:rsonennamen und der Organisation ausgefU.Ut 
worden, wü: auch im vorliegenden Fall. Der Generalsekretär 
der Sozialistischen Internationale hat dann in jedem Einzel­
fall geprüft und eine Entscheidung getroffen, ob Einlaß 
gewährt od~~r verweigert wird. Und der Zettel- auch die Liste 
4 ist ja praktisch ein Zettel- ist dann im Rücklauf- in diesem 
Falle mit einem handschriftlichen Okay- wieder an die Regi­
stratur zurückg1::langt, und der Betreffende erlangte Zutritt." 
(Wortprotolwll vom 8. 12. 93, S. 4) 

S. Zu Komplex V dE!S Untersuchungsaurtrages: 

Der Untersuchungsausschuß hatte zu untersuchen: 

Was hat der S~enator fiir Inneres untemommt.>n, um 'ieinen Jnfor­
mationspOichten na<·hzukommen? 

5.1 Zu Frage I u~d 3: 

1. Was hat der S€:nator fllr Inneres unternommen, um seiner 
Informationspflicht gegenüber der G 10-Kommission des 
Landes Berlin und dem zuständigen Parlamentsausschuß vor 
dem Hintergrund der Bedeutung des Vorgangs ,.Darabil 
Mykonos-Attentat" gerecht zu werden? 

a) Wann und mit wekhem Inhalt hat er diese Gremien oder 
politisch Verantwortliche unterrichtet? 

3. Wie kam es zur unterschiedlichen Berichterstattung durch 
den Innensenator vor dem zuständigen Verfassungsschutz­
ausschuß im Zeitraum vom 22. April 1993 bis 10. Mai 1993? 

5.1.1 Unterrichtung der G 10-Kommission 

Die G 10-Kommission wurde durch die Mitteilung des Sena­
tors fllr Inneres vom 21. Dezember 1992 über die Beendigung der 
Beschränkungsmaßnahmen hinsichtlich der Person Darabi infor­
miert (Schreiben des Vorsitzenden der G 10-Kommission an den 
Vorsitzenden des 2. Untersuchungsausschusses vom 30. Juli 
1993, s. 1). 

Die erste darauf folgende Sitzung der G 10-Kommission fand 
Ende Februar 1993, eine weitere Ende März 1993 statt. 

Der Ausschuß fUr Verfassungsschutz wurde am 22. April 1993 
vom Innensenator informiert und befaßte sich am 6. Mai 1993 
erneut mit dem Vorgang. 

Der Zeuge Prof. Dr. HeL'kelmann wollte sich zu dem gesamten 
Komplex V nicht in öffentlicher Sitzung äußern (Wortprotokoll 
vom 28. 2. 94). 

Seine in geheimer Sitzung gemachte Aussage durfte aus Grün­
den der Geheimhaltung bei der Erstellung des Berichts nicht ver­
wertet werden. 

Der Zeuge Dr. Staffelt berichtete in seiner Eigen<;ehaft als Mit­
glied der G 10-Kommission zur Behandlung des Vorgangs .,Dar­
abi/Mykonos-Attentat" in der G 10-Kommission: 

" ... Die erste ßefassung und die Verhaftung der betreffen­
den Person erfolgte ja zeitlich auseinandergerückt: erst die 
Bcfassung, dann die Verhaftung ... Das bedeutet flir mich, 
daß, als wir das erste Mal mit dieser Frage befaßt waren, 
überhaupt noch nicht klar war. daß es sich dabd um Perso­
nen handelt, die dann zu einem späteren Zeitpunkt verhaftet 
wurden." 
(Wortprotokoll vom 3. 3. 94, S. 105) 

Der Zeuge führte weiter aus, er habe sich im Hinblick auf die 
Informationspf!ich1 des Innensenators nach § 35 LIVG 

..genötigt gefilhlt~ meinen Teil zur Klärung der Verfahrens~ 
weise in der form beizutragen, als ich mich mit einem Kolle­
gen der SPD-Bundestagsfraktion ins Benehmen gesetzt habt!, 
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der den entsprechenden Gremien des Deutschen Bundesta­
ges angehört - ohne ihm natürlich den Sachverhalt zu nen­
nen -, um ihn prinzipielt zu befragen, wie in einem solchen 
Fall verfahren werden würde. Die Antwort war, daß es eine 
unbedingte Befassung der PKK in Bonn -also der Parlamen­
tarischen Kontrollkommission analog zum Verfassungs­
schutt.ausschuß des Berliner Abgeordnetenhauses -gegeben 
hätte. Und er hat mir auch anempfohlen, falls das nicht 
geplant sei, jedenfalls das meinige im Rahmen meiner Mög­
lichkeiten zu tun, damit ein solcher Weg beschritten werden 
kann. Ich habe von dem Ergebnis dieses Gesprächs Herrn 
Landowsky als Vorsitzenden der G 10-Kommission infor­
miert., und ich habe ebenso auch Herrn Senator Heckelmann 
darüber informiert und habe mehrere Telefonate in dieser 
Angelegenheit - ich denke, im Januar und Februar 1993 -
geführt.• 
(Wortprotokoil vom 3. 3. 94, S. 102) 

Auf Nachfrage ergänzte der Zeuge: 

., ... die Gespräche mit dem Kollegen Bundestagsabgeordne­
ten, waren im Januar; den Gesamtvorgang haben wir in der 
G 10-Kommission ja bekanntlich erst Ende Februar bespro­
chen ...... 
(Wortprotokoll vom 3. 3. 94, S. 105) 

Nach dieser Sitzung der G 10-Kommission Ende Februar 1993 
habe er für sich entschieden, den Regierenden Bürgermeister und 
den Innensenator um ein Gespräch zu bitten. Dieses Gespräch 
habe am 15. März 1993 stattgefunden. (Zeuge Dr. Staffel~ Wort­
protokoll vom 3. 3.94, S. 102) 
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Zu diesem Gespräch sagte der Zeuge aus: 

,.Ich habe dann in dieser Runde unter sechs Augen - also 
Diepgen, Heckelmann, Staffelt - den Regierenden Bürger~ 
meister gefragt. ob ihm der Innensenator Vorgänge beim 
Landesamt fU.r Verfassungsschutz mitgeteilt habe, die im 
Zusammenhang mit einer schweren Straftat stehen .... 

Der Regierende Bürgermeister hat auf meine Frage. ob er 
informiert worden sei. mit ,.Nein .. geantwortet. Ich habe dar­
aufhin dem Regierenden Bürgermeister eindringlich geraten, 
sich von seinem Innensenator informieren zu lassen, und 
habe dies vor allem vor dem Hintergrund der von mir jeden­
falls so eingeschätzten hoh~n politischen und sachlichen Bri­
sanz des Vorganges getan: also der Innensenator sollte 
umgehend und umfassend informieren. Zum zweiten habe 
ich gegenüber dem Regierenden Bürgermeister auch geäu­
ßert, daß ich es für zwingend halte - vor dem Hintergrund 
der Lage, in der sich die G 10-Kommission befindet, und vor 
dem Hintergrund der gesetzlichen Lage -, daß der Innense­
nator den Verfassungsschutzausschuß von diesen Vorgängen 
in Kenntnis setzt. Ich habe dann, nachdem dies die Unterre­
dung war, den Raum verlassen, und die beiden Herren haben 
dann, wie ich vermute, weiter miteinander geredet. 

Am 16. März habe ich dann die von Ihnen sicherlich auch in 
Ihren Unterlagen gesammelte Aktennotiz gefertigt, ... und 
habe in dieser Aktennotiz hier noch einmal meine Grundhal­
tung erläutert, indem ich formuliert habe, zuständig fLir die 
Kontrolle über die Tätigkeit des Landesamtes ftlr Verfas­
sungsschutz sei der Ausschuß ftlr Verfassungsschutz, der 
sich mit der Angelegenheit befassen sollte." 
(Wortprotoko!l vom 3.3. 94, S.l03) 

Zum weiteren Geschehen berichtete der Zeuge: 

.,Ich habe dann am 17. März einen Brief des Innensenators 
erhalten - wie die übrigen Mitglieder der G 10-Kommission 
auch-, in dem der Innensenator die G 10-Kommission auf­
gefordert hat, .,nun endlich" - so darf ich es einmal salopp 
sagen; ich kann das hier auch wörtlich zitieren - ,.den Vor­
gang zu beenden, damit er seinen Pflichten nachkommen 
kann ... Mich hat dieser Brief, so will ich mal sagen, in der 
Weise, wie er vorgetragen worden ist, doch etwas erstaunt, 
weil er sozusagen ein bißeben die Vorgänge, wie sie sich in 
den vorhergehenden Tagen und Wochen dargestellt haben, 
auf den Kopf gestellt hat - aber ich will das hier nicht näher 
bewerten. 

Druclü•cl!c 12/5949 

Wir haben dann in einer weiteren G 10-Sitzung das Notwen­
dige getan und die Aktivitäten diesbezüglich dann auch ein­
gestellt. Der Innensenator hat dann von sich aus in dieser Sit~ 
zung - nach eingehender Diskussion der G 10-Mitglieder 
übrigens - die notwendigen Schritte in Richtung auf die 
Information dieses Ausschusses herbeigeführt. ... " 
(Wortprotokoll vom 3. 3. 94, S. 103 f.) 

Nach Angaben des Zeugen Dr. Staffelt tagte die G 10-Kommis· 
sion das erste Mal im Jahr 1993 Ende Februar und das zweite Mal 
Ende März. Zur Sitzung im februar b~merk.te der Zeuge: 

.,Die Sitzung im Februar. Ende Februar, in der ist uns ja vom 
LfV der Bericht an den Senator fUr Inneres vorgelegt worden. 
Und in diesem Zusammenhang haben wir natürlich noch 
sehr viel umfänglichere Details des gesamten Vorgangs ken­
nenlernen dürfen. Und dies hat uns ja dann auch dazu veran­
laßt. an einzelnen Stellen, die eng begrenzt mit der G 10-Pro­
blematik. zusammenhängen, Fragen zu stellen, die, so denke 
ic~ eine G 10-Kommission sehr wohl stellen darf oder gar 
stellen muß." 
(Wortprotokoll vom 3. 3. 94, S. 108) 

5.1.1 Unte"ichtung des Ausschussesfür Vetfassungsschulz 

Der Zeuge Dr. Jiger sagte über den Zeitpunkt der Weitergabt! 
von Informationen an den Ausschuß flir Verfassungsschutz: 

" ... Aber ich kann Ihnen in geheimer Sitzung- und zwar mit 
Einzeldaten - nachweisen, daß der Senator fUr Inneres nach 
einem Bericht, den ich vom Landesamt nach der Mitteilung 
über die Verwicklung des Herrn D. in den Mordfall angefor­
dert habe - - Dieser Bericht ist am 16. Dezember 1992 beim 
Landesamt gefertigt worden, und danach hat es weitere 
Unterrichtungen gegeben ...... 
(Wortprotokoll vom 3. 3. 94, S. 29) 

Auf Nachfrage, warum man nach dem November 1992 noch 
einmal gewartet habe und der Verfassungsschutzausschuß erst 
am 22. April 1993 informiert wurde, antwortete der Zeuge: 

.,Ich kann mich jetzt nur auf das beschränken, was seinerzeit 
öffentlich gesagt worden ist. Öffentlich ist - wenn ich mich 
recht entsinne - der Innenausschuß über Dinge informiert 
worden, die am 17. September passiert sind .... Wir haben es 
als .,besonderes Vorkommnis" vorgetragen .... Danach ist 
die Soko .Mykonos" gebildet worden, und damit war die Ber­
liner Polizei aus den Ermittlungen heraus. Das BKA hat 
ermittelt. Wir hatten keine weiteren Erkenntnisse. .. 
(Wortprotokoll vom 3. 3. 94, S. 41) 

Er fLihrte weiter aus: 

"Zu dieser Frage kann ich in öffentlicher Sitzung ausfUhren, 
daß der Innensenator dem Verfassungsschutzausschuß über 
den Gesamtk.omplex, der dem Untersuchungsausschuß als 
Aufgabe vorgegeben ist. berichtet hat. Diese Berichte fußten 
auf Berichten des Landesamtes für Verfassungsschutz und 
sind von der Aufsichtsbebörde. das heißt von dem Referat 
AV E der Innenverwaltung, zusammengestellt worden aus 
den Berichten des Landesamtes fUr Verfassungsschutz. Diese 
Berichte liegen Ihnen vor. Sie gliedern sich in den ersten 
Bericht, der sich im wesentlichen mit der Tätigkeit des 
Landesamtes ftir Verfassungsschutz in dem hier genannten 
Komplex befaßte. Der Bericht fllr die zweite Sitzung ist sehr 
viel umfänglicher und beinhaltet auch Tätigkeiten, Erkennt­
nisse anderer Sicherheibbehörden, insbesondere auch der 
Berliner Sicherheitsbehürden, und beschreibt zusätzlich den 
Komplex der SI. 

Aus meiner Sicht -auch rückblickend heute -, wenn Sie sich 
die beiden Berichte vornehme~ die Ihnen als Unterlagen 
schrifilich vorliegen, dann ist daraus ersichtlich, daß sich die 
beiden Berichte ergänzen. Wenn man sie zusammen sieht, 
geben sie ein Bild, das auch nach heutiger Auffassung - aber 
das überlasse ich Ihrem Urteil auf Grund Ihrer bisherigen 
Ermittlungen -, geben sie den Sachstand zum damaligen 
Zeitpunkt - nämlich dies war im Mai 1993, also der letzte 
Bericht im VSA -. so wieder. wie er sich eigentlich auch 
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heute noch darstellt, auch unter Berücksichtigung eines 
parallel laufenden Strafverfahrens. Dies kann ich in öffent­
licher Sitzung so sagen. 

Zu Fragen, die Einzelmaßnahmen des LfV in bezug auf eine 
bestimmte Person oder andere Personen angehen, kann ich­
wie Sie wissen - nur in geheimer Sitzung berichten." 
(Wortprotokoll vorn 3. 3. 94, S. 2 f.) 

Auf Nachfrage ergänzte er; 

.,Sie mögen das so beurteilen, daß zwischen dem 17. Septem­
ber (gemeint: 1992) und der Verfassungsschutz-Ausschußsit­
zung am 22. April (gemeint: 1993) ein sehr großer Zeitraum 
lag. Ich kann Ihnen wirklich eindeutig - und Sie wissen es 
eigentlich, weil Sie die Unterlagen haben - belegen, was in 
dieser Zeit an Aufklärung betrieben worden ist - an Klarstel­
lung .... Ir..:h kann Ihre Frage nur so beantworten, daß die 
Zeiträume stimmen. Sie waren notwendig, und die Informa­
tion dieses Ausschusses ist in einer sehr umfassenden Weise 
in zwei Sitzungen - eine mit mündlichem Vortrag, eine mit 
einem sehr umfangreichen nachlesbaren schrintichen Vor­
trag - durch den Senator Hir Inneres erfolgt. .. ~ 

Und wenn Sie den zweiten Bericht einmal sehr gerrau lesen, 
dann unterscheiden sich beide Berichte nicht etwa dadruch, 
daß sie sich widersprechen und Fakten unterschiedlich dar­
stellen, sondern sie unterscheiden sich im Umfang, und das 
war der Wunsch des Ausschusses für Verfassungsschutz. Sie 
wollten eine umfassende Information auch von Tatbeständen 
außerhalb der Kompetenz des Landesamtes für Verfassungs­
schutz. Und so ist der zweite Bericht., zu dem ich mich jetzt 
bekennen kann, denn zu dem Zeitpunkt war ich wieder da, 
meinesErachtensein sehr umfassender, auch ein ftlr Sie sehr 
informativer. Da war nichts scheibchenweise, das würde ich 
aber wirklich bestreiten wollen." 
(Wortprotokoll vom 3. 3. 94, S. 43-45) 

Abschließend äußert der Zeuge: 

,.Ich kann hier ganz abstrakt sagen, daß die Innenverwaltung 
auch in diesem Fall bemüht war, den VSA, den Verfassungs­
schutzausschuß, so früh und so umfassend zu informieren, 
wie ihr dies möglich war, daß es aber bei unterstellter Kolli­
sion mit einer anderen Kommission hier Zeitabläufe gab. die 
nur zu erklären sind, wenn wir im einzelnen die Daten - und 
das kann ich nur in geheimer Sitzung- einer anderen Institu­
tion durchgehen mit Ladungsfristen usw .... " 
(Wortprotokoll vom 3. 3. 94, S. 62) 

5.1.3 Envägungen zur lriformationspjlicht des Senators 

Zum Verhältnis der Informationspflicht des Innensenators 
nach § 35 LfVG und der Behandlung einer Ang_elegenheit in der 
G 10-Kommission vertrat der Zeuge Dr. Jäger die Ansicht: 

.,Nach dieser Rechtslage bleibt die G 10-Kommission so 
lange flir einen G 10-Fall zuständig, bis sie ihre Entschei­
dung über die Unterrichtung endgültig getroffen hat." 

Frage: 

.,Kann man dem entnehmen, daß nach dieser Auffassung 
eine G 10-Maßnahme solange keine besondere Bedeutung 
im Sinne von § 35 des Verfassungsschutzgesetzes hat. bis sie 
beendct ist oder bis die G 10-Kommission meint, daß sie nun 
in ihrer Kompetenz beendet ist?" 

Antwort: 

.,Grundsätzlich ja! Allerdings besteht für die G 10-Kommis­
sion die Möglichkeit, der Innenverwaltung, dem Senator fU.r 
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Inneres, freizus(ellen, ob er den Verfassungsschutzausschuß 
informiert. Da gibt es sicher gar keine Probleme, denn die 
Zuständigkdten sind nicht so abschließend, daß der Senator 
gehindert wäre, etwa bei der G 10-Kommission einzukom­
men und zu sagen: Ihr habt die Entscheidung über die Nicht· 
Unterrichtung noch nicht getroffen. Ich mö~.:hte aber in den 
Verfassungsschutzausschuß." 

(Wortprotol.oll vom 3. 3. 94, S. 4 f.) 

Es bestehe also eine Spezialzuständigkeit der G IO~Kommis­
sion, wonach sie' die Möglichkeit habe, sich einen Fall vorzube­
halten und ihr insoweit zunächst Vortritt zu lassen sei (Zeuge Dr. 
Jäger, Wortprotokoll vom 3. 3. 94, S. 21). 

Auf Nachfrag<! stellte er klar: 

.,Es gibt keine Ausschließlichkeit! Wenn sich bei einer G 10-
Maßnahme ein besonderes Vorkommnis ereignet, dann ist 
das selbstverständlich auch von dem Begriff des§ 35 Absatz 1 
mit umfaßt." 

(Wortprotol:oll vom 3. 3. 94, S. 23) 

Der Zeuge Dr. Staffelt meinte zu dieser Frage: 

"Ich betone no,::h einmal, daß es für mich jedenfalls nicht 
zwingend ist, daß-zumal die Maßnahme ja nicht stattgefun~ 
den hat - erst die eine Institution und dann die andere sich 

-mit dem Thema befassen kann. sondern daß hier durchaus 
eine Parallelität nach entsprechender Rechtsauffassung des 
zuständigen Senators hätte hergestellt werden können, ohne 
daß die Arbeit des einen oder anderen in irgendeiner Weise 
behindert worden wäre." 

(Wortprotokoll vom 3. 3. 94, S. 107) 

Der Zeuge Landowsky sagte in seiner Eigenschaft als Vorsitzen-
der der G 10-Kommission aus: 

.,Das Spannungsverhältnis zwischen den Informationen in 
der G 10-Kommission und dem Informationsbedürfnis und 
dem Informationsrecht des Parlaments haben wir bisher ein­
vernehmlich - und ich auch als Vorsitzender - so beurteilt, 
daß der Innensenator - nicht die G 10-Kommission -. die 
Innenverwaltung verpflichtet ist, den Verfassungsausschuß 
summarisch über abgelaufene Überwachungssituationen 
und ~falle Zll unterrichten, und zwar jeweils nach Abschluß 
der Maßnahme. damit der Zweck der Maßnahme nicht 
gefahrdet wird. Nun kann immer eine Frage auftreten, Herr 
Vorsitzender: Wann ist eine Maßnahme abgeschlossen?" 

(Wortprotokoll vom 3. 3. 94, S. 82) 

Über diese Frage ., Wann ist eine Maßnahme abgeschlossen?" 
sei in der G 10-Kommission auch diskutiert worden, allerdings 
ohne zu einem abschließenden Ergebnis zu gelangen (Zeuge Lan­
dowsky, Wortprotokoll vom 3. 3. 94, S. 83) . 

5.2 Zu Frage 2: 

Hat das LfV g~~genüber dem Innensenator Bedenken gegen die 
Behandlung der G 1 0-Maßnahme Darabi im Verfassungsschutz­
ausschuß geäußert? 

Die dem Unwrsuchungsausschuß dazu vorliegenden Erkennt­
nisse beruhen auf ßcwei:sunterlagen, die VS-Geheim eingestuft 
sind und deshalb im Bericht nicht berücksichtigt werden konnten. 

Keiner der Zeugen hatjedoch in öffentlicher Sitzung ausgesagt, 
daß das LfV sich dagegen ausgesprochen hat, den Ausschuß ftir 
Verfassungsschu.tz zu informieren. 
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n. 
Abweichender Bericht gemäß § 19 Absatz 2 UntAG 

A. der Abgeordneten Rcnate Künast (Bündnis 90/Grüne). dem sich der Aba:eordnete Dr. Rolr-Petcr Lange (F.D.P.) 
und der Abgeordnete Htdmut Hildebrandt (SPD) angeschlossen haben 

Zu den einzelnen Komplexen des Untersuchungsauftrages hat 
die Beweisaufnahme nach Auffas.sun& der Fraktion Bündnis 
90/Grüne(AL)/UFV abweichend zum Bericht ergeben: 

Zu Komplex I.: 

Innensenator: 

Obwohl seit Sommer 1991 ein a:esetzlicher Auftraa: zur Bildune 
einer G-10-Stclle bestand, wurde diese bis zum September 1992 
nicht elna:erlchtet. 

Die Beweisaufnahme ha1 erg_eben._ daß_ der _Senator die Ver~ 
pflichtung aus dem G-10-Gesetz, dem Abgeordnetenhaus schrift­
lich über den notwendigen technischen und personellen Bedarf 
ffir die G-10-Arbeit des Amtes zu berichten, nicht umsetzte. 
Ledi&lich ein entsprechender Entwurf des Landesamtes mit 
Datum vom IO.Juni 1991, der jedoch keine weitere Bearbeitung 
erfuhr~ war in den von der Senatsverwaltung für Inneres zur Ver­
fügung gestellten Unterlagen aufzufmden. 

Der Innensenator war anwesend, als arn 5. November 1991 der 
Hauptausschuß eine Stellensperre für das LfV beschloß. Ein Hin­
weis des Senators auf das G-10-Gesetz. die damit verbundenen 
neuen Aufgaben und einen entsprechenden Personalbedarf vor 
Fertigstellung des sogenannten Boeden-Gutachtens ist nicht 
erfolgt. 

Die Beweisaufnahme hat ergeben, daß dieses Verhalten ursäch­
lich war flir die Unterbrechung der vom Amt betriebenen Ein­
richtung der G-10-Stelle. 

Die Nichteinrichtung der G-10-Stelle hatte zur Folge, daß sich 
auch die Gewinnung fremdsprachiger Vorauswertee verschob und 
in den zuständigen Referaten des LfV monatelang keine G-10-
Anträge erarbeitet wurden. Erste Entwürfe für G-10-Anträge wur­
den erst im August 1992 vorgelegt. 

Die Beweisaufnahme hat eindeutig ergeben, daß die Innenver­
waltung keine zutreffenden Kenntnisse bzgt. des Ablaufes bei 
G-10-Maßnahmen hatte. Sie hat sich darauf verlassen, daß G-10-
Maßnahmen mit Hilfe des G-10-Verbundes vom Bundesamt 
durchgeführt werden. Dabei muß aus den erhobenen Beweisen 
geschlossen werden, daß_ der lnnenv_e_rwaltung_ ilie Sach· und 
Rechtslage nicht klar war. Noch im Sommer 1992 fragte man beim 
Landesamt nach der Anzahl der G-10-Maßnahmen, die das 
Bundesamt für Verfassungsschutz im Weee der Amtshilfe für Ber­
lin durchführe. 

Der Zeug.e Hecketmann machte zu den einzelnen Komplexen 
seine Auss8j:en nicht aus der Erinnerung der eigenen Wahrneh­
mung, sondern indem er vorgefertigte Vermerke verlas. 

Detailfragen zu einzelnen Komplexen wurden nicht beantwor­
tet, er verwies auf seine insgesamt verlesene .,Aussage•. 

Landesamt für Verfassunesschutz (LIV): 

Die Beweisaufnahme eq:ab, daß auch im Amt nur Teilprobleme 
(Dolmetscher, Abhörtechnik .•• ) betrachtet wurden. Die sachge­
rechte Bearbeltuna: als Gesamtkomplex kam folglich zu kurz. 

Die Amtsflihrung teilte z. B. nicht mit, daß durch den Abzug 
der Sachbearbeiterstelle flir Ausländerextremismus in die Innen­
verwaltung eine Sicherheitslücke entstand. Nur einmal wurde die 
bestehende Dringlichkeit zur Einrichtung einer G-10-Stelle durch 
das Amt schrilllieh mitgeteilt. in weiteren Schreiben zur Stellen­
problematik jedoch nicht mt!hr ;:~,ufgerührt. 

Zu Komplex 11.: 

Innensenator: 

Die Beweisaufnahme ereab, daß der Innensenator \'Or dem Atten­
tat ausfUhrlieh Uber die Gefiihrlichkeit Darabis informiert war. 
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Der Senator gab an, daß er vor dem Attentat keine Informatio­
nen über Darabi mit seinen Bezügen zum Jfykonos-Attt>ntat hatte. 
Dem gegenüber sieht die Aussage des Zeugen Annußek, der 
angab, daß der Senator vor dem Attentat über die Person Darabi 
informiert war. 

Die Beweisaufnahme hat ergeben. daß nachträglich veNui!ht wird, 
die Gefährlichkeit Darabis herunterzustufen. 

Die in der Beweisaufnahme ~:eäußerte EinschäU:une, m11n habe 
Darabi vor dem Attentat nichr rtir einen .,praktizlercnd('n Tnrorl­
sten" gehll.lten, findet keine Bestätia:un~: in den zur Verrtigung 
gestellten Unterlagen. 

Auch in der vom Landesamt Hi.r Verfassungsschutz zur Person 
Darabi eingerichteten Personenakte finden sich keine Erwägun­
gen darüber, daß er zwar als Gefahrder eingeschätzt wurde, ihm 
aber wegen seiner Kontakte zu Botschaftern konkrete terroristi­
sche Handlungen nicht zugetraut wurden. Für die Au'5sagen, die 
Gefährlichkeit der Führungsperson Darabi sei geringer einzu­
schäU;en als die der ihm nachgeordneten Personen, zu deren Auf­
gabe z. B. die konkrete Durc.::hftihrung von Mordanschlägen 
gehört, finden sich in den Akten keine Belege. 

Vielmehr setzte der G-10-Antrag vom Septemb~r 1992 gerade 
voraus, daß es sich bei der Person Darabi um einen ,.praktizieren­
den Terroristen" handeiL 

Die Voraussetzungen werden in § 2 des .. Gesetzes zur 
Beschränkung. des Brief-~ Post- und Fernmeldegeheimnisses 
(Gesetz zu Artikel 10 Grundgesetz}" abschließend geregelt: 

.,Beschränkungen ( ... ) dürfen ( ... ) angeordnet werden, 
wenn tatsächliche Anhaltspunkte fU:r den Verdacht besteht:n, 
daß jemand 

1. ( ... ), 

2. ( ... ), 

3. Straftaten des Landesverrats und der Gefahrdung der 
äußeren Sicherheit (. .. ). 

4. ( ... ), 

5. Straftaten gegen die Sicherheit der in der Bundesrepublik 
Deutschland stationierten Truppen (. .. ), 

6. Straftaten nach § 129 a des Strafgesetzbut.'hes oder 

7. Straftaten nach § 92 Abs. t Nr. 7 des Ausländergesetzes 

plant, begeht oder begangen hat. ( ... )" 

Die Beweisaufnahme konnte keine Maßnahmen tur Umsetzung 
der Schwerpunktsetzune. "Ausländerextremismus" feslstt>llt>n, wie 
sie im Februar 1992 auf der Auswerter· und Beschaffertagung sowie 
Im April 1992 durch eine Sonderamtsleiterfllgung hl''l>Ch1o\\l'n 
wurde. 

Landesamt flir Verfa.ssune.ssdmtl (LfV): 

Zur nachträ&J_ichen Herab!.lufung der Gefährlichkelr Darabis: 
siebe Innensenator Komplex II. 

Polizeilicher Staat'ischutz: 

Nach Überzeugune. der Fraktion Bündnis 90/GrUne hat die 
Beweiserhebung ergeben, daß auch der Polizeiliche Staatsotchutl 
Darabi in seiner Gerährlichkcil 'or dem Untersuchungr,;auotsl'huß 
nachträglieb herabstufte. 

Die Aussage, daß Darabi von seiner bi.s zum Attentat bekannt­
gewardenen Vorbelastung für den Staatsschutz ein Nobody und 
nicht sicherheitsrelevant war. ist wenig glaubwürdig. Sie steht im 
Widerspruch dazu. daß der Polizeiliche S!aatsschutz gerade auf­
grund von Erkenntnissen über Darabis Gefahrliehkeil drei 
Gefahrdergespräche -zuletzt im Februar 1992 - mit ihm durch­
flihrte. 
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Zu Komplex 111.: 

Innensenator: 

Die Beweisaufnahme hat ergeben, daß der Innensenator keine 
koordinierenden Maßnahmen zwischen Innenverwaltung', LfV und 
Polizeilichem Staatsschutz ergriffen bat. Die Beweisaufnahme hat 
insbesondere keine Koordinationsmaßnahmen bezüglich der Ein­
richtung der G-10-Stelle, in bezugauf die Bekämpfung des irani­
schen Staatsterrorismus, der Person Darabi sowie bei der Vorberei­
tung des SI-Kongresses feststellen können. 

Initiativen des Senators für Inneres wurden durch die Beweis­
aufnahme nicht belegt. Er stattete dem LfV keinen Antrittsbe­
such ab, sondern hat dieses Amt in Zusammenhang mit dem 
Mykonos-Vorgang am 6. Mai 1993 erstmalig betreten, alsO mehr 
als zwei Jahre nach Amtsantritt. 

Gegenüber dem Amtsleiter des LfV äuße_rte der Senator nicht, 
daß er ein eigenes Interesse an der Problematik habe. Er 
bestimmte den Staatssekretär als Kontaktperson. Er delegierte die 
Kontrolle und ging davon aus, ~aß ihm berichtet wird. 

Es existieren keine Vermerke darüber, daß der Senator bet.üg­
lich des untersuchten Themenbereichs Vorgaben machte. Nur 
ausnahmsweise war in den gesamten Unterlagen zu allen fünf 
Themenkomplexen, so auch bezüglich der vom Amt gefertigten 
Berichte, das Abzeichnungskürzel des Senators zu finden. 

Soweit ein Teil der Zeugen angibt, der Senator habe inhaltliche 
Vorgaben im Rahmen der Leitungsrunde oder bei anderen Rück­
sprachen und zu Einzelvorgängen gemacht, hat die Beweisauf­
nahme dazu keine Belege in den Akten gefunden. Ebenfalls exi­
stieren keine Vermerke über inhaltliche Gesprächsrunden_ zwi­
schen Senator und LfV zu den für den Untersuchungsausschuß 
relevanten Themen wie: Befiihigung zur Durchflihrung von G-10-
Maßnahmen, Ausländerextremismus/-terrorismus oder Vorbe­
reitung der Tagung der Sozialistischen Internationale im Septem­
ber 1992. 

In der Beweiswürdigung ist davon auszugehen, daß folglich 
inhaltliche Vorgaben auch nicht erfolgt sind, denn diese hätten 
bei ordnungsgemäßer Amtsführung in Vermerke münden müs­
sen. 

Zu Komplex IV.: 

lnnensenator: 

Die Beweisaufnahme konnte keine Maßnahmen zur Vorbereitung 
des SI-Kongresses feststellen, die durch den Senatol:' ffir Inneres 
vorgenommen wurden. 

Entgegen der durch den Senator jm_ Unte_r_suchungsausschJJß __ 
getroffenen Einschätzung, es habe keine Gefahrdungserkennt­
nisse gegeben, hat die Beweisaufnahme _Hinweise festgestellt. 
Zum Beispiel wird in der Lagemeldung vom 14. September 1992 
auf den hoht:n Angriffswert des israelischen Ministerpräsidenten 
für palästinensische und schiitische Terrororganisationen sowie 
auf mögliche Störungen durch deutsche rechtsextremistische 
bzw. ausländerfeindliche Tätergruppen hingewiesen. 
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Polizeilicher Staatss(·hutz: 

Die Beweisaufnahme hat festgestellt. daß die Behauptung dt.•s 
Staatsschutzes, er habe innerhalb der Polizei eine Oberprüfung der 
Teilnehmerlisten vorgenommen, nicht glaubwürdig ist. Bei ord­
nungsgemäßer Amtsfiihrung müßten schriftliche Anfragen b1.w. Ver­
merke über müllldliche Anfragen und ihre Ergehnissi' E"'!Cistierrn. 
Solche VermerkE: sirltd in den Unterlagen des -llntersu('hungsaus­
schusses nicht vorhanden. 

Zu Komplex V.: 

lnnenscnator: 

Die Zeugenanhörung ergab, daß der Innensenator die G-10-Kom­
~isslon nicht unverzüglich informierte. Entgegen seiner Ver­
pOlchtung aus § 35 LfVG-Berlin informierte er auch den Verfas­
sungsschutzauss,:huß weder unverzüglich noch aus eigenständiger 
InitiatiYe, soudem erst auf nachdrückliche Forderung der G-10-
Kommission. 

So hat dje Be-weisaufnahme ergeben, daß die G-10-Kommis­
sion erst Ende Dez(:mber 1992 informiert wurde, als eine Befas­
sung mit dieser G-IO-Maßnahme unumgänglich wurde, da die 
drei Monate nach Beantragung der G-10-Maßnahme abgelaufen 
waren. 

Durch die G-lO~Kommission wurde im März 1993 ein 
Gespräch mit dem bis dato uninformierten Regierenden Bürger­
meister Diepgen initiiert und gefordert, den Ausschuß flir Verfas­
sungsschutz zu unt·~rrichten. Einen Tag nach diesem Gespräch 
formulierte der Senator für Inneres ein Schreiben an die G-IOR 
Kommission, in dem er diese aufforderte, den Sachverhalt ftir 
eine Information d1~s Verrassungsschutzauss~,;huß freizugeben. 

Erst danach. insgesamt 6 Monate nach der Verhaftung Darabis, 
unterrichtete der Senator den Ausschuß. 

Laut Zeugenaussagen wurde der Ausschuß flir Verfassungs­
schutz so spät informiert, weil rechtliche Unklarheit darüber 
bestand, ob der Verfassungsschutzausschuß paralld zur G·IO­
Kommission informiert werden könne oder ob er erst unterrich­
tet werden dürfi~. wenn die G-10-Kommission den betreffenden 
Vorgang freigibt. 

Diese Zeugenaussage ist unglaubwürdig, denn: 

Aus den dem Untersuchungsausschuß zur Verfügung gestell­
ten Unterlagen ·~rgibt sich aber, daß durch den Senator fLir Inne­
res keine Oberlegungen über den Informationsvorrang der G-10-
Kommis"iion an~:estdlt wurden. Es existiert kein Vermerk, der 
erwägt oder begründet, daß es sich bei dem Mykonos-Vorgang 
und seinen Bezügen zu den Berliner Sicherheitsbehörden nicht 
um einen Vorgang gemäß § 35 LfVG handelt. 

In der Beweisaufnahme wurde festgestellt, daß weder das 
Landesamt, noch die G-10-Kommission jemals von einem Infor­
mationsvorrang der Kommission vor dem Ausschuß ausgegangen 
sind. 
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B. Abweichender Teilbericht gemäß § 19 Abs. 2 Untersuchun,sauss('huße;esetz (UntAG) 

der Fraktion dor CDU 

Komplex r 
Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme ist festzuhalten, daß 

dem Senator für Inneres bzw. der Innenbehörde kein Versäumnis 
im Hinblick auf die Einrichtung und Ausstattung der G~IO~ 
Stellen beim Landesamt für Verfassungsschutz (LfV) vorgewor­
fen werden kann. 

Der Senator bzw. die Innenbehörde konnte nach dem Ergebnis 
der Beweisaufnahme bis Mitte 1992 davon ausgehen, daß die im 
Bereich des UV notwendigen G~IO-Maßnahmen seit Wegfall der 
alliierten Rechte vom Bundesamt fUr Verfassungsschutz (BfV) im 
Wege der Amtshilfe durchgeführt werden (Seite 25). Ein Schrei­
ben des BfV vom Dezember 1991, welches die Einstellung der 
G-1 0-Maßnahmen zum Jahresende 1991 mitteilt, erfuhr beim LfV 
offensichtlich bis 1992 keinerlei Bearbeitung. Insbesondere 
v:urde weder der FaL;haufsicht, noch dem zuständigen Staats­
sekretär, noch dem Senator von der Existenz eines solcht:n 
Schreibens und dem Inhalt dieses Schreibens bis Mitte Septem~ 
ber 1992 Mitteilung gemacht (Seite 26). Die Gründe hierftir 
konnte der Amtsleiter Annußek trotz intensiver Befragung nicht 
erläutern. 

Weiterhin hatte die Innenbehörde unverzüglich die Auflage 
ertlillt, die sogenannte aufgabenkritische Untersuchung des LfV 
(auch im Stellenbereich) über das sog. Boedengutachten durch­
zufUhren (Seite 13). 

Zum anderen wurden in ErfLillung der Empfehlungen dieses 
Gutachtens die deutschspracbi2,en Vorauswerterstellen intern aus~ 
geschrieben und hätten trotz der qualiftzierten Stellenbeset­
zungssperre des Parlaments im Wege des sog. Sonderauftrages 
durch den Leiter des Landesamtes besetzt werden können 
(Seite 14). Ferner hat die Beweisaufnahme ergeben~ daß die 
Besetzung von Vorauswerterstellen deshalb unterblieb, weil dem 
Direktor des UV (Vergütungsgruppe B 5!) die rechtli-che Mög­
lichkeit eines solchen Sonderauftrages schlechthin nicht bekannt 
war (Seite 15). 

Maßnahmen zur Rekrutierung von Vorauswertern im fremd­
sprachlieben Bereich wurden vom LN bis Mitte 92 nicht unter· 
nommen. Dies wäre jedoch zwingende Voraussetzung zur Durch­
fUhrung einer G~IO~Maßnahme im tatsächlichen Bereich 
gewesen. 

Der Wunsch des Amtsleiters nach Besetzung weiterer Stellen 
bezog sich vornehmlich auf Pfdrtnerste11en (Seite 14). 

Soweit es die technische Ausstattung des LfV angeht, hat die 
Beweisaufnahme ergeben~ daß infol,ge einer entsprechenden 
schriftlichen Mitteilung des Leiters des LfV die Senatsverwaltung 
davon ausgehen mußte, daß bis Ende 1992 das LfV in der Lage 
war, unter Inanspruchnahme der technischen Amt~hilfe des BfV, 
G-10-Maßnahmen durchzuführen. 

Komplex II 

Die Beweisaufnahme hat ergeben, daß eine Abschiebung des 
mutmaßlichen Haupttäters Kazem Darabi nur de~halb im Jahr 
1989 unterblieb. weil die sog. (die Ausweisung regelnde) ,. Wei­
sung 20• des seinerzeitigen Innensenators Pätzold derart mißver~ 
ständlich formuliert war, daß der zuständige Sachbearbeiter noch 
bei der Anhörung durch den Ausschuß die Meinung vertrat, diese 
Weisung schließe eine Abschiebung zum damaligen Zeitpunkt 
aus (Seite 18). 

Das Jahr 1989 betraf die Amtszeit des sogenannten Momper~ 
Senats. 

Eine Abschiebung innerhalb der Amtszeit des amtierenden 
Senators war wegen der zwischenzeitlich erfolgten Änderung des 
Ausländergesetzes, das hier zwingend anzuwenden ist, nicht 
mehr möglich (Seite 18). 

Die Beweisaufnahme ergab keinerlei Anhaltspunkte daflir, daß 
dem Senator eine etwaige Verbindung Darabis zu terroristischen 
Kreisen vor dem Attentat bekannt war (Seite 19120). Dies gilt 
auch flir die !nnenbehörde. Dies konnte deshalb nicht bekannt 
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sein~ da die Anforderung der Ausländerakte Darabis im Zusam­
menhang mit einem Ermittlungsverfahren gegen einen Dritten 
wegen eines Sprengstoffvergehens von der Ausländerbehörde 
weder der Fachaufsicht, noch dem Senator fUr Inneres mitgeteilt 
wurde. 

Ferner ergab die Auswertung der Zeugenaussagen eindeutig, 
daß auch von den Bundessicherheitsbehörden eine Bewertung 
Darabis als Terrorist nicht gegeben war, woflir es auch tatsächlich 
keine Anhaltspunkte gab (Seite 21). 

Komplex m 
Die Befragung der Zeugen ergab, daß es ständig, beinahe 

wöchentlich Kontakte zwischen der Leitung des LfV und der 
Senatsverwaltung gab (Seite 28). 

Insbesondere die Befragung des Zeugen Annußek ergab, daß 
diese Kontakte - er bestätigte die Zahl 60, filr die Jahre 91/92 -
gut funktionierten (Seite 27). Im Wege der Aufgabenteilung zwi~ 
sehen Senator und seinen Staatssekretären wurden die regelmäßi­
gen Besprechungen mit dem Landesamt insbesondere von dem 
Staatssekretär Dr. Jäger vorgenommen. Die Besprechungsergeb­
nisse wurden jeweils in die Leitungsrunde (Senator und Staats­
sekretäre) eingebracht (sogenanntes Sturzbürger-Modell). 

Ferner ergab die Beweisaufnahme, daß es auch mehrere direkte 
Besprechungen zwischen dem Senator und dem Leiter des LfV 
gab und es jedem Behördenchef (hier handelt es sich um Position 
Besoldungsgruppe 5) selbstverständlich möglich war, Punkte von 
wesentlicher Bedeutung direkt vorzutragen. Es konnte davon aus­
gegangen werden, daß einem derartig erfahr~nen Verwaltungsbe­
amten. wie dem Leiter des Landesamtes für Verfassungsschutz 
dieser Punkt auch bekannt war und er davon auch hätte Gebraudt 
machen können. 

Dies muß von einem so hochrangig dotierten und erfahrenen 
Beamten auch erwartet werden. 

Komplex lV 

Das Ergebnis der Beweisaufnahme hat eindeutig ergeben~ daß 
den Sicherheitsbehörden des Landes Berlin vom Veranshtller 
Sozialistische Internationale (SU erst nach dem erfol&ten Artentat 
die Anwesenheit der späteren Opfer zur Kenntnis gebracht wurde 
(Seite 37). 

Insbesondere ist nach den intensiven Zeugenanhörungen aus~ 
zuschließen, daß der Zeuge Pauk (SPD, Leiter des Sicherheitsbe­
reiches flir die Sozialistische Internationale) bei einer Bespre~ 
chung im Vorfeld der SI den dort Anwesenden und gesondert ver­
nommenen Polizeibeamten eine Teilnehmerliste, auf der die 
Namen der Opfer verzeichnet gewesen sein sollen. überrc:h::ht!'n 
wollte. 

Der Zeuge Pauk wirkte bei seiner Vernehmung extrem un­
sicher und sagte nachweislich auch insoweit die Unwahrheit, als 
er angab, daß die organisatorische Vorbereitung des Kongresses 
im wesentlichen bei der Zentrale in London vom dortigen Gene­
ralsekretär der SI durchgefUhrt würde. Dies wird im Schreiben 
des Generalsekretärs der SI (Seite 30) an den Ausschuß grund~ 
sätzlich in Abrede gestellt. 

Ein Versäumnis der Berliner Sicherheitsbehörden kann nach 
dem Ergebnis nicht darin gesehen werden, daß es k.eine geson­
derte Polizeidienstbesprechung gab~ da insofern keine Hinweise 
auf geplante terroristische Aktivitäten speziell im Ausländerbe· 
reich vorlagen und darüber hinaus für die vorab bekannten, mög­
licherweise gefährdeten Teilnehmer des Kongresses ausreichende 
Sicherheitsmaßnahmen angeordnet waren und durchgefLihrt wur­
den. 

Komplex V 

Schon aus der vorliegenden gesetzlichen Lage heraus kann 
dem Innensenator kein Vorwurf einer verspäteten Information 
des Verfassungsschutzes gemacht werden. Es gibt ein gesetzliches 
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Spannungsverhältnis zwischen der Informationspnicht gegenw 
über dem Ausschuß ftlr Verfassungsschutz (§ 35 Verfassungsw 
schutzausschußgesetz) und den Vorschriften nach d~~m sog. G~lOw 
Gesetz. Es dmfte die Information des Ausschusses nach der 
Gesetzeslage erst erfolgen, als die G-10-Kommission den ,.Vor­
gang Darabi .. als in ihrer Kompetenz abgeschlossen betrachtete. 
Die Information des Verfassungsschutzausschusses ist auch 
unverz~glich geschehen. 

Für die Fraktion der CDU 

Andreas G r a m 
(Sprecher) 

Drucksache 1215949 
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für 
des 

die verfahrensweise des 2. Untersuchungsausschusses 
Abgeordnetenhauses von Berlin - 12. Wahlperiode -

§ I 

Anwendungsbereich 

(r) Diese Geheimschutzordnung gilt für Verschlußsachen, die innerhalb des Abge­
?.rdnetenhauses entstehen oder dem Abgeordnetenhaus, seinen Ausschüssen, dem 
Altestenrat und dem Präsidium oder Mitgliedern des A.bgeordnetenhauses zugelei­
tet werden. 

(2) Für den Bereich der Verwaltung des Abgeordnetenhauses gilt die Verschluß­
sachenanweisung fUr das Land Berlin in der jeweils gültigen Fassung, soweit sich 
aus den folgenden Vorschriften nichts anderes ergibt. 

§ 2 

Verantwortung und Zuständigkeit 

Der Präsident ist für die ordnungsgemäße Durchführung der Geheimschutzordnung 
verantwortlich. Er kann Aufgaben nach der Geheimschutzordnung ganz oder teil­
weise auf einen leitenden Beamten der Verwaltung des Abgeordnetenhauses über­
tragen. 

§ 3 
Begriff der Verschlußsache 

(r) Verschlußsache (VS) ist alles, was im staatlichen Interesse durch besondere 
Sicherheitsmaßnahmen vor Unbefugten geheimgehalten werden muß. Dies gilt 
unabhängig von der Darstellungsform (z.B. fürSchriftstücke, Zeichnungen, Karten, 
Fotokopien, Lichtbildmaterial, Lochstreifen, Magnetspdcher, Bauwerke, Geräte 
und technische Einrichtungen sowie das gesprochene Wort). 

(2) Zwischenmaterial, das im Zusammenhang mit einer VS anfällt (VorentwUrfe, 
Stenogramme, Tonträger, Kohlepapier, Schablonen, Follien, Fehldrucke, Lösch­
papier und Farbbänder) ist ebenfalls VS im ·Sinne von 1'\bsatz r. 

§ 4 
Grundsätze 

(r) Über VS ist Verschwiegenheit zu wahren. VS dUrfen nicht an Unbefugte weiter­
gegeben werden. 
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(z) Jeder, dem eine VS anvertra~t oder zugänglich gemacht worden ist, trägt 
ohne Rücksicht darauf, wie die VS zu seiner Kenntnis oder in seinen Besitz gelangt 
ist, die persönliche Verantwortung für ihre sichere Aufbewahrung und vorschrifts­
mäßige Behandlung sowie für die Geheimhaltung ihres Inhalts gemäß derr Bestim­
mungen dieser Geheimschutzordnung. 

(3) Erörterungen über VS in Gegenwart Unbefugter und in der Öffentlichkeit sind 
zu unterlassen. 

(4) Uber VS dürfen keine T elefongesprär;he geführt werden. Telefongespräche 
mit VS-VERTRAULICH oder VS-NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH eingestuftem 
Inhalt dürfen ausnahmsweise geführt werden, wenn die sonstige Erledigung der 
Angelegenheit einen unvertretbaren Zeitverlust bedeuten würde; in diesem Falle 
sind die Gespräche so weit wie möglich so zu führen, daß der Sachverhalt Dritten 
nicht verständlich wird. 

(s) Niemand darf sich dadurch zur Preisgabe von VS von Unbefugte verleiten 
lassen, daß diese sich über den Vorgang unterrichtet zeigen. 

(6) Die Pflicht zur Geheimhaltung gilt auch fürdie Zeit nach dem Ausscheiden 
aus dem Abgeordnetenhaus. 

§ 5 
Geheimhaltungsgrade 

VS sind je nach dem Schutz, dessen sie bedürfen, in folgende Geheimhaltungsgrade 
einzustufen: 

r. STRENG GEHEIM, . 
wenn die Kenntnisnahme durch Unbefugte den Bestand der Bundesrepublik Deutsch­
land oder eines ihrer Länder gefährden kann. 

2- GEHEIM, 
wenn die Kenntnisnahme durch Unbefugte die Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland oder eines ihrer Länder gefährden, ihren Interessen oder ihrem 
Ansehen schweren Schaden zufügen kann. 

3· VS-VERTRAULICH, 
wenn die Kenntnisnahme durch Unbefugte für die Interessen oder das Ansehen 
der Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer Länder schädlich sein kann. 

4· VS-NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH, 
wenn die Kenntnisnahme durch Unbefugte für die Interessen oder das Ansehen 
der Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer Länder nachteilig sein kann. 
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§ 6 
Bestimmung und Änderung der Geheimhaltungsgrade 

(r) Die herausgebende Stelle bestimmt den Geheimhaltungsgrad der VS. Er ist 
auch für die Behandlung innerhalb des Abgeordnetenhauses verbindlich. 

(2) Bei VS, die innerhalb des Abgeordnetenhauses entstehen, sind herausgebende 
Stellen: 

- der Präsident 

- die Ausschüsse und 

- weitere vom Präsidenten ermächtigte Stellen. 

Für die Einstufungen durch diese Stellen gelten die Absätze 3 bis 7· 

(3) Von Einstufungen in einen Geheimhaltungsgrad ist nur der notwendige Gebrauch 
zu machen. Der Geheimhaltungsgrad einer VS richtet sich nach ihrem Inhalt und 
nicht nach dem Geheimhaltungsgrad des Vorgangs, zu dem sie gehört oder auf 
den sie sich bezieht. Ein Schriftstück mit VS-Anlagen ist mindestens so hoch 
einzustufen wie die am höchsten eingestufte Anlage. Ist es wegen seiner Anlagen 
eingestuft oder höher eingestuft; so ist darauf zu vermerken, daß es ohne Anlagen 
nicht mehr als VS zu behandeln oder niedriger' einzustufen ist. 

(4) Innerhalb der Gesamteinstufung einer VS können d(:ut[ich feststellbare Teile, 
z.B. Teilpläne, Abschnitte, Kapitel oder Nummern niedriger oder nicht eingestuft 
werden. 

(5) Die herausgebende Stelle hat den Geheimhaltungsgrad einer VS zu ändern 
oder auf~yheben, sobald die Gründe für die bisherige Einstufung weggefallen sind. 
Von der Anderung oder Aufhebung hat die herausgebende Stelle, soweit seit der 

·Herausgabe der VS nicht mehr als dreißig Jahre vergangen sind, alle Empfänger 
der VS schriftlich zu benachrichtigen. 

(6) Ist die Einstufung einer VS von einem bestimmten Zeitpunkt ab oder mit dem 
Eintritt eines bestimmten Ereignisses nicht mehr oder nicht mehr in dem ursprüng­
lichen Umfang erforderlich, so ist dies auf der VS zu bestimmen. 

(7) Der Geheimhaltungsgrad VS-NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH ist nach dreißig 
Jahren aufgehoben, sofern auf der VS nichts anderes bestimmt ist. Die Frist be­
ginnt am r. Januar des auf die Einstufung folgenden Jahres. 

§ 7 
Kennzeichnung und Vervielfältigung von VS 

(r) Die Kennzeichnung von VS, die innerhalb des Abgeordnetenhauses entstehen, 
und die Vervielfältigung (Kopien, Abdrucke, Abschriften, Auszüge usw.) aller VS 
erfolgen ausschließlich durch die Verwaltung des Abgeordnetenhauses. 

(2) Liegt gern. § 9 Abs. r ein Geheimhaltungsbeschluß vor, so hat die Verwaltung 
des Abgeordnetenhauses dies auf der VS zu vermerken. 
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§ 8 
Kenntnis von und Zugang zu VS 

(r) Die Mitglieder des Abgeordnetenhauses können von VS Kenntnis ~_rhalten, soweit 
es zur Erfu!!ung ihrer parlamentarischen Aufgaben erforderlich ist. Uber den In­
halt einer VS des Geheimhaltungsgrades VS-VERTRAULICH und höher darf nicht 
umfassender und früher unterrichtet werden, als dies aus GrUnden der parlamenta­
rischen Arbeit unterläßlich ist. 

· (z) Besteht ein Geheimhaltungsbeschluß im Sinn des § 353b Abs. 2 Nr. I des Straf­
gesetzbuches bezüglich der VS nicht, so kann Zugang nur gewährt und Kenntnis 
nur gegeben werden, wenn der Abgeordnete unter Hinwei~ auf die Strafbarkeit der 
Geheimhaltungsverletzung zur Geheimhaltung förmlich verpflichtet worden ist. 
Die Entscheidung Uber den Zugang zu VS sowie die förmliche Verpflichtung erfolgen 
durch den Präsidenten. Die Entscheidungen sind aktenkundig zu machen. 

(3) Den Bediensteten der Fraktionen dürfen VS nur zugänglich gemacht oder zur 
Kenntnis gegeben werden, wenn sie im Auftrag eines im Sinne des Absatzes I 

Satz I Berechtigten handeln und wenn sie nach den Regelungen für die Sicherheits­
UberprUfung UberprUft sowie vom Präsidenten zum Zugang zu VS schriftlich ermächtigt 
und unter Hinweis auf die Strafbarkeit der Geheimnisverletzung zur Geheimhaltung 
förmlich verpflichtet sind. 

(4) Für Beamte der Verwaltung des Abgeordnetenhauses genügen die Sicherheits­
überprüfung und die schriftliche Ermächtigung. Für die sonstigen Bediensteten 
des Abgeordnetenhauses ist zusätzlich erforderlich, daß sie unter Hinweis auf 
die Strafbarkeit der Geheimnisverletzung zur Geheimhaltung förmlich verpflichtet 
sind. 

(s) Weiteren Personen dürfen VS außerhalb einer Sitzung des Abgeordnetenhauses 
oder eines Ausschusses nur mit Zustimmung der herausgebenden Stelle zugänglich 
gemacht oder zur Kenntnis gegeben werden, wenn sie sicherheitsüberprüft und 

-unter Hinweis auf die Strafbarkeit der Geheimnisverletzung zur Geheimhaltung 
förmlich verpflichtet sind. 

§ 9 
Behandlung von VS in Ausschüssen 

(r) Uber VS darf erst beraten werden, nachdem der Ausschuß die Geheimhaltung 
nach einem der § 5 vorgesehenen Geheimhaltungsgrade beschlossen hat. Der Be­
schluß verpflichtet auch Sitzungsteilnehmer, die nicht dem Ausschuß angehören. 
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(2) VS des Geheimhaltungsgrades VS-NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH können 
abweichend von Absatz I in nichtöffentlicher Sitzung (§ 26 Abs. 5 Satz 2 der 
Geschäftsordnung) beraten werden, wenn der Ausschuß den Abgeordneten durch 
Beschluß die Verpflichtung auferlegt, daß über den Inhalt der Beratungen nichts 
mitgeteilt werden darf, was zur Preisgabe des Inhalts der VS führen würde. 

{J) Bei Beratungen über VS der Geheimhaltungsgrade VS·-VERTRAULICH und höher 
dürfen nur Beschlußprotokolle angefertigt werden. Der Ausschuß kann jedoch 
besch,ließen, daß die Beratungen dem Inhalt nach festgehalten werden. 

(4) Das Protokoll über die Beratungen von VS wird vom Ausschuß entsprechend 
seinem Inhalt in einen Geheimhaltungsgrad nach § 5 eingestuft und ist entsprechend 
als VS zu behandeln. Hierüber ist gemäß Absatz r zu beschließen. Der Vorsitzende 
legt die Zahl der Exemplare fest. Soweit das Protokoll Gegenstände der Geheim­
haltungsgrade VS-VERTRAULICH und höher betrifft, darf es außer von den Mitglie­
dern und Beauftragten des Senats nur von Abgeordneten eingesehen werden, die 
gemäß § 8 Abs. I Zugang zu der VS erhalten können. 

(5) Werden VS des Geheimhaltungsgrades VS-VERTRAULICH und höher einem 
Ausschuß zugeleitet, so dürfen sie in der Sitzung längstens für deren Dauer ausge­
geben werden. § 11 Abs. 3 findet keine Anwendung. Die Rückgabe der VS ist 
in geeigneter Weise sicherzustellen. Bei Unterbrechung der Sitzung kann die Rückgabe 
unterbleiben, wenn die Überwachung des Sitzungsraumes sichergestellt ist oder die 
VS in einem im Sitzungssaal befindlichen VS-Verwahrgelaß (z.B. Stahlschrank) 
unter Verschluß gehalten werden. 

(6) Sitzungsnotizen Uber VS der Geheimhaltungsgrade STRENG GEHEIM und GEHEIM 
sind am Ende der Sitzung der VS-Rcgistratur zu Ubergeben. Dieser ist zugleich 
zu erklären, ob die Notizen zu vernichten oder zu verwahren sind. 

(7) Stellt sich erst im Laufe oder nach dem Abschluß der Beratungen heraus, 
daß die Beratungen als VS-VERTRAULICH und höher zu bewerten sind, so kann 
der Ausschuß die erforderlichen Sicherheitsmaßnahmen nachträglich beschließen. 

(8) Die Vorschriften der Absätze I bis 7 gelten für das Präsidium und den Ältesten­
rat entsprechend. 

§ IO 

Behandlung von VS in den Sitzungen des Abgeordnetenhauses 

Für die Behandlung von VS in den Sitzungen des Abgeordnetenhauses gilt § 9 
entsprechend. Artikel 30 Abs. 4 der Verfassung von Berlin bleibt unberührt. 
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so 

§n 
Aufbewahrung, Sicherung, Verwaltung, 

Beförderung, Archivierung und Vernichtung der VS 

(r) Alle dem Abgeordnetenhaus zugehenden oder im Abgeordnetenhaus entstehenden 
VS der Geheimhaltungsgrade VS-VERTRAULICH und höher sind der VS-Registr.atur 
zuzuleiten. Aufbewahrung, Sicherung, Verwaltung, Beförderung, Archivierung und 
Vernichtung der VS erfolgen durch die Verwaltung des Abgeordnetenhauses. 

(z) VS der Geheimhaltungsgrade STRENG GEHEIM und GEHEIM dürfen nur in 
einem vom Präsidenten bestimmten Raum eingesehen und bearbeitet werden. 
Alle Verschlußsachen einschließlich Notizen, Ablichtungen etc. sind vor Verlassen 
des Raumes der VS-Registr.atur zu übergeben. Die Notizen und Ablichtungen sind 
nach Abschluß der Beratungen von der VS-Registr.atur zu vernichten, es sei denn, 
daß eine weitere Verwahrung .ausdrücklich verlangt wird. 

(3) Die Einsichtnahme in VS der Geheimhaltungsgrade VS-VERTRAUUCH und 
höher ist .aktenkundig zu machen. 

(4) Verschlußsachen des Geheimhaltungsgrades VS-NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH 
sind unter Verschluß aufzubewahren. Dies ist nicht notwendig, wenn sie in Räumen 
aufbewahrt werden, zu denen Unbefugte keinen Zugang haben. 

(s) Tonträger sind nach bestimmungsgemäßer Auswertung sofort zu löschen. Von 
einer Löschung kann mit Genehmigung des Präsidenten abgesehen werden. 

§ !2 
Weitergabe von VS innerhalb des Abgeordnetenhauses 

. (I) STRENG GEHEIM und GEHEIM eingestufte VS dürfen nur von der VS- Registratur 
·ausgehändigt werden. Eine Weitergabe ist unzulässig. 

(z) STRENG GEHEIM und GEHEIM eingestufte VS sind in einem VS-Quittungsbuch 
nachzuweisen. 

(3) VS-VERTRAULICH eingestufte VS können gegen Quittung an zum Empfang be­
rechtigte Personen von Hand zu Hand oder mittels Einschaltung von Boten der 
Verwaltung des Abgeordnetenhauses weitergegeben werden. Bei Weitergabe ist 
die VS-Registratur unverzüglich in Kenntnis zu setzen; die Quittung ist ihr auszu­
händigen. 

{4) VS-NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH eingestufte VS werden ohne Quittung 
weitergegeben. 
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§ 13 
Mitnahme von VS 

(r) Die Mitnahme von VS der Geheimhaltungsgrade STHENG GEHEIM und GEHEIM 
aus den Häumen des Abgeordnetenhauses ist unzulässig (vgl. § r I Abs. 2). 

(2) VS des Geheimhaltungsgrades VS-VEHTHAUL!CH diirfen aus den Räumen des 
Abgeordnetenhauses nur mitgenommen werden, soweit dies aus GrUnden der parla­
mentarischen Arbeit zwingend notwendig ist. Bei der Mitnahme von VS des Geheim­
haltungsgrades VS-VERTRAUL!CH ist ~iJr die ununterbrochene sichere Aufbewahrung 
zu sorgen. Derartige VS dUrfen in der Offentlichkeit nicht gelesen werden. 

(3) Es ist unzulässig, VS in Kraftwagen zurückzulassen,, sie in Hotelsafes oder 
in Gepäckschließfächern und dgl. zu verwahren. Bei Aufenthalten im Ausland 
ist die VS nach Möglichkeit bei den deutschen Vertretungen aufzubewahren. 

§ 14 
Mitteilungspflicht 

Wird einem Abgeordneten bekannt oder schöpft er Verdacht, daß eine VS verloren­
gegangen ist, daß Unbefugte von einer VS Kenntnis erhalten haben oder daß Geheim­
schutzvorschriften verletzt wurden, so hat er den Präsidenten oder den Geheim­
schutzbeauftragten des Abgeordnetenhauses unverzUglich zu unterrichten. 
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An.la.ge 2 
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BUNDESAMT fÜR VERF:~SUNGSSCHUTZ 

Mä c 11-247-S-350 crzolV&/93 .. . ...... . 
y 

1. Generalbundesanwalt beim !JurnJ!~!.e]~ 
z. Hd. Herrn Bundesanwalt Dr . ..,._.,,.,. .... 

· Postfach 27 20 of 
!Al Mitglieder 

7500 Karlsruhe 0 Sprecher 

0 Vorsitzende(n) 

Betr.: 

s KÖLN 1, <knqr. April 1993 
Postfad1 10 20 50 Telefax (0221) 798365 
Fcrnll!-r (0221) 792- Telex 8882211 

~bgeordnetenhaus I 
Untersuchungsausschuß 

- 12. Wp. -

18. JUli 1994 

Dem Bundesamt für Verfassungsschutz liegen Erkenntnisse verschiedener, zuverlässig 

berichtender Quellen vor, die im Zusammenhang mit der o. a. Straftat zu sehen sind. 
Danach ergibt sich folgendes Bild: 

1. Kazem DARABI 

Der wegen Tatbeteiligung am Kurdenmord inhafti<~rte DARABI hält sich seit 

1980 in Deutschland auf. Er ist Führungsfunktionär des Berliner Mitgliedervereins 

der ''Union Islamischer Studentenvereine in Europa" (U.I.S.A) (siehe Ziffer 1.2) 

und unterhält als solcher eine intensive Verbindung zu der libanesischen, unter 

iranischem Einfluß stehenden HIZB ALlAH (siehe Ziffer 1.4), vor allem zu de­

ren Angehörigen in Berlin. DARABI steht in Verbindung zu einem iranischen 
Nachrichtendienst (siehe Ziffer 1.1). 

1.1.. Verbindune zu einem jranjschen Nachricbtendjenst 

Zuunindest seit Ende der achtziger Jahre ist Kazem DARABI als Agent des ira~ 
nischen Nachrichtendienstes "Vezarat-e · Ettalaat va Amniyat-e Keshvar" 

(VEV AK) (Ministerium für Information und Sicherheit - MOlS) tätig. 

Anmerlrune: 

Der iranische Nachrichtendienst -MOlS- hat im Iran den Status eines Mi­
nisteriums und ist damit Teil der Regierung. Der "Min~stc~r für Information und Si­
cherheit" ist ständiges Mitglied des von Präsident RAFSANDJANI geleiteten 
"Nationalen Sicherheitsrates", der die Richtlinien der Sicherheitspolitik nach innen 
und außen bestimmt; u.a. entscheidet er über die Durchflihrung von 
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Anschlagsvorhaben. Die im westlichen Ausland stationierten iranischen ND-An­
gehörigen gehören überwiegend dem MOIS an. 

1.1.1 Kazem DARABI stand u. a. zu dem iranischen Diplomaten 

Rassan DJAV ADY (JA V ADI) 

geb. 1961 in Teheran, 

in Verbindung, der in der Zeit vom 27. Februar 1987 bis 16. Oktober 1989 an der 

Iranischen Botschaft in Bonn tätig war. 

Bei DJAV ADY handelt es sich um einen Mitarbeiter des iranischen Nach­
richtendienstes MOlS, der in der Bundesrepublik Deutschland u. a. für die 

Beobachtung und Ausforschung der iranischen Opposition zuständig war. Er un­

terhielt im Auftrag des MOlS Kontakte mit nachrichtendienstlichem Hintergrund 

zu mehreren Angehörigen der U.I.S.A.. 

Im März 1990 suchte DARABI in d"er Botschaft des Iran einen Kontakt zu DJA­

VADY. Als dies nicht gelang, bat er um einen Kontakt zu DJAVADYs Nachfol­

ger, dem er die Ergebnisse seiner Ermittlungen berichten wollte. 

Anmerku~: 
DJAV AI) s ehema!i_ges Aufgabengebiet wurde ab Februar 1991 von dem an der 
Iranischen Botschaft m Bonn tätigen MOlS-Mitarbeiter Morteza GHOLAMI, geb. 
1959 in Behshahr, übernommen. 

Ferner unterhält DARABI auch Kontakte zu Angehörigen des iranischen Nach­
richtendienstes in Berlin (Ziffer 1.2). 

1.1.2 Im Rahmen seiner Tätigkeit für den iranischen Nachrichtendienst erhielt Kazem 

DARABI nachrichtendienstliche Aufträge zur Ausforschung der im Exil lebenden 

iranischen Opposition, einschließlich kurdischer Gruppen. 

Am 24. April 1991 erhielt Kazem DARABI vom am Iranischen Generalkonsulat 

·in Berlin tätigen Konsul Mahmoud AMANI-FARANI den Auftrag, Informationen 

über ein Mitglied der "Vereinigung der Studenten Kurdistans im Ausland" 
(AKSA), die der "Patriotischen Union Kurdistans" (P.U.K.) nahesteht, zu sammeln 

Die PUK strebt ein autonomes Gebiet im Irak an. DARABI nahm diesen Auftrag 

an. 

1.2 Iranische KontaktPersonen DARABis jn Berlin 

Neben seinen Aktivitäten für den iranischen Nachrichtendienst ist DARABI über 

seine Mitgliedschaft im "Verein Islamischer Studenten in Berlin" in die Entschei-
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dungs- und Organisationsstruktur der regimetreuen "Union Islamischer Stu­
dentenvereine in Europan (U.I.S.A) eingebunden. 

Anmerlrun~: 

Di~ "Union islamischer Studentenvereine in Europa" {U.I.S.A) ist Sammelbecken 
der iranischen Regimeanhänger im europäischen Ausland. Ideologisch venritt sie 
die Ziele der islamischen Revolution des Ayatollah K.HOMEINI. Die Organisa­
tion steht unter dem Einfluß und der Direktive führender iranischer religiöser und 
politischer Persönlichkeiten. Aufgrund ihrer Nähe zur iranischen Regierung arbei­
tet die Organisation mit iranischen Stellen im Ausland, insbesondere mit den di­
plomatischen Einrichtungen zusammen. 

Die UJ.S.A akzeptiert Gewaltanwendung zur Durchsetzung politischer Ziele, z.B. 
befürwortet sie das Todesurteil gegen den Schriftstellc:r RUSHDIE. Anhänger der 

Organisation waren in der Vergangenheit mehrfach in tätliche Auseinan­
dersetzungen mit oppositionellen Iranern verwickelt. He:rausragendes Ereignis in 

diesem Zusammenhang ist der Überfall auf ein Studentenwohnheim im April 1982 

in Mainz, bei dem es zu Körperverletzungen und erheblichem Sachschaden kam. 

Viele der heute führenden Funktionäre der Organisation, wie auch DARABI, wa­

ren an diesem Überfall beteiligt. 

I DARABI zählt zusammen mit Bahman BRENDJIAN (BRENGIAN), geb. 

/24.10.1959 in Teheran, und Farhad DIANAT SABET GII.ANI, geb. 21.03.1956 in 
Teheran, mit denen er eng zusammenarbeitet, zu den führenden Funktionären der 

U.I.S.A in Berlin. 

Bahman BRENDJIAN gehört seit etwa 1983 als Vorstandsmitglied dem "Verein 

Islamischer Studenten in Berlin", der Berliner Mitgliedsgruppe der U.I.S.A, an. 
Wie DARABI steht auch BRENDJIAN mit Angehörigen bzw. Sympathisanten 

der HIZB AllAH in Berlin in Verbindung. Seit etwa 1989 arbeitet auch 

BRENDJIAN für den iranischen Nachrichtendienst MOlS. Zu seinen 

Kontaktpersonen zählte u.a. der an der Iranischen Botschaft in Bann tätige ND­

Mitarbeiter Rassan DJAV ADY (JAV ADI), der auch mit DARABI in Verbindung 
stand. 

Ferner hat BRENDJIAN Kontakt zu dem Konsul am Iranischen Generalkonsulat 

in Berlin, Mahmoud AMANI-FARANI, bei dem wegen seines Ausfor­

schungsauftrag gegen ein AKSA-Mitglied (siehe Ziffer 1.1.2) an DARABI eben­

falls von einer ND-Tätigkeit auszugehen ist. Die Ehefrau von BRENDJIAN ist als 

Sekretärin am Iranischen Generalkonsulat in Berlin tätig. 

57 



Abgeordnetenhaus ,·on ßerlin - 12. Wahlperiode Drucks~tdtc 12/5949 

58 

Der Bruder von Bahman BRENDJIAN, Bahrarn BRENDJIAN, geb. 1962 im Iran, 

hat nach polizeilichen Ermittlungen die WohnungsschlÜssel für die von den Tätern 

· genutzte Wohnung des Mohanirnad ESHTIAGID (Wohnungsmieter), Berlin, 

Senftenberger Ring 7, vor dessen Reise arn 29. August 1992 in den Iran ent­

gegengenommen. 

Der seit Juni 1989 in Berlin wohnhafte Farhad DIANAT SABET GILANI zählt zu 
den engsten Freunden von DARABI und Bahman BRENDJIAN. Er gehört der 

U.l.S.A seit etwa 1982 in Führungsfunktionen an. Am 24. April 1982 beteiligte er 

sich zusammen mit DARABI an den gewalttätigen Auseinandersetzungen im Be­

reich der Universität Mainz zwischen Regimeanhängern (vornehmlich Angehörige 

der UJ.S.A} und iranischen Regimegegnern (siehe Ziffer 12}. 

Auch DIANAT SABET GILANI steht mit dem iranischen Nachrichtendienst in 

Verbindung. Zu seinen Kontaktpersonen zählte 1989 .der ND-Mitarbeiter Hassan 

DJAV ADY. Im Zusammenhang mit dem Angriff auf den iranischen Stand auf der 

"Grünen Woche" in Berlfn 1989 sollte DIANAT SABET GILANI die Namen der 

an der Aktion beteiligten Oppositionsgruppen an DJAV ADY weiterleiten. Im No­

vember 1992 hatte DIANAT SABET GILANI einen Kontakt mit dem ND-Mitar­

beiter Morteza GHOLAMI (Iranische Botschaft Bonn) 

Im Rahmen seiner Aktivitäten in Berlin steht DARABI auch mit dem Iranischen 

Generalkonsulat in Verbindung. Neben dem Generalkonsul ist Mahrnoud 

AMANI-FARANI (siehe Ziffer 1.12}, geb. 1954 in Adestan, sein wichtigster 

Ansprechpartner. AMANI-FARANI war offiziell vorn 3. Oktober 1983 bis 3. Fe­

bruar 1987 als Attache an der Iranischen Botschaft in Bonn tätig, wo er u.a. für die 

Betreuung iranischer Studenten (insbesondere U.I.S.A-Studenten) zuständig war. 

Danach wurde er Konsul arn Iranischen Generalkonsulat in Frankfurt. Ab 06. 
März 1990 war er als Attache, seit November 1990 ist er als Konsul arn Iranischen 

Generalkonsulat in Berlin tätig. 

1.3 PARABI jst An2ehörjger der PASDARA.JS _ 

Kazem DARABI gehört der "Sepah-e Pasdaran" (Garde der Revolutionswächter) 

an. 

Allmerkum:: 

Die Pasdaran (auch: Revolutionswächter, Islamische Revolutionäre Garden) ent­
standen 1979 im Iran als eine militante, dem theokratischen System absolut erge­
bene Truppe. Die Pasd?fan erfüllen unterschiedliche Aufgaben wie z.B. Bildun$ 
von Schutztruppen, Überprüfung der Einhaltung von islamischen Klei­
dervorschriften etc. Im Zuge der Konsolidierung der ISlamischen Revolution ent­
wickelten sich die Pasdaran zu einer fest installierten offiziellen Einrichtung mit 
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erheblichem politischen Gewicht. Bis Anfang 1992 bildeten sie im wesentlichen 
eine eigenständige Armee neben den regulären Truppen. Sie wurden jedoch zwi­
schenzeitlich einem gemeinsamen Generalstab unterstdlt. Neben militärischen 
Aufgaben, wie in der Vergangenheit der Beteiligung am iranisch-irakiseben Krieg, 
nehmen die Pasdaran aber auch andere Funktionen wahr. Pasdarau-Einheiten 
sind u. a an der Ansbildung und. Unterstützung "revolutionärer islamischer Be­
freiungs-Bewegungen", wie z.JJ. der HIZB AllAH, HAMAS u.a beteiligt. Von 
besonderer Bedeutung ist ein eiBener unabhängiger Nachrichtendienst "GHODS­
Streitkraft", der sowohl inner- WJe auch außerhalb des Iran operiert und dem eine 
Sondereinheit fiir die Durcbfiihrung von Operationen und Anschlägen zur Ver-
fUgung steht. . 

1.4 PARABis Aktivitäten im Zusammenham: mit der HIZB AT .I .Aß 

1.4.1 DARABI fungiert als Mittelsmann zwischen der HIZB AllAH und iranischen 
Einrichtungen im Bundesgebiet. 

ßremr~~ libanesische Schiitenorganisation HIZB AlLAH wird seit 1983 für 
zahlreiche Terroranschlä~e, Flugzeugentführungen, Geiselnahmen vorwiegend 
westlicher Ausländer im L1banon verantwortlich gemacht. 

Zu den spektakulärsten dieser Terroranschläge zählen 

der Sprengstoffanschlag auf die US-Botschaft in Beirut am 18.04.1983 (66 
Tote, 120 Verletzte), 

die Sprengstoffanschläge auf die Hauptquartiere des französischen und des 
amerikanischen Kontingents der "Multinationale~n Friedenstruppe" im Li­

banon am23.10.1983 (313 Tote, 85 Verletzte), 

die Sprengstoffanschläge auf amerikanische, französische und kuwai tische 
Einrichtungen in Kuwait am 12.12.1983 (6 Tote), 

die Anschlagsserie gegen öffentliche Einrichtungen (u.a. Kaufhäuser, Metro­
Stationen) in Frankreich von Dezember 1985 bis S1!ptember 1986, 

der Sprengstoffanschlag · auf die israelische Botschaft in Buenos Aires am 
17.03.1992 (20 Tote, 200 Verletzte) 

Die Mittlerfunktion DARABis dient vor allem dem Bemühen, im Sinne des Iran 
Einfluß auf die Aktivitäten der HIZB AllAH im Bundesgebiet zu nehmen 

Bis 1989 war DARABI Führungsfunktionär des "Islamischen Einheitszentrums" 
Berlin, Reichenherger Str. 125, einer zentralen Begegnungsstätte von Angehörigen 
schiitischer Organisationen in West-Berlin. DARABI gilt auch heute noch als 

Organisator, Koordinator und Finanzier der Teilnahme schiitischer Muslime aus 

Berlin an überregionalen Großveranstaltungen wie z.B. der jährlichen sog. 
GHODS-Demonstration in Bonn, und von internen Veranstaltungen in Berlin. 
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DARABI ist maßgeblich in die Finanzierung der HIZB ALLAH-Gruppen in 

Deutschland eingebunden. 

1.4.2 Vom 12.09.-13.10.1991 fand in Düsseldorf ein von offiziellen iranischen Stellen or­

ganisiertes iranisches Kulturfestival statt, bei dem es zu tätlichen Aus­

einandersetzungen zwischen iranischen Regime-Anhängern und Gegnern kam. 

DARABI hatte in diesem Zusammenhang den Auftrag, arabische Freunde zu mo­

bilisieren und nach Düsseldorf zu schicken. An den erwähnten Auseinander­

setzungen mit Anhängern der ''Volksmodjahedin Iran" waren HIZB ALlAH-Mit­

glieder beteiligt. 

1.43 DARABI steht etwa seit Mitte 1990 mit Jussuf AMIN (siehe Ziffer 2) in Ver­

bindung. Seit Ende 1991 bestehen außerdem Kontakte zu Abbas RHA YEL (siehe 

Ziffer 3) und ABU JAFAR (siehe Ziffer 4). 

1.5 Weitere Erkenntnisse 

Neben DARABI und seinem Berliner Umfeld waren auch Angehörige iranischer 

ND unmittelbar an den Tatvorbereitungen beteiligt. So sind iranische ND-Ange­

hörige vor der Tat in Deutschland, auch in Berlin, gewesen und haben Tatörtlich­

keiten sowie Fluchtwege ausgekundschaftet. 

2 Youssef AMIN 

AMIN ist mit hoher Wahrscheinlichkeit identisch mit Youssef Mohammed AL 

SA YED AMIN. AL SA YED AMIN gehört der HIZB ALLAH an und war etwa 

1983/84 im Libanon für deren Untergruppen "Islamischer Widerstand" tätig, für 

die er Sprengstoff transportierte. 

Anmerkun~: 

Der "'slamische Widerstand" {Al Muqawima Al Islamiya) ist als Teil der HIZB 
ALLAH dessen militärischer Flügel. Nach ei~f.enem Verständnis ist er "für die tä~­
lichen Aufgaben des Widerstandes zuständig'. Sein Hauptoperationsgebiet ist dte 
Nah-Mittelost-Region, vor allem der Südlibanon. Er hat sich aber auch zu Terror­
anschlägen außerhalb dieser Re,gion bekannt, z. B. zu dem Anschlag im 
September 1986 auf eine Synagoge m Istanbul. 

3. Abbas RHAYEL 

RHA YEL ist als Mitglied der HIZB ALLAH-Gruppe in Berlin bekannt. Er ist in 

einem Trainingslager im Iran militärisch und für Terroreinsätze geschult worden. 

Etwa 1985/86 hat er im Iran eine Ausbildung als Kampfschwimmer erhalten. Er 
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gab die Telefon-Nummer des DARABI in Berlin (030/8539306) als Kontak­

tadresse an. 

4. Fazajallah HAIPAR alias Abu .JAAFER 

HAIDAR ist als führender Funktionär der HIZB ßll.LAH im Raum Osnabrück 
bekannt. Es liegen Hinweise auf seine Mitgliedschaft beim "Islamischen Wider­
stand" (siehe Ziffer 2) vor. HAIDAR ist flüchtig. 

Anfang November 1992 teilte HAIDAR aus dem Libanon mit, er wolle nicht mehr 

nach Deutschland zurückkehren. Ihm sei angeboten worden, in den Iran zu kom­
men, wo er eine Arbeitsgelegenheit, möglicherweise im militärischen Bereich, er­

halten werde. 

5. Stellun~mahme des MOlS-Ministers Ali FALIAHIYAN yom 30. Aug. 1992 

5.1 Minister FALLAHIYAN ist am 30. Augustl992 in einer öffentlichen Stellung­

nahme im iran. Fernsehen auf operative Ziele und Erfolge des iranischen ND ein­
gegangen.. Er erwähnte ausdrücklich die in Opposition zum gegenwärtigen Regime 
stehende DPK-I. Er sagte: 

"Uns ist es gelungen, vielen dieser Kleingruppen außerhalb des Landes oder an 

den Grenzen Schläge zu versetzen. Wie Ihnen bekalmt ist, handelt es sich bei ei­

ner der aktiven Kleingruppen um die kurdische "Demokratische Partei" (gemeint 

DPK-1), die zwei Fraktionen umfaßt, die Hauptgruppe (gemeint DPK-1) und die 

Nebengruppe (gemeint DPK-1/Revolutionäre Front), in Kurdistan". 

Anrnerkun~: 

Mit dem Hinweis auf die versetzten "Schläge" dürfte FALLAHIYAN u.a. auf den 
Mord am DPK-1-Vorsitzenden GHASSEMLOU 1989 in Wien angespielt haben. 

Im Zusammenhang mit den "Kieingruppen", zu denen er auch die DPK-I zählt, 

kündigte FALLAHIYAN an, daß man diese "Kieingruppen" auch weiterhin ver­
folgen werde: 

"Wir haben unsere Operationen fortgesetzt. Wir verfolgen sie jetzt und beob­

achten sie ständig außerhalb des Landes. Wir haben ihre zentralen Organe infil­

triert und sind über ihre Aktivitäten informiert. Gott sei Dank können wir alle ihre 
Aktivitäten ständig beobachten" 

5.2 Bewertu112 
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Dies Interview belegt, daß die oppositionelle DPK-I zu den "'ichtigsten Aufklä­
rungsobjekten der iranischen Nachrichtendienste zählt. 

Wie bekannt wurde, soll sich der offiziell für eine Autonomie der iranischen Kur­
dt;n im Rahmen des iranischen Staatsverbandes eintretende Vorsitzende der 
"DPK-I", Sadegh CHARAFKANDI, der am 17. September 1992 in Berlin ermor­

det wurde, auf einer Rundreise befunden haben, mit der er seine bislang 
"erfolgreichen Bemühungen zur Koordinierung der iranischen Oppositions­

gruppen" fortsetzen wollte. Im Rahmen seiner Teilnahme am Kongreß der 
"Sozialistischen Internationale" (SI) traf er sich auch mit dem Führer der 

''Patriotischen Union Kurdistans" (PUK), Jalal TALABANI, zu einem Mei­
nungsaustausch. 

Möglicherweise hat sich CHARAFKANDI, insbesondere vor dem Hintergrund 

der sich seit Monaten für die Kurden insgesamt verschlechternden Lage, für eine 

grenzüberschreitende Zusammenarbeit und Koordinierung der Aktivitäten der 
kurdischen Gruppen eingesetzt, was einer Fortsetzung der Politik seines 1989 in 

Wien ermordeten Vorgängers GHASSEMLOU gleich käme. Dies und die 

Bemühungen zur Koordination der Oppositionsgruppen dürften Motiv für die 

Ermordung der ruhrungsspitze der DPK-1 gewesen sein. Der in Berlin durchge­

führte Anschlag ist die konsequente Fortsetzung der vom ND-Minister persönlich 

beschriebenen Aufklärungs- und Verfolgungsstrategie gegen die iranische Oppo­
sition, insbesondere die DPK-1. 

Im Auftrag 

(Grünewalq) 
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2: Frankfurter Rundschau vom Dienstag, .28. MirZ 1995, Nr. i4 

Wer sich so alles in der iranischen Botschaft tummelte 
Ein Papier aus dem Verfassungsschutz: Alle drei iranischen Nachrichtendienste arbeiten in der Bundesrepublik tatkräftig für ihre Ziele 

Bei einem Attentat in dem Berliner Lokai"Mykonos" wurden 1992 
die iranisch-kurdiSl:hen Oppositionellen Scharafkandi, Abduli ußd Erd­
lllan ennordet. Nach einem bisher geheimen Vermerk des Bundesamtes 
für Verfassungschutz führen die Spuren in die Bonner Botschuft Irans. 
Das Berliner Kammergericht flihne jetzt (FR vom 25.M.lrz) d.ls Papier 
durch Verlesen offiziell in den sogenannten Mykonos-Prozeß ein. Wir 
dokumentieren diesen Te:-;t. Es fehlen die ,,sicherheitsrelevantcn" Pas­
sagen. die sich mit den Waffengeschäften der Iraner beschäftigen. 

I. D1t ira11ischt11 Nachrichten.l~n'l~ 
1.1 AUgemeine Strukturen und 

Aufpben 
Nach der Revolutiort 1979 haben ~ich 

Im Iran verschiedene naclmchtendum&tli­
c:he Appar.1te und Vberwachungsora:ane 
her:uagebildet.. 

Von wuentlieher Bedeutung sind die 
drei folgenden olfu!ellen Nachrichten­
dienste: 
• das .Mioistenum fur Info!'llllltion und 
Sicherheit" !MOISJ . 
• der ND-AppanLt der .Revolutionaten 
Garden''. die sogenannte .GHODS-Stre!t­
iraft.~, 

• der militärische NachriMt.endienst .JZ" 
Allraben befreundeter Dienste :~;~~folge 

.sind die Aufraben der Dienste wie folrt 
vert2ilt: 

MOlS: 
Innere Sicherheit (Wll' allem Bebmp­

fung oppcl5itioneller StröiJluncen und 
Struktunn), Spionageabwehr, KonUulle 
de~ Reiseverk.ehrll, AU$landsalliklätung 
(insbesoudere der JILiLtelbaren und unmit­
telbaren Naehbarstaaten), Durthlilhrunr 
von Sondenuaßnahmen !Ansehll{el. 

GHODS-Streitkraft.: 
Z.utaodig für die innere Sicherhe•t im 

:dvilen UDd JILilitlnsc:bea Btnuch. Peno­
Ili!Dlldluu, JILilitiirische Aufst.andsbe­
bmpfung I Kurden, innere Unruhen!, un 
A~~t~land vetaD.twortl.ich fur die Unterstüt­
zung illamiscber Bewet,"'lagen, DwclUiih­
rung vun TelTOI"Opfl".!tionen, Beschaffung 
von technolugischem Know-how uber 
ABC-Waffen ~md Trageru'(:hoolog~e. den 
:Einkauf dafllr IIOtwend1ger Produkte 
!Proliferallonl, Be:schaft'unc von Waffen­
IDustemet.c. 

Milit::ariKher ND .J Z" 
Zuitbdig tUr die 8e::KhoJIImg VDD Jn. 

Cona.auooen IÜIIr penenscbe UDd IIUt 
dem Ir:~.~~ rivalisterender Lattder, For· 
KhiUll, IIIAI!re Skherbeit der Stre!tknfte 
Wld de!1 Einkaul v011 Waffen und Enau­
iellell. f...J 

l.lPolitw.Mr Auft.ra(und FunktiOG 
Aufpbe.ll •~nd ArbeltaKhwerpun.kte der 

ir:ml5(heft Natial""ldl.~ werden 

sind weitere Residenturangehbrige zur 
Verschleierung ihrer T.lti!keit 1n dar 
Konsularabteilung, der Ku lW"abtedun.rc. 
der Wirtsc!W\sabteihlng, der politischen 
.-\.bte1lung und der Telex- und Chiffherab­
teilungl5. Etagel untergebracht. 

2.1.:! Aufgaben und .o\rileitssch~r­
punkte 

Nach den vorliegenden Erkenntniuen, 
die sieb. lllit Au~wenunlfsergebr~i.ucn be­
freundeter Dienste decken, 1st die RI!Si· 
dentur m Bonn mit den nachfoigend im 
'flnzelnen beschrieben~ Aufgaben befaßt: 

2.1.2.1 Die Beobachtun1 und Al1Sfur· 
schung der iranischen Opposition ist ent· 
sprechend ilu-tm politischen Auitrag der 
Arbeitsschwerpunkt der Residt!lltur. Die 
Beobachtungsliste drs MOlS w:nfa.ßt Z2 
oppositi011elle OrJlllliu.LioDe.D und Grup­
pimlll(en aller politischen Sdtatt.Jerun· 
gen im Bu.adesgebiet. 

Entaprec:hend ihrer innenpolitisc:hen 
Bedeutung stehen die vom Boden des ehe­
maligen Kriegsgernera In.k a-al militä­
ritch pgen den Iran Umpfet~den Volki­
Modjahedin IIOWie die aufllti.Ddischen 
Kurden, insbesondere die .Demokratische 
Partei Ku.rdistans-Iran• !DPK·Il, deren 
Fiihnu.lpspita am 17. September 1992 in 
Berlio liquidiert wurde, im Mittelpunkt 
der AUllfo111ChuJIBSbe!nlibungt!n. Des wei· 
teren atmen die Aktivitaten der Munar­
dusten im besonderen lntens~e. Ferner 
1st der iranische ND um die Aufklarung 
aUer Koo:diruerungsbestreburagen YOII 
1r.anisehtn Opposmonsgruppen und etn· 
flußre~chen Einzelpersonen bemtlht.. 

Zur Uberwachung der ir.misclle11 Oppo­
SIÜOII hat du MOlS in den Yergangenen 
Jahren e1n umfan&Ttiehe~; Informanten· 
und Agentennett aufgebaut.. VOD dl:m 
über &'J Pencmen durch das BfV idenllß­
:tiert werden konnten 

Anmerkunr: 
Allein YQD der ResKientur im ir.lru:dlen 

Gene~ulat ID Frankfurt lll'lrd eia 
mindestens 35 Personen wnft~l~~ottld~ In­
fonJ:~ao~n- llndAcl!ßtennet:betnUt 

Die ~ur V~orbereitun( eines Anschlarts 
notwendige AtiiSp:khung der bbehsge· 
wohnhmten l!'lner Ziclperoon Ii. d. ~el 
f"ührungsfunktiQTU~TC) wird 1n c.er End· 
p~e Yon einreisendl!fl Operntiv.Trupps 
durchgefubrt, ehe dann da~~ SOfemmnte 
Hit-Te.1m tatigwird.. (. .. ) 

2.1.:!.3 Dritter ArbeitsschwerpJnkt dtr 
&s1dentur ist die Propagi('runlf de$ isla­
nuschen Fundnmentalismu~ (Rn-o:~lutions· 
uport). 

In diesem Zuuuunenhll.ll&" bemWH ~ich 
die Reside~.~tur- YOr allem unt-er der Ab· 
deckung der Kulturabteilung - um Koll­
takte tu nkht-1ranü;chen Muslimen in der 
Bundesrepublik und 1m benaehba.rten 
Au3land mit dem Ziel. steuemden Einfluß 
im Sinne Irans auf die bestchend~n Grup· 
pmstrukturea ~ gewillllen; zugleich die­
rum diese KontP.te der Inform.ltionlll(l!· 
winnung tiber die jewemgen Heimatlan· 
der ~md die dortigen islanusdlt·n Bewe­
gungen. 

Aus außenpolititchen Grund 1n lEin· 
fluJisph.ire) und WL'gl!ll ihrer zahlenma.fli· 
gen &deutung stehen die in der Bundes­
republik und im benachbarten Ausland le· 
benden TUTkien im Vordergrund der naeh· 
richtendienstlichen Bee1nllussung:s••ersu­
~he und damit ZU6&mmenhange:lder Ul.l­
terstuuunpmaßnahmen. Neben organi­
~torischer und logi$tiscber Hilf~ bmeht 
die Uaterstützunr YOr allem in :in.aru:iel­
len Zuwendungen :um Erhalt der Orga.ni· 
,!Ation und zur AQweitung ihrer Akti\;t.a. 
ten im Sinne Ira.ns. 

Ferner i1t die Residentur daf'Ul'D be­
mUht, Vertrauensleute in S.:hiiiSIIelposi­
tioaen zu gewinen oder lU etablieren, um 
dieae Orpnisationen zu konrrolheren. 
Neben den Türken tind vor allem Afgha­
nen und Libanesen Ziele dieser Maßnah­
mtll. Unternutzt winl diese Arbeit durch 
cüe lslamiachen Zentren und die .lslami· 
sehe Propaganda-Organilatton· .!PO), die 
vermutLc:h teilweise eineil na1·hncnu..J· 
dienstliehen H.mtergrund hat.. 

Als Belspiele rur die erfolgreiche .~..rbeit 
der Resalentur kOMeil der Aufbau und 
&Lneb des turkisciu;pr~:h•gcn Rund­
funk- und Fernsehsenden T.0.:3. in Arn· 
sterdam und die Steuerung lif"r turkl· 
sehen ..Islamischen Bewegung" (3itz Kolnl 
ange~oeben werden. 

2.1.2.4 Neben der! YllrJl!nan,ten dre1 
Arbeit.!ISI:hwerpunkten ist cüe Res,dentur 
ferner mit Beemfhusung und Konuolle 
der c:a. 99000 PerMnen zahlenden 1rani· 
Khen Gemeinde btauflcagt. Zu d1tsen~ 
Zw-edt hat die Residentur in Zus.'lm.fll~· 
atbe1t mit der Kultur:.bt.eliun1 Yt!-r>ehie· 

Sa1o Sc~.aralkarld1 

pnhmcher \"nlnderungen. d1~ rn"gL·ciler 
W~lS<l !ramsche lmel"('ssen bo•mhrc'n. 
kunft1~ au'h b!'J dH Re~1rlo•ntur IR Bunn 
an Bo~lelltung gewmnen, wc.beJ :~ufgnmd 
der Vu•lzahl der ~ff•,nthth lUI"::Illglidlen 
Quellen d:~ B·"~chreibung ..~k~ucller ?QiJtl· 
11-eh~r Er;too.1t:rJunger. ]Jnd c1~ polltJH·h.­
Ana:y~~ :.w '.'urU~rgruuc ~tthen th.:rl:i'n 
Glt,..-hv;vtll !f.uil aber au,·h m1t <'lm·r v••r­
$tarlc.l-l!n A·:lkbrungst:mgke•t durch 
ro"'nsrhkhe l/u~ll~n <Agrnrf'n' ::~rt·chnet 
werdtn 

E~ g,bt H.n..-~151!. daß der 1rarm-<·he 
N.K!lnt~tend.'!n3t n~bt'n .J<:ro ~ntuur.tl-u 
A!:r-nter· P•!t''J~$. dtr nn ßundespre!Se· 
amt.Irt--.LHe ""'<'tere verglmdu .. 1reQud 
le-n f~hr: 

D"! d··ru·>t ~'ll<'~ Emb.onehuns: der fk 
Sldt•r,tu: la•Ji•·nci••n Pl:lnufil:o'fl zur E1n· 
nchtun•~ eint·~ n•''-ll!n Jr.lm!cher. Pre;;to· 
buru; lll &nr. d~i.ti!D mD!:i .C:i<'I"Wt~IW dJJ"· 
.aufbn. •h\: ,;,.,Iranische Ci"{) \<unt~•g •e-r­
st.:lrk:t untn _"umahsr.J~h·i·r I,j•~encie pn 
liti.!id•e- .-\u'"~l •I"Jr.r, tu ~tn••b.·n beahn~h 
t.l~]t Bereu· , u1 .utJE·IIRt ,!Je Rl'5Jdem•u 
tr.lt d~ro j_,.,l;, ,j~~ 1r-Jr.u,.chen Rundfuroi;.,:, 
und ~e-ms.:"t' llfl B•mntu.;amrc~r,. 

Ft!tan Abduu 

und der \"~rlulluP.~ de~ unter .'\TI-Ver. 
dacht stehendtn l"l.S.A.-Funkt1onars 
Katrem O;.,rabl aw 8 Oktullt!r 199:2 als 
TatYtniacl-.t11;:er ·~r:;:..tbt.ll s•ch ~r:;tmals 
konkr~te Spuren. da• dH! \·ermutete Vtr· 
-..·,cklunJ! dH Re~JdN•tur 111 t.erronstJsche 
AktiVJt:ll~n besr.:.t•gt~·n 

Mehrere B~:nd1~ emer mvn!ass1gtn, 
!Jel;ondero '-fhUtltJO·durtt.~~n Qu~ll<" las­
sen dtn ~d,luß 21.1, d.•li da Kurdenmord 
unter ft.d,-r1Uhn.~ng dH H~s1dentur vor­
~relt.et und "nt•·r d~m c,,denarnen ~Bo­
wrg Al!.J-..- durci!;;d~:hrt W••rd<"lll~t. 

Im z.,~.~mmen'>an~t tr.tt ri··r f•-stn;~hme 
des rrruwdu·n Oper.u.v~r"nttn Ah Tahl-­
n am }:, !{uvernuer l:*'~ m P:ms weisen 
emeut ;Jpurom u: d1~ B.mntr Res1doontur 
Ein 1hn r><· ~O!mem Aufen1h.1lt m d••r Bun­
desrepunl.~ betreuende!" G~sch.aft.smann 
all:i Aacht:!> steht m1t d··r lr:Jnl~.chen &t 
~n. •:m Freund J,.~ G,,:;.:-ha:lsmannt~ 
DUtder Rtndentur Ul \'Hb•nduog 

Taheri, ·ler im v .. rdacht ~wht, an der 
Ermonlur.,: von K.a.um fu.IJ!Ivi !Genf 
19901 b<-~ ·hb't ~:wt::.o'"n r.u ~tlß, w;,r o:lffen 
b.u- oern~u~ m1t ttmem _Aus:spahunl;s:nJf. 
tng boe!.,IJt. wobe1 d1e z,,.]l'lChtUIIC mcht 
e.ndo·ut•1~·~·rm1t~·lt ""~rd·~r. konntt. 

Humayun Erdalan 

~ die Fm11.1lTS m Du~~t>Jdorf. 
~ die FumJ Rt:SHD m Dus~~ldon". 
-- ill-\NA.JRFca.'lkfurt 

Anmerk.mg 
Aufgrund d~r breJt~ei':!cherten \uf. 

~abenst.ellung 1,;: da1·on :tt"~uge~wn a:~ll 
di~ Dum~te ,-lrw :\n1..1hl w•~•tenn JfJDl· 

scher Fmnen .aL-; ,!Jer,-al~ R<'~ldenturen 
1.1utzt 

3. Embrnd11ngrur f.' l S -~ 
ß,.l der Dun:ilfuhrun~ ·hr~r Aufl•J[,.•n 

"konnen die !f!llli~C~,('n {),..n,fR .• uJ .-\q~­
barige dt:r n•gtml"!r~eD!"ne~l J" n1r.r1 •!t·r ,,. 
lam1sch~n St.udentcm·ere.ne· 1l"l C: .\ 
zuruck~;Telfo·n. [",~-;~ b1ldH. ,J,e p..-r·"'ll• llt· 
Bas1s fur Pbnunv und Du:cm"uhruro~! _.,m 
AkllVItJten auf n.Jchrlcht•~ll"lcns~l•·-"·~rn 
und terruriHtJ:.them Gebwt 

Nac-h den vodiegotnd~n Eritennt.rH··"'n 
arbe1tet em CJ. lO PE'l"Sll-n~·n umfa~,"~·,J••r 
Kre1s YOII C.l.S A·Anifin"nl;en. d.e- ZU· 

glt-tct", dtn inne~n Fuhrun~kn~.; 'm 
Bund<"!iieblet dar.stcllt'n. roll den i~•-s1· 
doent..,ren z..,sammen. D1~:~ waren "~mt­
hd.l !982 an .-J~n t.ad1chen Alll>em...r.•:t•r· 
ser.zungtn zw,~ehen Relflmt~.~liflt!"ll md 
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durch den Nationalen Sichei'beitarat re.-:· 
ltinunt, der Richtlinienkompetenz !Ur die 
innere und lußere Sieberheitapolitik hat. 
Ent.spncilend dessea Vorgaben haben die 
Die&te innenpolitisdt den Auftrag, die 
Herrschaft. der MnllW %U sichern, indem 
sie jegliche AktiYit.aten oppositiotteller 
Strömungen und Strukturen unterbinden 
aollen. wobei die Verfolgung der Dissiden­
ten im Ausland YOm Iran wegen de,s in­
nenpolitischen Bezugs als innere Angele­
genheit betrachtet wird.. 

Unruhen unter der Bevölkerung sind 
von ihnen militlri!ch ~~~ bekämpfen und 
JJillderzlw:hlagen. Außenpolitisch haben 
die Dienste den Auftrag, als Fnlhwamsy: 
~tem de.n tenitorial~n Bestand zu garan­
tieren, du Streben des Iran nach ~r 
politischen ulld militärischen VOIDIIlCb.t­
neiiung in der GOLF-Region tu unter­
atütsen und den religiö;sen Fühmngsan­
spruch in dom io;bmi!ll!hi!Jl St!lab!-n dureh­
~uaetzet, indem sie das nationale Auf­
fi,istungs- und NuklealpfOinlmm dureh 
entspredwuie Bescha&"UIIp3.ktionen und 
...-ationen fördern und fundameatali­
ttische Be~gungen in islamischeo Län­
dern intensiv unterstützen sollen. 

Fernet" sind die Dienste Instrumente in 
der politischen Auseinanderseu:ung mit 
dem "kkeinen• (Israel) ll!'ld dem ,.grollen 
SatazNUSAJ. 
.2. ~ iranilcM11 ~ in du Bll11da­
tq~ublilr. Dtutschlwwl 

Die bisheripn Festatetlungen des BfY 
·helegen,. daß alle drei iranischen Nacli­
richlmulieaste über 1e(a.le und illegale Re­
lidenturen in der Bundesrepublik 
DeutschlanQ vertretm si.ftd und tnl:spre­
tbend ihrem Auftrag wirken. -In venchiedenon Fällen ist ,jedoc:h eine 
eindeutige Zuordnung erkannter Residen­
turen bnr. deren N:iWbeiter zu einem 
der drei Nachriilitendienste nieht mög­
lkh. Wegen ihrer Bedeutung steht die R,e.. 
eidentur de:s MOIS an der iraniseben Bot­
achatt in Bonn im Mittelpunkt der naili· 
folgenden Darstellung. 

2.10ie Besidenturdes MOlS in Bonn 
2.1.1 Gründllil(und Personalstärke 
Der il-a4ischt: Naeb.ri.::htemlienst unter· 

hilt &eit Ende 1986/Anfimg 1987 eine Re­
aidentur an der Iramscllen Botsdtaft.. Sie 
wurde von dem bekannten ND-Mitarbei· 
ter Seyed All Karim Sobhani, der der SE­
PAli PASDARAN {Revai.utionsprde) ent. 
lltammt, aufgebaut und geliihrt. 

Seit Mai 1988 wird die Residefttur V(tD. 

dem MOffi.Angeh&igen Ali Reza ßaa:hig. 
hian pleitet, dea:se!l lJienmuit voraus. 
Rchtlich im Sommer 19S3 enden wird. 
Hagbiebian steht derzeit einer personal. 
Nrken Residentur I'OD ca. 20 Mitarbei­
bn - ein8chließliclt der ND-Ven:IAchti­
pn- vor. Von den obricen 70 Mitaxbei­
tem ck Bot&ebaft. arbeiten einige a.nlaJI-

~ .............. ., ... ""-· 
te m1t der Raidentur zusammen. 
."_.,_ 
Mit ihren instesmt ea.. 90 Mitarbeitern 

ReUt. die iranisc:be Batsebaft in aonn eme 
der p6llten iraniseben AnsJa odlil'el'tle­
~ dar. IM Kern der Residantur ist 
~aufda-~ß~3. 
Etare Wltel'pbndrt, die sechs )3m. und 
einen. Funbaum wnfa8t. &tapnc:hend .... """"""............._ -

Dia den InformantenlAgenten e!Uilten 
ND-Aufträge konzentrieren sich auf die 
&obachtungund Aufklärung von 
• Versrunmlungen und Veranstaltungen 
(Teilneluner, Aussagen, BeschlUsse) 
• Demonstratiane.a {teilnehmende Perso· 
nen und Gruppen). 
- Lebenaumständen einzelner Oppositin­
neller <Funktion in der Organisation, 
Wolman&chrift, Telefon und regelmäßige 
Kontaktpersonen, insbesondere im Iran) 
- offWellen und ~irativen Objekten 
der Opposition {in.sbe$ondere Ermittlung 
'!:DD RufnWIIJDerll, um dwt:h technische 
Uberwachung Kontaktleute im Iran w 
identifuieren). 

Wichtigster Ansab: für die Gewinnung 
vttnlnfonnanten und Agenten Q;t die Ver­
lingerung bzw. Neuaussteilung von Per­
aonaldokwnenWn, die den iranischen Vor­
achritten entsprechend alle 31mr. 6Jahre 
tllllig wird. Dem wird bei Penonen mit~ 
eigneten Zllglngm (L B. mr Opposition 
oder 'u einer bestimmten Technik) in der 
Regel nur stattgegeben, falls sich die Be­
treffenden bereiterkliren, mit der Bot­
schaft - ~:umindest für einen begrenzten 
Zeitraum - ~ten; ggf'. 
wird auch mit der Ausübung von Druck 
auf im han lebende Verwandte gedroht. 

Ferner kann die Residentursufvon In­
formanten/Agenten Jetippte Peraooen, 
Selbstanbieter und ~ Ira­
ner ~- Darüber hinaus be­
dient sich da:.lid:OIS auch im lnul ange­
wmbimer A{enten, die als AsylaAten in 
~ Oppositionskreise eilige~ ....... 

Neben der Quellellfiihrung nuut die 
Baidentw" auch das Mittel der Videoob­
aerration, um Demanskationen IHMi Vc­
anstaltWlgt!!l. VOlt Oppositioftacruppen Dl -

dene Vereine, darunter die ~Union der 
Iraner" und dennVereiniranischer Hoch­
schullehrer und Akademiker'" (V.I.H.A.l, 
gegründet. 

Danehen versucht der Iran über die ge­
gründeten Vereine in der iranischen Ge­
meinde ein westlichen Medienberichten 
entgegeD$tchendes positive!! Bild über rlie 
Islamische Republik w -nrmitteln, um 
dit ins Exil gegangenen und jeUt für die 
Wiederanlrurbelung der Wirtschaft dnn­
geud beniitigten Fachleute aus allen ße. 
reichen zur Rückkehr in den zu Iran be­
wog~ 

2.1.5.5 Ferner hat die Residentur mit 
der Aufklärung arabischfl' Länder befaßt, 
sich in der Vergangenheit vornehmiieh 
auf dem ehemaligen Kriegsgegner Irak 
kmnentrierte. 

Der mit die$er Aufgabe betraute ND­
Mitarbeiter Abbas-Ali Tafreshi-lllntlagh 
unterhielt bi$ %U seiner Riiek.kehr in den 
Iran im Jcli 1992 uhlreiche Kontakte ru 
irak:ischen Studenten, Oppositionellen 
(ciruichließlieb ~ Kurden) und 
~euten. Ferner atand fl' mit 
mehr-eren Perwnen in Verbindung, die als 
Angestellte in nnterschiedliciuten Stel­
lungen bei zumindest vier arabischen Ver­
tretungen in Bonn arbeiteten. Neben der 
InformatioD iiber das betreffende Land 
zeigte sich Tafreshi-Motlagh insbesondere 
an dem Stand der politischen Betiehun­
prt twiachen den arabischen Ländern 
und der Bundesrepublik intereS&iert Sein 
NadünJ.rer korutte hialang nkht ideßtifi. 
Pert werden. 

2.1.2.6 Die bislant: VOll den iranischen 
Diensten vernachlbrigte politische Auf­
klll.nmc dartte angesicbts der verlnder­
te:n weltpotitiaeben Lage, der sich ab&ed!­
amdm neuea RoDe der Buodesrepublik 
UDd damit im Zusammenhanr atehender 

B1lder: apldpa 

2.1.2.7 Naturgt!maß ist die Residentur 
auth mit Abwehraufgaben befaßt. Diese 
konuntrieren sich auf die Übernachung 
des an der Botschaft til.tigen Personals 
und Maßnahmen des Objektsehutus, um 
fibergriffe von Regimegegnern abwehren 
xukönnen. 

Ferner Ist die Residentur darum be­
müht, Überwachungsmaßnahmen {z.B. 
Observationen) des BfV oder anderer 
Dienste :r.u erkennen, wobei sie Scanner 
der neuesten Generation eilllllltzt. Der 
Überwachung der Kommunikationsver­
bindungen (Funk. Telex und Faxl mit dem 
Iran versucht die Residentur dureh den 
EiJu;aU oomputergestützter Versehlüsae­
iungssysteme entgegenzuwirken.( . . i 

2.1.4. Struktur der Residentur 
Zum organisatorischen Autbau der Re­

sidentur liegen bislq keine originären 
Erkenntnisse vor. Gleichwohl kann aber 
von einer den beachriebenen Aufgaben 
und Arbeita:schwerpunk~n analogen 
Straktur ausgegangen werden. ( ... } 

2.1.5 Terroristische Belüge 
Iranische Regimegegner und Berichte 

befreundeter Dienste wiesen in der Ver­
gantenheit mehrfach daraufhin, daß die 
Bonner Residentut auch in l.erroriatisc:b 
Aktivitlten verwickelt sei Dies koante 
durch die Erkenntnisse der seit Jahren 
laufenden pel'lll8.nE!nten Überwachungs­
m.a6nahmen bis September 1992 nicht be­
stitigt werden. Gleichwohl gab es im Zu· 
sammenhang mit dem Faß Ruahdie (im 
JanWil" 1990}, mit dem AllSSpihunpfal] 
des VoJ.ksmodjabedin-AnpbOrigen Kemal 
ReW (im Mai 1990} und im Mordfall 
Bakhtiar üm Augun 1991) jeweils Einul­
hln-.e!ae, die auf eiJR möeüche Veratrik­
kllll( hindeutete.n. 

Nach dem Anac:hlq- auf die Fabnanp­
spitze der DPK-lllll 17. September 1992 

2.2 Das Büro der Militirattaches 
inderffi 

Der militarische Nachrichtendienst ist 
in der Regel über das Büro de=; Milit:ir· 
att.aebes vertreten. Dieser zählt aufgrund 
ooiner Funktion zum Kreis der ND-Ver­
dächtigen, <b er:zwan~Siäufi(: mitdem mili­
t.iirischen ,.J2'" zusammenarbeiten muß. 

Einer Meldung einl!ll befreundeten 
Dienstes ~:ufnlge soll der militärische ND 
1991 mit der NO-Schulung junger Offi:rie­
re begonnen haben, die sp:iter als Mitar­
beiter der Militir.!U.dles an die Aus­
landsvertretungen entundt werden sol­
len, Den Aktivitäten des Militäcattache$ 
kommt gegenwmig im Hinblick auf Ge-­
fllhrdungon der inneren Sicherheit nw­
eine untergeordn«e Bedeatu.ng zu. Sein 
Aktionsrahmen beschrAnkt sich nach den 
vmliegenden ErkeMtuisllen ausschließ­
lich auf militArische Belange ffieschaf­
l'uns VOll Waffen, Ersatzteilen Ulld militii­
rischen Ausrüstungsgegenständen sowie 
der enl.sp!=headen Militirtechnologie). 

&.3 Der ND derPASDARAN 
(GHODS-Streitkraftl 

Der PASDARAN-ND i$t in Würrichen 
iranischen Einrichtungen tu finden. Ast­
gehörige di~ Dienstes konnten bislang 
an der IB, in halbstaatlichen Finnen und 
Zweigstellen iranisther Stilhmgen, wie 
t, B. der "Bonyad-e-JANBAZAN va MO­
STAFAZAN", ermittelt werden. 

Die billher im llundesgebiet fejtgestell­
ten ND·Aktivitäten der GHOIJS-.Mitarbei~ 
ter konzentrierten sich llllf die Beschaf­
fung kriegsfähiger Güter, dit Be$ehaffilng­
der ABC. Technologie (vgl. Ziffer 2.1.1.2• 
sowie auf Sichenmgsautgabe.n bei IRAN 
AIR (Funktion des Sicherheitschefs und 
des bewaltneten FluJbegleitpersanals). 

Di2 im. Bunde!igebiet ermittelten Mit­
a:rhl!iter dieses Dii!IUII:es arlmtcn eng mit 
den AngehUrigen der MOIS-Residentur an 
der iranisc.be.a Botschaft in Bonn tusarn­
m~. 

2.4 Weitere ND-StüUpw1kte 
im Bundesgebiet 

Nach den bisherigen Feststeilungen un­
terhalten alle drel Dtena~ noch weitere 
ND-StüUpunkte im Bundesgebiet. 

Der ResidenLw- in Bo.nn nachgeordnet 
sind die ND-Stütt;pUDhe in den irani­
schen Generalknnsulaten in Hambul"f, 
Berlin.Frankfurt und München. Des wei­
teren konnten in den nachfolgenden 
staatlichen oder halbstaatlichen Einrich­
tungen und Firmen ND-Mitarbeiter iden­
tümert werden b~. steht dort t.ä.tip!l 
Peraonal unte!- konkzetemND-Verdacht. 

Im einzelnen handelt es sieb dabei um 
- das IRI-TRADE-CENTER in Ham­

bmg. 
- die Inter Cbem Trading GmbH in -- du Büro der Zeitune KAYHAN-Inter-

DII.tion.J in Hamburg, 
- das Büro der Iranischen Schiffahrt5-

pselbchaft in Hamburg, 
- du Bürn des irani5chen Fernsehens 

(SEDA VI SIMA) iD aonn.. 
- mehrere stactliche und haJbst.Wlicbe 

Unternehmen {u.a. die VENA in OU. 
..Jdori), 

- die .Defence Industrie& Orpnisa1Km~ 
ro-Jdorl), ... ~ 
da iranischell Verteidi~ 
riumo, 

-anhimgcru auf dem Gel:mde der Um••er­
sitat Mainz beteiligt. 

4.Airluelle~ 
Die seit MiUe 1991 ~llb:u·en ver­

stirklen AktiviUte-n der Residentur auf 
dem Gebiet der Boobat'htung und Ausfor­
schun& der Oppositionellen nahmen nach 
der weltweiten Erstürmun~ iranischer 
Vertretungen am 5. April 1992 nochmals 
~u und kumulierten schließlieh im An­
schlag aul die Führungsspitze der .Demo­
lu-atischert Partei Kurdistans-Irao.• IDPK­
IJ am 17. September 1992 in Bcdin. 

Nach einer von Tebernn verordneten 
Phase der Zurückhaltung seb;ten die ira­
nilthe-n Dienste ihre Ak.tivität•!n Ende 
1992 auf dem bekannten hcilan Niveau 
fort, wobei sie sich weiterhin schwer­
punktmäßig auf die Beobrtthlung und 
AU$forschung der Oppollition sowie auf 
die Beschaffung kriegsfliliiger Produkte 
und TechnnlogieQ konADtrieren. 

Derxeit befindet sich die Residentur m 
einfl' ~ der pei"&Oßellen Erneuerung. 
Der bislaQg für die. Beobachtung der ir:llli­
schen Oppo$ition ~uständige ND-Mit­
arbei.er Mnrteu Gholami, der walu-­
scileinlich federführend in den Kurden­
mord in Berlin verwickelt Will', kehrte vor­
z.eitig in den lnm ~n~tii~:k. Seine Aufgaben 
wurden von Ali Ousouli llbernommen. 

VorallQieh.tJich Ende Juni 1993 wird 
der Resident H.agbighiaft in den Iran :tu­
rückkehren, sein Nachfolger ist bislang 
nicht bek.liin.C'Ferner strebt der erkannte 
ND-Mil.:lrbeiter Mojtab« Bnzgir seine 
Verseuung nach Saudi-Arabien u, die im 
Juli oder August 1993 voll~n werden 
rolL Der mutmaßlich auch in den BerliAer 
Anschlag eingebundene Ba:qrir soll durch 
2 Personen erseut werden. 

S.&wertwlf 
Oie Aktivitäten der iranischen Nach­

richteßdienste auf dem Gebiet der Bun­
desrepublik Deutschland &teilen aufgrund 
der Verfolgung der hier lebenden iriUU­
sehen Opposition eine Bedrnbung fGr die 
imiäre Sidxrho;itdou. 

Ferner beriihrtn die Beschaffungsakt.i­
vitaten auf deiil Gebiet der MilitAr..ec:hno­
logie und den duu beni;i~ sensitiven 
Produkten auth iuBere Belange der Bun­
desrepublik. Nach hiesiger Einsduttzung 
~rden die iranischen Naduichtendiut­
ate ihre AktlvitAten im Bundesgebiet wei­
terver&Urken und ihre ~~=iche 
weiter ausdehnen, wobei · die 
politische Autklirung an Bedeutung re· 
winnen d1lrf\e. 

Die Residenturin Bann wird auclt kanf­
tic der Mittelpunkt der iranitc:ben ND­
Aktiviti.ten bleiben. wennEieich die irani­
schen Dienste vor dem Hin~ der 
untersteDten intenaiven Übei-wa!:hung 
der Residentur aua strategixhen Griin­
den darum bem\lht sein dürfen, weitere 
legale und illegale Residenturen außer. 
halb der Botschaft aufzubauen . 

Zuaieich ist von einerweiter hDeJunen. 
den Pt f "onalifienlll{ der Dienste au­
xureben. Neben einer verati.rkten Anwen­
dUD.f konspirativer Methode~~ dUrfte vor 
a.lle!:n der Einsatz modernster naduieh­
trrylj-mtiiebet- Kommunikations-- und 
~ im Vordergnmd 
stehen.( •. .) 
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HONORARY PRESIDENTS 

Gonzalo Barrlos 
Casa N aclonal AD 
Galle los Cedros. La Florida 
CARACAS, Venezuela 

Rodrlgo Borja 
Presldent of Ecuador 
Palaclo Pres!denc!al 
QUITO. Ecuador 

Jos van Eynde 
Klauwaerstraat 27 
2600 BERCHEM 
Belglum 

Mlchael Fqot 
Hause of Commons 
LONDON SWlA OAA 
United Kii:>gdom 

Anker Jorgensen 
Thorvaldsensveg 2 
1998 FREDERIKSBERG C 
Denmark 

Liane! Jospln . 
Mlnlstcre de l'Educat!O!l Nationale 
110 rue de Grenelle 
75007 PARIS, France 

Slcco Mansholt 
Oostelnde 18 
WAPSERVEEN (DR) 
The N etherlands 

1./_ ~· 

U 8. 0~; 
Ian Mlkardo 
Hause of Co nunans ,ij'" /!. /. _:J {/ 
WNDON SWI OAA "f# .) 

Unlted Kii:>gdom 

Ir~ne Pttzy 
Juge ä la Cour d'Arbltrage 
1 Place du C"'ngres 
1000 BRUSSELS. Belglum 

Ram6n Rublal 
PSOE 

-Ferraz 71J 
MADRID 28008. Spain 

Uopold S. Senghor 
BP5106 
DAKAR-FANN 
Senegal 

Märlo Sou~~s 
Pres!denl of Poxtugal 
P alacio Belem 
USBON. Portugal 

Fernando V1~ra 
Casilla de <;:on·eo !919 
ASUNC!ON 
Paraguay 

Gongh Whltilam 
100 WU!iam Street 
SYDNEY 

. NSW 2011. Australia 

• * • • • 
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SvendAuken 
Thorvaldsensveg 2 
1998 FREDER!KSBERG C 
Derunark 

Leone1 Brl.zola 
Avda Atlantlca 3210. Apt 701 
Copacabana. RIO OE JANE!RO 
Brazll 

Gro Harlem Brundtland 
Norwegian Labour Party 

X Youngstorget 2 Oppg Av 
OSLO 1. Norway 

Ingvar Carlsson 
Soclal D emocratic Party 
105 60 SI'OCKHOIM 
Sweden 

Bettino Cra:rl. 
ltalian Seclallst Party 
VIa del Corso 4 76 
00186 ROME. ltaly 

AbdouD!ouf 
Prts!dent du Stntgal 

X La Prts!dence, AVenue Roume 
DAKAR. S~negal 

Boutros Boutros Ghall 
Min!stry of Fore!gn Affatrs 
Tahrir Square 
CA!RO, Egypt 

Felipe G<>ru:alez 
II( PSOE 

Ferraz 70 
MADR!D 28008, Spa!n 

4 

VICE-PRESrDENTS 

Ne!! Kinnock 
Hause of Commons 
LOI\'DON SW1 OAA 
United Kingdom 

W1mKok 
N!colaas W!tsenkade 30 
1017 ZT AMSTERDAM 
The Netherlands' 

David Lan~e 
New Zealand Labour Party 
162 Wii!Is St .. PO Box 7 84 
WELLINGTON. New Zealand 

Michael Manley 
)'r!me M!n!ster 

X 1 Devon Rd. PO Box 272 
KINGSI'ON 6. Jama!ca 

Plerre Mauroy 
Part! Soc!al!ste 
lO rue de Solfenne 
75333 PARIS, France 

Karel van Mlert 
Member_ofthe Cornml$&!on 
Rue de Ia Loi 200 
1049 BRUSSELS. B~Ium 

Ellchl N~asue 
2-3-13 Toranomon 
M!nato-ku 
TOKYO. Japan 

Danlet Oduber 
Apartade Postal 379 
SANJOSE 
Costa R!ca 

Bob Hawke Shlmon Peres 
Austral!an Labor Party X Israel Labour_Party 
PO Bo.x E1, Queen V!ctor!a Terrace PO Box 3263 
ACT 2600, Australla TEL AVN, Israel 

Drucksorbe 1215949 

Carlos Andr~s P~rez 
?resident o[ Venezuela 

Y Palacio M ira!lores 
CARACAS, Venewela 

Enrlque Sllva Cimma 
-Hemando de Magallanes 326 
Las Condes 
SAN11AGO, Chile 

Kalevi Sorsa 
D!rector. Bank o( Finland 
Snellmaninauklo 
00170 HE:LSINI(I. Finland 

Hans-Jochen Vogel 
1 Ollenhauerstrasse 
5300BONN 1 
Germany 

:F:"ranz Vranitzky 
)t SPÖ, Löwelslrasse 18 

!014 VIE:NNA 
Aust.ria 

Exofficio i 

Anlta Grad in 
(SIWJ 
10333 STOCI<HOL\1 
Sweden 

Alfred Gusenbauer 
(IUSY/IFM) 
Neustiftgasse 3 
1070 VIENNA. Austria 

Jost Franclsco Pcz\a Gömez 
(SICI.AC) 
Paseo de los Locu(ores 63 
SA."'TT DOMING 0 
Dom!n!can Republ!c 

Guy Spltaels 
[CSPECl 
79-113. rue Belllard 
!047 BRUSSE:LS. Belg!um 
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zczc 
zczc 704 buvsg 0416.34 

+eee twmebk nr 00363 04D9 1416=. 

IJU 
01 bann bmi fp_ roem. 1 3 nachr. J 
02 IJIJ fbasdorf lka nachr. J 
03 !JIJ rpatsdam miae lJb roem. 4/7.11 
04 !Jb tpatsdam pp nachr.J 
05 bb rpatzsdam wssp nacl1r.J= 

--vs-nur fuer den dfenstgebrauc11--

!Jetr.: 

hier: 
IJezug: 

treffen der sozialistischen Internatfonale rsiJ vom 
11. bis 17.09.1992 in berlin 
erkenn tn i smi ttei lung 
fs nr. 576ß vom 12.08.1992, potsdam mioe b!J raem. 4/7.1-
6131 -vs-nfd-

dem bundeskriminalamt meckenhetm liegen zu der im l:Jetreff ge­
nannten verans taltung keine konkreten gefaehrdungserkenn t­
nisse vor. 
innerhalb der flier zu beobachtenden p!1aenomenbereiche der 
polt tisch motivierten auslaenderkriminalitaet sowie des 
rechtsextremismus/-terrortsmus war bislang nicllt festzustellen, 
dasz das treffen der si thematisiert worden waere. 
die beobachtung des internationalen terrorismus, insbesondere 
ara!Jt.sch islamischen ursprunqs, laesst gegenwaertig eine e/1er 
abgeschwaec!1te bedrohungssit1Jätion erkennen. dafuer maszge!Jlfch 
sfild einerseits einE! deutlic/1er werdende kampromiszberei7:schaft 
Israels innii!rhal!J der wieder aufgenommenen nal7ost-friedens­
konferenz, zum anderen die nach wie vor zu beobachtende zurueck­
haltung der klasstsc/1en sponsorlaender des internationalen 
terror1 smus. wegen der traditionellen guten bez i elwngen der 
--sozialistischen internationale-- mit denstaatendes arabiseilen 
kulturkreises duerften stell aktionen terrorismus ausuebender 
organisationendieses raumesweitgellend ver!;ieten. 
auch fuer die verhandJungen mit Israel strikt ablehnende, vom 
1 ran wef tgef1end bestimmte hiz!Jallall du er ften ans c111 aege in der 
!Jundesrepublik gegenwaerttg als eher unwahrscheinltc/7 angese/1en 
werden. ruer den um annaeherung an den Nes ten bemue/1 ten i ran 
mueszten derartige aktionen der llizballall als im /lohen masze 
kontraproduktiv gelten.= 

meckenl1eim bka, st 31 099098/92/vs-nfd ia maasz kor 040992-c-+ 

----------
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LiSI-e.)... 

U®O®lr®~ 
on Vorwahl ( er._;u:y Faxnummer: ?;"2..9 .36 d::Z< ff 

von 

Datum 

Es folgen -~;z."--- Seiten _uC..ee:.~.1JJnlii.ss;:.chn.lJ..:1wea.~ßlJlui..cc:rJhLJJD2eD.ckK.ht:LlJJa!lJtC.Jt:JlL-_____ _ 

Bitte beachten: ---------,------------------

-• 
• 

Sozialdemokratische Partei Deutschlands 

SPP-Parteivorptand 8onn 
Re1nhar4 Pt u)r; TELEFAX-NRs 

(0228) 23- 79 u 

SPD' 
12 

Zentrtler Bednßre1nsAtC 

Baunscheidtstraße 17 

53QQ Bonn 1 
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So:daldemokrotbche Porte( Deuts•:hlands 

Per Telefax: 030/69936120 

An 
Polizeipräsident 1n Berlin 
Direktion Verbr·echensbekämpfung 
Dir VB S IV 2 
z. H. Herrn Kriminaloberkommissar 
Christian woelke 
Platz der LuftbrOcke 6 

1000 Berlin 42 

Sehr geehrter Herr Woelke, 

Der Porteivoßland 
Abt. I/8 
ZENTRALER REDNEREINSATZ 

Bonn, den 4. September 1992 
Pa/Ot/briefe 10/5.66 
Telefon: 0228/532-227 

wie vereinbart te11e ich Ihnen die uns vor11egend·en Anmeldungen von 
hochrang1g<>n Persönlichkeiten mit, die an unserem SI-Kongreß in Berlin 
teilnehmen. 

Diese L1ste 1st noch nicht vollständig. Änderungen sind möglich. wo uns die 
Zeiten deG Aufenthaltes mitgeteilt wurden, so sind diese vermerkt. 

1. Staats- und Regierungschefs 

Marie Boares 
Pres1dent of Portugal 

~ b) Gro Harlem Brundtland 
Ministerprasidentin von Norwegen 

k c) Abdou 01ouf 
President du Senegal 

X' d) Y1tzak Rabin (s. Scht·eiben) 
Ministerpt·äsident von Israel 

.)("el Erdal Inönü 
atellv. Ministerpräsident d. Türkei 

~ f) Felipe Gonla1es. 
Ministerpräsident vo~ Spanien 

~ g) Franz Vranitzky 
Bundeskanzler von Osterreich 

14.09.- 18.09. 

13.09.- 18.09. 

13.09.- 18.09. 

16.09.- 17 .09. 

Übernachtung 
in Potsdam 

Inter-Conti 
(IC) 

Berlin (?) 

Kempinski 

IC 

IC 

lC 

73 



Abj:cordnetenhaus von Berlln - 12. Wahlperiode 

74 

2. ~lige Staats- und Regierunsschafs 

~Ingvar Carlsson (Schweden) 

b) Alan Garcia (Peru) 

c) Pierre Mauroy (Frankreich) 
vorraussichtl. neuer Präsident d. SI 

d) Andreas Papandreou (Griechenland) 

e) Kalevi Sorsa (Finnland) 

f) Rodrigo Borja (Ecuador) 

g) evtl. Benazir Bhutto (Pakistan} 

3. Resierungsmitgl!eder 

a) Enrique Silva Cimma (Chile) 
Außenminister 

b) Jan Pronk (Niederlande) 

c) Margherita Bonivar (Italien) 

d) Carlos Qonzalez Marquez (Chile) 

e) Johanna Dohnal (Österreich) 

/(f) Hikmet Cet1n (TOrkel) 

g) Jon Baldur Hannibalson (Island) 

h) Michael Harish (Israel) 

1) Anne-Maria Lizin (Belgien) 

j) Karel van Miert (EG) 
Kommissar 

)<1 TOrkan Aykol (TOrkel) 

1) Guy Sp1tae1s (Belgien) 
Ministerprlsident von Wallonien 

m) Thorvald Stoltenberg (Norwe.sen) 

n) Willy Claes (Belgien) 

Zaitr·aum 

14.09.- 18.09. 

14.09.- 18.09. 

14.09.- 18.09. 

13.09.- 18.09. 

14.09.- 17.09. 

15.09.-18.09. 

14.09.- 18.09. 

15.09.- 17. 09. 

14.09.- 18.09. 

12.09.- 15.09. 

17.09.- ? 

14.09,- 18.09. 

14.09.- 18.09. 

11.09.- 15.09. 

14.09.- 16.09. 

10.09.- 18.09. 

14.09.- 17.09. 

16.09.- 18.09. 

16.09.- 18.09, 

Drucksache 1215949 

Esplanade 

Palast 

IC 

Berlin 

Berlin 

Palast 

IC 

ßerlin 

IC 

Palast 

Kemp1nski 

IC 

Berl in 

Kemp!nsk! 

Esplanade 

Esplanade 

IC 

Esplanade 

IC 

IC 
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7. Sf'D Vertreter mit Personenschutz .Zeitraum 

a) Björn Engholm 14.09.- 18.09. rc 

b) Hans-Jürgen W1schnewsk1 13.09.-· 18.09. IC 

c) Hans-Jochen Voge 1 (?) 13.09.- 18.09. lC 

Wir gehen bisher davon aus, daß die Regierungschefs. in Berl in mit PKW s 
befördert werden. Alle anderen werden mit Bussen transportiert. 

Ein Zimmer fOr den Staatsschutz 1st 1m Inter-Conti aus unserem Kontigent 
reserviert worden. 

Die Abfahrt der Schiffe erfolgt ab Gl1en1cker BrOcke. 

H ichen-~ 

Sozialdemokratische Partel Deutschianos 

§P·p-Parteivontand 'ßonn . 

Rein'hud 1'•ult 
~ntr•l•~ Rednereinsatz 

Baunscheidtstraße 17 

S3QQ Bon11 1 

TELETAX-NR:a 
(0228> 23 :Z!LA.i 

I 
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4. Ehemalige Reglerung~mltglieder 

a) Ed Broadbent (Canada) 

b) Bettino Craxi (Italien) 
Vorsitzender der PSI 

c) Br1aitta Dahl (Schweden) 

d) Anlta Gradln (Schweden) 

e) Mats Hellström (Schweden) 

f) Thorbjorn Jagland (Norwegen) 

il Oan1el Ortega (Nicaragua) 

h) Karolos Papoullas (Griechenland) 

1) Pierre Schor! (Schweden) 

j) Syed Vousuf Raza G1llani (Pakistan) 

k) Syed Zafar A11 Shah (Pakistan) 

1) Zafar All Lagharl (Pakistan) 

m) Jahaugir Badar (Pakistan) 

n) Henry Rulz (Nicaragua) 

o) Antonio Navarra (Kolumbien) 

p) Leo Brincat (Malta) 

q) Alfred Sant (Malta) 

5. BQt~~bafter 

a) Benjamin Navon (Israel) 

&. Besondere GM t,ll 

&) Michael Gorbatschow 
(vorher Gesprach Diepgen - 12.00 Uhr) 

b) Rita SOßmuth 

c ;0-, /·Z-,~'n 

Zeitraum 

12.09.- 18.09. 

13.09.- 18.09. 

10.09.- 18.09. 

14.09.- 18.09. 

14.09.- 18.09. 

14.09.- 18.09. 

13.09.- 18.09. 

14.09.- 18.09. 

14.09.- 17.09. 

14.09.- 17.09. 

14.09.- 17.09. 

14.09.- 17.09. 

14.09.- 18.09. 

13.09.- 18.09. 

13.09.- 17 .09. 

13.09.- 17.09. 

zv 1 traum 

Druck,ach< 1215949 

Esplanade 

IC 

Esplanade 

Palast 

Esplanade 

IC 

Palast 

Berlin 

Esplaoade 

Forum 
(Stadt Berlln) 

Forum 

Forum 

Forum 

Palast 

Palast 

Ber11n 

Ber1in 

l:lQW 

Kemp1nski 

16.09. von 15.00- 17.00 Uhr 
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ite 10 Stand : Oi.09.9Z, 19:39:0~ {fo.r'-~ .., .. ~ 
================= -- --
d. Nam,::o 1 

Name 2 
Land Organisation 

ab bis Hotel 
Zimmer 

====:====~====-= ==~""""'~--.--------
l7lH Cetin, Hikmet 

Turk.o) .. SHP 

_l.3. 09_._92-18. o-~._?2 Hote 1 I nt•2 r-C0ntincntal 
EZ 

---------.- -----------~~_;..~-~·-------------------------
18) Chaco Mulino. J.P.. 

Philipinen POS __________ ..,._ 

19) CharfKandi. Sadegh 
Abdoli, Fattah 
Iran 

-------------· 
20\ Chen Man Hin, 

Malaysia OAP 

2' ... ChenaL Alain 

France P_S 

14 _ 09. 92-13. 09. 92 Forun• 
EZ 

14 ._09 . __ 94_-_1 fL_Q~._92 Hc·t~l_ 1Jnte r den Linden 
oz 

-14.09-_12-18.-o-~.92 Hotel Metroool 
EZ 

13.09.92-14.09.92 Hot€1 lnter·-continental 
EZ 

----------------------------~-------~~~~--~~--~-==~~~~~---------------------
22 \H Chenoghi, Ahmed Palast Hocel 

EZ 
Tunesia HUP 

-----~--~~~~~~·~ . ..""......", __________________________ __ 
c23) Cherif. Nantanin -~ot~l Metr000l 

Dl 
Guinea P.PG 

·-------------~~~~==-=·===~"-=--~·-=··-=~~--5~·· ~·--"""--"""'""'---""'--'""""'' --·· ."-"------------------------ -
c24 )H Chcrifi. Amokrano: l-4.09.~:l-18.09.92 Ho1:el Unter den Lind(:n 

EZ 

:.25)H Chcrifi~ rioband 11.09.92-1B.09.9Z ~:teigenberger E:.crlin 

FES 

:.1t: ,:'i Chi tir·i; ~ 1 e.:leruachos 

Gre€.'C8 PP.SOK 

i.27iH Chri::.·t~nsBn~ S:teen 

L28)H Ciesi~lski. Günter 

Gcr·n1..::.n\' Sf'!J 

EZ 

- =~-=----------------------

13.Q~~- 2?::-lB:Jf;-, ~2 Hc·t~·l ßE..•r'lin 
EZ 

l4.•J?.s·:;-l7.09.92 Hott!:l St:d.in 
EZ 

o:.D9.92:-.!S'.ü9.?:: ~orun: 

r:.z 

--------------~-----.-----............... -~-- ---~~-·--.. -c'"""-''" ~:=~-?"'-=-- •-_..,-__ ._~ •• :>~...,._·-,.~~-.,.-":':----·-------- --. 
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zczc 4 74 sg~Jbll t z 2019 

+eee bbpi\lh\c:: 1?08 

bu 
01 
02 
ne 
03 
or 
04 

bann bm! 
mecl<.enhe!m bka Cilachrl 

wl~sbaden bl<.a Cnact1ri 

berlin im Cnacflrl = 

". ··f!f"' - .. ·<o· · . .-Lh· .:. 
. . e~, . 

' .·..,. 
~.·Gr~ ~J~~U'J 

. I 
liJ 

bb 
05 
06 
07 

basdorf 
potsdal>i 
potsdam 

..... 
J.ita Cnachrl 
pp Cnachrl 
wspp cnachrl ~ 

...... · .. "'. 
..... ~.· 

.'):: .. 
be t r .. : tr·effen der sozlaJ.1st1sclleL1 

11. -· 17.09.1992 ln beriin 
hier: eri<.enntni sanfrager·""~-. 

Internationale Csi l vom 

-~.i 

Im rahmen des o.a. treffens 1s_t.;,A.m\.1.6.0~,_1.992L ab 19.00 uhr, 
eine fahrt von ~erJ.!n nach potsdaill Cbesuct1 schJ.asz sanssouci und 
neues pala15 - schl.osztheater ~~<{lryd ruecl<.fahrt nach berlin .mit 
schlff ab anl.egestelle hotel p·~,tiri;lam, al.ternaativ glienicker 
oruecl<.e'l vorgesehen. .. , 

der Veranstalter hat mitgeteilt, flasz 
praesldenten tellnehmen werden: ~ 

gonzalo barr!os 
venezuela 

rodrigo borja 
ecuador 

jos van eyncle 
belglum 

mlcl1ae1 foot 
united l<.i!ngrton~ 

anKer jorgensen 
denma o"k 

l!onel josptn 
france 

sicco mansi1olt 
the netllet'lanäs 

.~.:. 

·-
; ~, 

:.;.-. .. 

folgende praaes!denten/v!ze-

ian mi l<.ar:do 
uhited !<ingdaot 

lretle petry 
belgiunl 

ra.mon 
spa!n 

rubial 

leopold 5. senghor 
,;;enegal 

mario s.oares 
portugal 

flif"n.ando ve ra 
pa raguay 

gough wt1itlam 
austtall!a 

Im gleichen zeltraum_werden 
- marle soares portugal 

Si c.ll,_ im land hrandentw rg aufhalten: 

-itzak rllbin I'Srael 

80 
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vizepraesidenten 

svend auken 
aenmark 

carlos andres perez 
venezuela_ 

w 1m ko k 
the netl1er1ands 

g ro ,.,. rlem orundtlantl 
norway 

kalevi sorsa 
finland 

Michael n~anley 

j ama I ca 

bett1no craaxi 
1 taly 

franz vranitzKy 
austrla 

karel van miert 
belgium 

.. 
boutros boutros ghal1 
eggypt 

alfred gusenbauer 
austria 

dani·el oduber 
costa rica 

bob hawke 
austral Ia 

guy spitaels 
belg!um 

.. ,,., 

...;,.<..• 

~ ·'. 

., •.. 

nP.il kinnocl' 
uni ted kingdom 

leonel brizola 
braz 11 

enrique sllva c!mma 
chile 

d<JaV!n lange 
new z:ealand 

1 n·gva r carls son 
sweden 

hans-jochen vogel 
germany 

plerre mauroy 
france 

abdou d!of 
senegal 

ex officio: 
anita gradin 
sweden 

e 11 chi nagasue 
japan 

feli pe gonzales 
spain 

jose franc1sc 0 pena gon~ez 

demonican republlc 

sh!mon· peres 
Israel 

es wt rd gE:betem, dort vo-rliegende· oder zu gewinnende er/<.ennt-
nisse; die fu·er die wahrnehmung .der polizeilichen aufgaben in diesem 
zusamm/1ang von tledeutung sein Roe.nnten, H"i tgerecht. uebermi tteln 
zu las~en.= · 

potsdant m1oe bb roem 4/7.1 - 6131 vs-nfd - 1 .a. papke 120692+ 

~---. ·-·-- ·---- ---. -- -·~-----------------~-------~· - -'"-·---~-R--···-····-·--··- ·--p-
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BERL!N PP ZERU STAB 
----·· --·--- -· -·· .. 

XIX Congress <)f the Sociolist lnternolionol, ßerlin, SeptembN 15 ·17, 1992 

.-, 
( 

»-es ... > d ~ lc. 

A·-ß dc(> \ 

! ( \ k 

c~~-\ {q{ c.~/V\,6~. 
+ ~ Hrv~ 

.-... 

()[I 
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L.tsfe:. 3 

XIX CONGRES5 OF THE SOCIALIST INTERNATIONAL 

Berlln. Geunany- September 15-16-17. 1992 

111RST PROV!SIQNAL LIST OF' PARTICIPANTS 

Soctalist Intematlonal 

SI Vice-Presidents 

Office ofthe Si President · 

MFMRER PARDES 

AUS'IRIA 
Soctal Democratlc Party of Austrta. SPOe 

BELGIUM 
SoctalistParty,PS 

LuisAyala 

Pierre Mauroy 
Enrique Silva Cimma 

Klaus Undenberg 

Franz Vranitzky 
Heinz Fischer 
Flitz V erzetrutsch 
Peter Schieder 
Peter Jankowitsch 
Irmtraut Karlsson 
Karl Schramek 

Phlllip Busquill 
Irene Petiy 
Patrick Mortau 
Anne-Marte Uzin 
Etienne Godin 

85 



Abzeordnetenhaus von Berlin - U. Wahlperiode 

BELGIUM 
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BRAZIL 
Democratlc Labour Party. POT 

BULGARIA 
Bulgartan Social Democratlc Party. BSDP 

BURKINA FASO 
Progressive Front of Upper Volta. FPV 

CANADA 
New Democratic Party. NDP/NPD 

CHILE 
Radlcal Party. PR 
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Oscar Debunne 
Dlrk Drijbooms 

Leonel Brizola 
Bocayuva Cunha 
Nelva Morelra 
Nelson Wedekin 
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Ugia Doutel de Andrade 
Carlos Alberte Caö 
Roberto D'AvUa 
Sllvio Urna 

Petar Dertllev 
Potar Komagev 
Dimltrln Vlchev 
Dlan Dlmltrov 
Valkana Todorova 
Georgl Kab.ov 
Tchavdar Nlkolov 
Stefan Radoslavov 

Joseph Ki-Zerbo 

__ AudJ"ey McLaughlln 
TessaHebb 
Steve Lee 
Julle Davis 
LyonJenes 
Rejean Bercter 
Dlane o·~ggro 
Kelth Goulet 

Carlos Gonzälez Marquez 
lvän Mesias Lehü 
Alejandro Monteslno 
Carlos Parra 
Alejandra Faulbaum 
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COSI'ARICA 
National Liberation Party, PLN 

CURA<;AO NA . 
Movernent for a New Antilles, MAN 

CZECHO-SLOVAKEEDERALREPUBUC 
Czechoslovak Social Dernocratic Party 

Soctal Democralle Party of Slovakia 

DENMARK 
Social Democralle Party 

DOMINICAN HEPUBUC 
Dorninican Revolutionary Party, PRIJ 
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Rolando Araya 

Don Martina 

,Jiri Horäk 
MrMoravek 
Valtr Kornärek 
Zbynek Kozel 
Pavel Noväk 
Jllllloslav Suchänek 
Svetlana Navarovä 
,Jana Blazickovä 

Jan Sekaj 

Poul Nyrup Rasmussen 
Lasse Budtz 
Half Pittelkow 
Henrtk Larsen 
Bjl'lmWesth 
Magens Lykketoft 

,Jose Franctsco Peiia Görnez 
Hatuey de Camps 
Mllagros Ortiz Bosch 
Leonor Sänchez Baret 
Tirso Mejia Hicart 
Peggy C:;tbral 
Luz Dei Alba Theventn 
Fantlna Sosa de Bäez 
Edmundo Brown 
Clara Brown 
F'anny Sänchez 
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EGYPT 
National DemocraUe Party. NDP 

ELSALVADOR 
National Revolutiona:ry Movement. MNR 

ESTONIA 
Estonlan Soctal Democratle Party, ESDP 

FINI.AND 
Flnnish Soctal DemocraUe Party, SDP 

FRANCE 
Socialist Party, PS 
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Andres Vallejo 

Mostara Khalil 
AblzaFahml 
Farouk Rakha 
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Abdul Rahman Shedid 
Mohamed EI Zorkanl 

Vietor V alle 
Oscar Bonilla 
Alexia Alvarado 

Yello Saatpalu 
Ursula Wallberg 

Ulf Sundqvist 
Kalevl Sorsa 
Markku Hyvakinen 
UntoV6Sa 

Laurent Fabl.us 
Genu-d Fuchs 
Jean-Mare JWra.ult 
Genu-d Collomb 
Plerre Joxe 
Yvette Roudy 

Pervenche Beres 
Bertrand Druon 
Renee Fregosl 
Brlgltte Bloch 
Alain Chenal 
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GREAT BRITAIN 
The Labour Party 

GREECE 
Panhellenie Socialist Movement, PASOK 

GUATEMAlA 
Democraue Soctalist Party of Guatemala. 
PSD 
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Hans-Ulrich Klose 
Hosemarie Bechthum 
ti:arlhelnz Blesstng 
Hans-Eberhard Dingeis 
F'eiinut Duve 
Norbert Gansel 
Peter Glotz 
lngomar Hauehier 
t[ar!n Junker 
Hans Kaschnick 
lngrid Matthäus-Meier 
Christa Randzio-PlaU1 
Heinke Salisch 
Wolfgang Thierse 
t>arsten Voigt 
Gerd Walter 
Gerd Weisskirschen 
I:nge Wettlg-Danielmeier 
Christoph Zöpel 

Jlohn Smith 
JlohnEvans 
RoyTrtvedy 
Jlulian Eccles 
Murray Eider 
Met.a Ramsay 

Andreas Papandreou 
J\kis Tsochatzopoulos 
1:heodoros Pangalos 
Christos Papoutsis 
Karolos Papoulias 
Telenmchos Chitlris 
Marlllza Xenoglarmakopoulou 
N'ikos Diinadis 

Mario Solörzano 
Gabriel Aguilera 
Mario Lujan 
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IRELAND 
The Labour Party 

ISRAEL 
Israel Labour Party 

ISRAEL 
United Worlcers' Party. MAPAM 

ITALY 
Italian Democratic Soctalist Party. PSDI 

ITALY 
Italian Sociaiist Party, PSI 
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Tony Brown 

Yitzhak Rabin 
Michael Harish 
NavaArad 
Israel Gat 

Drucksacbc 12/5949 

Abraham Hatzamr1 
Grisha Alrot-Arloser 
Yehuda Paz 
Yoram Per1 

Eiazar Granat 
Monlca Pollack 
Ester Mordach 
Avraham Rozenkier 
Yaela Granat 

Carlo V!zzinl 
Antonlo Cartglia 
Maurlzlo Pagani 
Vincenza Bono Parrino 
Enr1co Fern 
Ivanka Corti 
Brenno Begani 
Roberto Bonvicinl 

Bettino Craxl 
Margherita Bonlver 
Glannl De Michells 
Jose Lucca 
Lelio Lagorio 
Paolo Vittorelli 
Glampiero Orsello 
Pla Locatelli 

Jir1 Peiikan 
Walter Marossl 
Giuseppe Scanni 
Mauro Giallombardo 
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JAMAICA 
Peoples' N<JtionaJ Partv. PNP 

JAPAN . 
Japan DemocraUe Soeialist Party, DSP 

JAPAN 
Social Democraue Party of Japan, SDPJ 

rA'IVIA 
Latvian Social DemocraUe Workers' Party, 
LSDSP 

LEBANON 
ProgresmveSodanstParty,PSP 

LlTIIUANIA 
Lithuanian Soctal DemocraUe Party, LSDP 
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E:iko Nukiyama 
Sachiko Taguehi 
Eisei Ito 
Tadao Yoshida 

Makoto Tanabe 
Nobuyuki Sekiyama 
Mitsuo Tomizuka 
]{entchi Y amada 
Tsuneto ]{obayashi 
M"alsaru Hayakawa 
Manae Kubota 
Yoshito Sengoku 

Kosue Kitsukawa 
Hisao Ikeuehi 

Uldis Berzins 
llivars Bemans 
Peter 'I'ermanis 

Walid Jumblatt 
Nora Jumblatt 
Doureid Yaghi 

.Aloyzas Sakalas 
Vytenis AndriukaiUs 
AudrysRud~ 
Birute Vesaite 
Inna Ilticivtene 
Haimonda Pauraite 
Daiva Jakalte 
Razimieras Antanavtcius 

Andreas BylaiUs 
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LUXEMBOURG 
Lu.xembourg Soclallst Workers' Party. 

MAlAYSIA 
Democraue Action Party, DAP 

MALTA 
Malta Labour Party 

MAURrTIUS 
Mauritius Labour Party 

NE'IHERLANDS 
Labour Parcy. PvdA 

NORWAY 
NOiweglan Labour Party, DNA 

PORTIJGAL 
SociallstParcy,PS 

Raymond Becker 

Chen Man Hin 
Kua Kia Soong 
Goal Hock Seng 

Alfred Sant 
Leo Brtncat 

Navin Ramgoolam 
Veena Ramgoolam 
Anwar Bhayat 

WimKok 
Ruud Vreeman 
Maarten van Traa 
Piet Zelissen 
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Jan Martnus Wiersma 
Bert Koenders 
Dick Taorostra 
Rinke van den Brink 

Gro Harlem Brundtland 
Thorvald Stoltenberg 
Thorbj0m Jagland 
Slrl Bjerke 
Frode Forfang 
Brltt Schultz 

Antönio Guterres 
Jose Lamego 
Ant6nio Almeida Santos 
Joäo Proenca 
Antönio Jose Seguro 
Joä.o Pimente! 
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San Marino Socialist Party, PSS 

SENEGAL 
Sodalist Party of Senegal 

SPAIN 
Spanish Soc!alist Workers' Party, PSOE 

SWEDEN 
Swedish Social Democratic Party, SAP 

SWITZERLAND 
Social Democratlc Party of Switzerland 
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Fiorenzo Stolfi 
Ma.rina Faetanini 

Mamadou Faye 
Chelkh Tidiane D!eye 
Alioune Badara Dlagne 
Mata Sy Diallo 
.l'l.minata Mbengue 

Felipe Gonzälez 
Alfonso Guerra 
Jose Maria Benegas 
E:lena Flores 
Ftaimön Obiols 
~~elPuagelMartinez 
Luis Planas 
li~ael Estrella 
Leopoldo Torres 

Ingvar Carlsson 
MonaSahlin 
Elirgttta Dahl 
Pierre Schor! 
1'.1ats Hellström 
l'.iargareta Winberg 
Conny Fredriksson 
Monica Puadersson 

EnnKokk 

Ursula Ulrich-Voegtlin 
Jean Ziegler 
Heinrich Buchbinder 
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TUN1SiA 
ConsUtutlonal DemocraUe Assembly, RCD 

1URKEY 
Social DemocraUe Populist Party, SHP 

USA 
DemocraUe Socialists of America, DSA 

USA 
Social Democrats, SDUSA 

VENEZUElA 
DemocraUe Action, AD 

Chedly Neffati 
HechmiAmri 
Hed!Urnan 
EmnaAouij 
Abjeljellid Fazaa 

Erdal Inönü 
Türkan Ah-yol 
Ero!Agagil 
Ercan Karakas 
Üstün Küsefoglu 
Algan Hacaloglu 
EtemEte 

Bogdan Den1tch 
Motl Zelmanowtcz 
Jo-AnnMort 
Jose I.aLuz 
Penny Schantz 
Chrlstine Riddiough 
MichaelUghty 

DonSialman 
Joel Freedman 
Rita Freedman 
Bruce Miller 

Humberto Celli 
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Carlos Canache Mata 
Marco Tulio Bruni Celli 
Jose Francisco Sucre 
IxoraR.ojas 
Fernando Bäez Duarte 



Abgeordnetenhaus von Berlin - 12. Wahlperiode 

CO~f·ULT/,.Ti"".-.r::: p;:..:r:.~TT:f.:-S 
_;:_..:.!....:..-----------~---

ARUBA 
People's Electoral Movement. MEP 

BOUVIA 
Revolutionary Left Movement, MIR 

CYPRUS 
EDEK Sectalist Party of Cyprus 

HAITI 
National Progressive Revolutionary Party 
of Haiti, PANPRA 

IVIOROCCO 
Sectalist Union of Popular Forces, USFP 

NEPAL 
Nepali Congress Party 
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Hyacintho Rudolfo Croes 

Oscar Eid 
i\.ngelines Uiioste 
Eduardo Ruiz 
Jaime Lazcanao 
Carmen Perelra 
Femando Cajias 
Marle Paz Zamora 
Medardo Navla 
Daniei Cab=s 

Vassos Lyssartdes 
i!mdreas Fxydas 

Serge Gllles 
ll.rnold llmtonin 
DulyBrutus 

LarbiJaidi 
.Aicha Beiarbi 
Mohamed Elyazghi 

K P Bhattrai 
Khem Raj Shedain 
SSRana 
Aijun Thapa 
Nlr Pokhrel 
PLSingh 
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PAKlsrAN 
Pakistan People's Parly, PPP 

PERU 
Peruvian Aprista Par1y, PAP 

PUERI'O RICO 
Puerto Rlcan Independence Parly. PIP 

TIJNISIA 
Popular Unity Movement. MUP 

FRA.TEBNAL ORGANISATIONS 

International Falcon Movement/ 
Sectalist Educatlonal International. 
!FM/SEI 
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Syed YousufRaza Gillani 
Syed Zafar Ali Shah 
Zafar Ali Laghart 
Jahangir Badar 

Alan Garcia 
Jose Ore Leön 

Ruben Benios 
Pedro Parrilla 

Ahrned Chenoufl 
Ali Mahdhaoui 
Hussein Mahclhaoui 

Jerry Svensson 
Jacqui Cottyn 
Dimitri Sossal 
Jordl Williams 
Arve Mannßord 
Ofer Sela 
Fuad ElAref 
Alejandro Moraga 

Stefan Guthof 



Abgeordnetcnhuu:s \'UD Berlin - 12. Wahlperiode Drucksache U/5949 

Intemational Union ol Social!st Youlh, 
IUSY 

Socialist International Women. SIW 

Allred Gusenbauer 
Rogez· Hällhag 
Ricard Torreil 
Ruben Giustiniani 
Thrid Birkeland 
LucaCefisl 
Lalllline Goudiaby 
Michael Rüter 

MariaJonas 
Anlta Grad!n 
Ka:rtn Stasius 
Dolors Renau 

MJEMBERS . OF THE SOCTAI.IST UNION OF CENTRAL AND EASTERN 
EUROPE.5UCEE. 

PO LAND 
Polish Soeialist Party, PPS 

ROMANIA 
Soctal Democratic Party, PSDR 

ASSOCIATED ORGANI5ATIONS 

Confederation of the Soctalist Parties 
of the European Community, CSPEC 

Piotr lfkonowtcz 
Stanislaw Wasik 
Jacek Kowalski 
Piotr Wisniewski 

Sergiu Cunescu 

Willy Claes 
Ax:el Hanisch 
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Teachers. IUSDT 

Jewish Labor Bund, JLB 

Socialist Group, European Parliament 

SocialistUnlon af Central and Eastem 
Europe, SUCEE 
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Ana Maria Bettencourt 
Uisa Tomm!lla 
Dietrich Lemke 

Arthur Lermer 
Mitchell Lokiec 
Bono W!ener 

Jean-Pierre Cot 
E!Sso Woltjer 
Barbara Dührkop 

Andor Bölcsföldl 
Helen Bölcsföldl 
Tadeusz Prokopowicz 

GUE5T - ll'il$BNATIONAL ORGAN18ATIONS/PARTIES 

98 

Euskadlko Ezkerra 

Frtedrlch Ebert Stiftung, FES 

International Confederatlon of 
Free Trade Unions, ICFIU 

Democraue & Socialist Intera.fiican 

Jon Larrtnaga 
Marlo Onaindla 

Jürgen Burckhardt 
Ernst Kerbusch 
Rainer Hermann 

Enzo Frtso 

Taieb Sahbani 
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Kurdistan Democratic Party, KDP 

Patrtotlc Union of Kurdistan, PUK 

POLISARIO FRONf 

Christlan Democrat Intematlonal 

Uberal Intemational 

AFGHANIST'AN 
Afghanistan Social Democratlc Party 

ALBANlA 
Soctal Democratic Party of Albanla. PSD 

ALGERIA 
Socialist Forces Front. FFS 

ANGOlA 
Popular Movement forthe Uberatlon 
of Angola. MPIA 

De!shid Barzanl 
Hoshyar Zebari 
:Shirin Agrawi 

,Jalal Talabani 
JKosrat Rasul 

Omar Mansour 
.Jamal Zakaria 
Najat Handa 

J'Uldre Louis 

Julius Maaten 

AminWakman 
Stana Gul Sherzad 
Azim Speen 
Shersha Lawangin 

Skender Gjinushl 
HaxhiAliko 
Paskai Milo 
Valbona Verteniku 

Hocine Ait Ahmed 
J'\mokrane Cherlfi 
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JU!uardo Ruas Manuel 
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ANGOLA 
P;u-tv for Demo~r?.ti<' Renewal. PRD 

ARGENTINA 
Popular Socialist Party, PSP 

ARGENTINA: - -----

Ra.dical Civic Union, UCR 

ARGENTINA 

ARMENIA 
Sectalist P.ar:ty of Annenia 

AZERBAIJAN 
Soctal DemocraUe Party of Azerbaijan, SDP 

BELARUS 
Soctal Democraue Party 

BENIN 
DemocraUe Union of Forees for Progress. 
UDFP -

BENIN 
Movement for Demoeracy and Soe!al Progress, 
MOPS 

Crtstina Pegado Louren<;o 

Guillermo Estevez Boero 
Emesto Jaimovieh 
Eduardo Garcia 
Maria del Carmen V!iias 

Rau! Alfonsin 
Horacto J aunarena 
Mario Negrt 

Ra.ul Aleonada 
Slmön Alberto Läzara 

Jean Krtkortan 
Marto Nalpatlan 
Gework Karapetlanan 

Aras Allsade 
Arzu Abdulajewa 

M!ehail Thatschow 

Abraham Zlnzindohoue 

Nourreini 11djani-Serpos 
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BOTSWANA 
Bots\~.~?n:-: ~c;nr('ratlc P2riy. 9f}P 

CAPEVERDE 
African Party for the Independence 
of Cape V erde, PAICV 

CAPEVERDE 
Movernent for Democracy, MPD 

CENI'RAL AFRICAN REPUBLIC 
Patriotlc Front for Progress. FPP 

CHAD 

CHILE 
Party for Democracy, PPD 

CHILE 
Socialist Party, PS 

COWMBIA 
Uberal Party, PL 
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Aobakwe Mothusi Sekgwa 

Pedro Pires 
Rarnos Arnaldo Andrade 

Danlei Lobo 
Gornes Da Veiga 

Abe!Goumba 
Jaclnthe Wodobode 

Gall Gatta 

Sergio Bitar 
Jose Goiil 

R.icardo Nüfiez 
Isabel Allende 
Hugo Calderön 

Jose Blackburn 
Cesar Perez 
Carlos Esplnosa 
Rodrtgo Garavlto 
Luls Carlos Vlllegas 
lbmando Estrada 
Rodrtgo Turbay 
Miguel Motoa 
Luis Femando Londono 
JUan Guillerrno Angel 
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CO! f)l\ffi!/\ 

CROATIA 
Soctal Democraue Party 

EASTTIMOR 
East Tlrnor Uberatlon Front, FRETILIN 

ELSALVADOR 
Farabundo Marti National Uberation Front. 
FMLN 

EQUATORIAL GUINEA 
SoctalistParty.PSGE 

F1JI 
Fijl Labour Party 

GAB ON 
Soctal!stPartyofGabon,PSG 

GEORGIA 
Soctal Democraue Party of Georg!a. SDP 

GUINEA 
People's Assembly of Guinea. RPG 

GUINEA BISSAU 
Afrlcan Party oflndependence, PAIGC 
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Rafael Vergara 

Antun Vujic 

Abilio .Arüjo 

Sehaflx Jorge Handal 
Manuel Comejo 

Damiän Mikö Anaba 

Navin Maharaj 
Kushma Maharaj 

Mbumbe-King 
Moussavou-King 
Stephanle Bagnena 

Guram Muchaldze 

Mamadou Kelta 
Karam Conde 
Tidjanl C!sse 

Manuel Satumlno Costa 
Arlstldes Games 



Abgeordnetenhaus von Berlin - 12. Wahlperlode 

GUINEA BISSAU 
Snt:"i2I Demo~r8t_i(' Fr-...-.lt:.l. F!JS 

HAITI 
National Congress of Democratlc Movements, 
KONAKOM 

HONDURAS 
Democratic Uberal Revolutionary Movement, 
MO UD ER 

HUNGARY 
Hungartan Social Democratic Party, MSZDP 

HUNGARY. 
Hungartan Soc!alisLf'arty, MSZP 

HUNGARY 
Social-Uberal Democrats (Soctal Wing 
of the Alliance of Free Democrats) 

INDIA 
Congress (I} Party 

INDIA 
Indian Centre for Democratic Soclallsm, 
ICDS 

ITALY 
Democratlc Party of the Left. PDS 

Mr Preira 

Victor Benoit 

Gloria Oquell 

Endre Borbely 
llonaGyörgy 
Lazlo Kapoyl 

Gyulaiiom 
Läszlö Koväcs 

Istvän Podkonlczky 
Irnre Mecs 
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Bhuvnesh Chaturvedl 

1\lladhu Dandavate 
Pradlp Bos~ 

Achllle Occhetto 
P!ero Fassino 
Luig! Colajanni 
Fulvla Bandoll 

G!org!o Napolltano 
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NORYCOAST 
lvory Coast i-'opuiar Front, FPI 

KAZAKHSTAN 
Social Democralle Party of Kazakhstan 

KIRGHIZSTAN 
Social Democrais of Klrghizstan 

I.ESarno 
Lesotho Labour Party. LLP 

IlBERIA 
Ubertan Labour Party 

MADAGASCAR 
National Council of Dynamic Forces, CNFV 

MALAWI 
Interim Commlttee for a Democratic Alliance, 
ICDA 

MAU 
Afrtcan Party for Solldarity and Justice. 
ADEMA 

MAU 
National Congress for Democratic Initiative, 
CNID 
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Laurent Gbagbö 
Gnoangu! Dore Valerie 
Mamadou Konate 
Jules Gnadjue 

Eugene Zhovtis 

Mark Matus. 

Allee Mamolefi Ranth!mo 
Sophie Mamoshoeshoe 

GDakinah 

Jaona Ravaloson 
Frederlque Haftman 

Jonathan Kaunda 

Mouhamedoun D!cko 
Cisse Am!nata D!arra 

Mountaga TaJI· 
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lnstltutional Revolutionary Party, PRI 

MEXICO 
DemocraUe Revolutionary Party. PRD 

MOWOVA 
Soc!al Democrat!c Party of :Moldova 

MONGOLIA 
MongoUan Social DemocraUe Party 

MOZAMBIQUE 
FREUMO 

NAMIBIA 
SWAPO 

NICARAGUA 
Sandinista National Liberation Front, FSLN 

PHILIPPINES 
Phllippines DemocraUe SoctaU.st Party. PDSP 

RUSSIAN FEDERATION 
Soc!al DemocraUe Party 

SfLUCIA 
St Lucta Labour Party. SLP 
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Roberta Lajous V<Ugas 
Gustavo Carv~al 

Porfirto Munoz Ledo 
Ricardo Valero 

Oasu Nantoj 

Bat-Erdeneen Batbayar 
Adiyagin Ganbaatar 
Puntsagiin Ulaanhuu 
Rinchingeen Narangerel 
Losolyn Bjambadgargal 

Alberto Sitho~ 
Amandio Chongo 

Nora Schimming-Chase 

Jos~ Pasos 
Rarnon Estrada 

Chaco Mollna 
Ellzabeth Angsioco 

Bor!s Orlo,.v 

Julian Hunte 
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ST KITTS-NEV!S -
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SLOVENIA 
Soctal Demoeratie Party 

SOUIH AFRICA 
Mrican National Congress. ANC 

SUDAN 
Democrtale Unionist Party, DUP 

11IAILAND 
Sodal Democratle Party 

TOGO 
Afrl.ean People's DemocraUe ConvenUon, 
CDPA 

TOGO 
Togolese Union for Democracy, UTD 

TUNISIA 
Sodalist DemocraUe Party, MDS 

UKRAINE 
United Sodal DemocraUe Party of the 
Ukraine, USDPU 

~osc!yn E Haze!Je 

Jose Puenik 

Cyrii Ramaphosa 
Maiion Sparg 
Sankie Nkondo 
Eleanor Khanyile 
Gug1le NkwinU 
Sibuslso Ndebele 
Barbara Mogan 

AE Elhlnd! 
MEElwasila 
Flmam 
s Elhlndl 
MElturabl 
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Pramote Nakomthab 

Messan Gnlninvl 

EdemK.odjo 
Kanny Rayna Sokpoh 

Isma!I Boulah.xa 
Taleb Mohsu! 

Wladimir Moskowka 
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UKRAINE 
Democratic Renewal Party, PDWU 

USA 
National Democratic Institute, NDI 

URUGUAY 
People's Govertmient Party, PGP 

URUGUAY 
Sociallst Party 

URUGUAY 

ZAIRE 
Union for Democracy & Social Progress, 
UDPS 

ZAIRE 
Congalese National Movement/Lumumba, 
MCL-L, COHCOUCO 

ZAMBIA 
Movement fOI"Multiparty Democracy, MMD 
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Wladimir F!lenko 

Th.omas Melia 

Hugo Batalla 
YamandU.Fau 
Antonio Gallicchio 

Reinaldo Gargano 
Aldo Guerrtni 

Walter Belvisl 

MTshisuaka 
Marie-Claire Ruhamia 
Mrs Kabasela 

Ismail Lubenga P Tutwernota 
Kinghl Kawaya 

Godfrey Miyanda 
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ZiMBABWE 
Zlmbabwe Afrtcan National Union, ZANU-PF 

GVESTSIINDIVIDUALS 

Mikhall Gorbachev 

Ed Broadbertt 

Hanna S!n!ora . 

Falz Abu Rahme 

Zbignlew Bujak 

Diya de Mücio Teixelra 

Demetrto Boersner 

Dieter Konieckl 

Sertac Bucak 

PetreRoman 

\08 

Stephen J Nkomo 
George Payne Kaha 

Drucksache 12/59~9 


	Berlin Drucksache 12/5949 (Seite 1)

